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Kultur... und 


.-arum wir in einer 
klassenlosen Gesellschaft keine brau. 

Es ist hart zur Zeit in Österreich zu lebei 
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Gläserne Zukunft oder Orwell as i 


zum profitablen Geschäft. Ist der anonyme 
Bürger bald nur noch ein historisches Wesen? 




Drei Autoren beleuchten aus verschieb 0 
demokratische Formen beinhalten sol^ e ’ i 
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HEZLNin Mexiko-Citv 
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M Mit ihrer Zapatour 

. .... 

ijm machte sich die EZLN auf 
^■dem Weg nach Mexiko- 
^ City um die 

Friedensverhandlungen 
wieder aufzunehmen. 

Eine Einschätzung zum 
Stand der Dinge und 
die Rede der 

jflCommandante Esther 
^JHvordem Parlament. 
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Wenn der Kanzler dem Volk nach dem Mund redet, kommt selten Ni¬ 
veauvolleres dabei heraus, als wenn er sich seine Reden gleich schrei¬ 
ben lässt. Dabei ist es egal, ob er seine plötzliche wahltaktische Liebe 
für den Fussballclub Energie Cottbus mit leeren Fussballweisheiten und 
weissrotem Schal outet, oder in scheinbarer aufgesetzter und leicht zu 
durchschauender Bescheidenheit, aber mit gewundenden Sätzen dä$ 
Bundeskanzleramt einweiht, oder aber ob er den Stammtischparolen, 
wonach viele Arbeitslose »Drückeberger«, viele Lehrer »faule Säcte 
seien, aufs Heftigste entspricht, indem er erfindet, das »Recht auf Faul¬ 
heit gibt es nicht«. 

Nun wissen wir ja seit längerem, dass die Sozialdemokraten ihren Marx 
nicht mehr kennen, weshalb also sollten sie gar dessen Schwiegersohn 
Paul Lafargue noch kennen? Beide wurden bereits zu Bismarcks Zei¬ 
ten mit den Sozialistengesetzen entsorgt Aber leider hat unser Volks¬ 
beauftragter noch nicht mal die Zahlen im Kopf, denn wie sollen wir 
uns die 323.000 ehemaligen Arbeitslosen allein in Baden-Württem¬ 
berg erklären, die in einem einzigen Jahr, nämlich 2000, wieder Ar¬ 
beitsverhältnisse eingingen? Wir geben gern zu, dass unser Lafargue- 
Reprint diese Leute nicht rechtzeitig erreicht hat, um sie eines Besse¬ 
ren zu belehren, aber vermutlich würden sie uns eh zustimmen, wäre da 
nicht ein Problem: das soziale Elend unter Arbeitslosen und die gesell¬ 
schaftliche Ausgrenzung von Langzeitarbeitslosen, die sie wieder in den 
Arbeitsprozess zwingt 

Schröder, der Ausgrenzer. Ein paar Highligh 

Aber Hauptsache Schröder kann es mit den Me- »Dick Cheney and 1 d 

dien, und wenn »man« es mit denen kann, wird in a recession, We w 

»man« wiedergewählt Aber was ist, wenn die work to be able tc 

Medien eines Tages erkennen, dass es eine neue ^ uman 

Form des Arschkriechertu ms gibt, nämlich das peacefuily«. (V 

wortreiche, aber inhaltslose Kriechen in den , A , , . , 

a lj .. j' r\ ' . . r »We have the attitude 

Arsch der Medien? Dann werden sie anfangen, rd|ess ofwhere 

die gewundenen Satze genüsslich zu zitieren bom . ca „ |eam (lg4 
und wir können uns das bedeutungsschwangere , 

Hin und Her auf der Zunge zergehen lassen, wie ” Thiere ® no sucfl th j n 9 
im Fall des Abschieds vom Staatsratsgebäude a egac ^' - ut ^ n 
zugunsten des neuen Kanzleramts imTiergarten: *1 confirmed to th 

»Ich bin gern hier gewesen. Weil es mitten in ^ppreciateour friends 
der Stadt ist, weil es ein Gebäude mit sehr vielen Premi 

historischen Traditionen, ja Brüchen, ist - jeden- »The California crunc 
falls hat es die erlebt Und wenn ich mitgepiant enough power-gene 
hätte beim Neubau, dann hätte ich gesagt: enough power to poi 
Habt ihr's nicht ein bisschen kleiner?« (Schrö- (New York Times 
der, Originalton) 

Das hat doch was, oder? Und bescheiden der Mann! 

Aber es bräkelt schon; die New York Times hat kürzlich den neuen Be¬ 
griff »Schröderism« geprägt. Was darunter zu verstehen ist? Am Beispiel 
von Schröders enger Freundschaft zu Putin und den USA wurde der 
»Schröderism« ganz genau beschrieben: drei Schritte in Richtung Pu¬ 
tin, zwei zurück zu Bush, ein Micken hter, ein Nicken da. 

Ob die Masche zieht? 

Wenn nicht, dann könnte man ja noch über den Teich schauen und 
von George W. Bush lernen, der wird weitgehend unterschätzt in Euro¬ 
pa. Viele denken, er wäre dumm, nur weil er kurz vor seiner Amtsein¬ 
führung erkennen Hess, dass er noch nicht mal wusste, wie in Europa 
seine Kollegen heissen. Das ist ein krasses Fehlurteil, George oder »Ba¬ 
by Bush« wie er in den USA auch genannt wird, ist alles andere als 
dumm, er ist Präsident und Sprachschöpfer. 

Und wenn man bedenkt, dass er doch einiges zu tun hat, wenn er wei¬ 
terhin seine Spionageflugzeuge nach China schicken will und wenn er 
die gesamte Umweltpolitik seines Vorgängers »überprüfen« muss, und 
das Kyoto-Abkommen zur Reduzierung der Treibhausgase industrie¬ 
verträglich unterlaufen will, uvam., dann gehört doch einiges dazu, 
wenn man gleichzeitig sprachschöpferisch tätig wird. »Bushism« nennt 
man das inzwischen in den USA und die »Bushisms« häufen sich, und 
uns kommt da eine Assoziation, da gab es doch mal.so etwas ähnlich 
Nettes in der alten BRD, einen Präsidenten genannt Lübke, der hat 
ganze Bücher vollgeschrieben mit »Lübke-Englisch« a la Du und ich und 
Deutsch directly into English without circumstances, George wird es 
ihm gleichtun. Es darf fleässig mitgeschrieben werden, dabei hat er ganz 
einfach angefangien und nur immerzu einzelne Worte wiederholt, »tax 


Ein paar Highlights für EnglischK|trdtgs:, 

»Dick Cheney and 1 do not want this nätion tö bi 
in a recession. We want anybody who can find 
work to be able to find work.« (5.12.2000j 

»I know the human being and fish can coexist 
peacefuily«. (Michigan, 29.11.2000) 

»We have the attitude that every child in America - 
regardless of where they’re raised or how they are 


cut, tax cut« (Steuerreduzierung) hat er gerufen, bis ihn die ganze US- 
Armee gewählt hatte. 

Aber seither läuft er zu grosser Form auf, etwa wenn er seinen Kriti¬ 
kern vorhält: »They misunderestimated me«. (Bentonville, 6.11.2000) Ei¬ 
ne geniale Verdopplung aus der Verbindung »misunderstood« (mis¬ 
sverstanden (pidj) und (unterschätzten mich). Mit der 

mangelnden Anerkennung hat er zu kämpfen, deshalb thematisiert er 
es offen: »I thimanybody who doesn'tjtihink l'm smart enough to hand- 
e the job is upjjerestimating.« (US. |#ws & World Report, 3.4.2000) 
Ich glaube em jeder, der nicht daran glaubt, dass ich gut genug für den 
Job (des Präsidenten) bin, untertreibt.) Aber immerhin steht er zu sei¬ 
nen Wortschöpfungen: »l've coined new words like 'misunderstandingV 
(Radio-TV, 29.3.2001) (»Ich habe neue Worte gepägt wie 'missverste¬ 
hen'« - nun das gab es natürlich schon immer.) 

Dafür kann er Spanisch, als Texaner eine klare Sache. 

Bush. »First of all, Cinco de Mayo is not the Independence Day. That's 
diecisEis de Septiembre, and....« 

Matthews: »What's that in English?« 

Bush: »Fifteenth of September«. (31.5.2000) 

Ob in Texas auch andere Grammatikregeln gelten? 

»You teach a child to read and he or her will be able to pass a literacy 
test.« (Tennessee, 21.2.2001) (Du unterrichtestein Kind im Lesen und 

für t» in i ii pDi, bei,ehe " 

)t want this nätiqhtö b£ Nur ein verbaler Ausrutscher, oder ein 

anybody whö cafi find fundamental anderer Sprachgebrauch? 
d work.« (5.12.2000) »And ifyou can't read, it’s going to be hard to 
ig and fish can coexist 9° to College. So when your teachers say, 

gan, 29.11.2000) read - you ought to listen to her.« (Nalle Ele- 

t every child fnÄmiätiea- mentar y Sch °°l, Washington, 9.2.2001) 
■e raised or höw they are wenn man nicht lesen kann, ist es 


bom - can learn. (18.4.2001, New Britatn, Cotmee.) scbwer ans College zu kommen. Wenn des- 
»Thiere's no such thing as legacies. At least, therels halb eure Lehrer sagen, lese - dann solltet 
a legacy, but l.'ll never see it.« (31.1.2001) hr ibr zuhören ) 

»I confirmed to the prime minister that we Als an seinen Fähigkeiten Zweifel aufkamen, 
appreciate our friendship.« (5.2.2001, an Canadas verteid ' gte sich shrub ( Wor t für Busch, wie 
Premier Chretien) ' er auch genannt wird): »The woman who 

ataar * —&»»«äst 

ÄS5ST ,ch yS n,e r' viewt| 

Mit Aktiv und Passiv hat er es also auch 
. , n . , . , n ' c ^ so ' da für we iss er ganz genau, was der 

Unterschied zwischen Exekutive und Legislative in einer Demokratie be- 
deutet: 

«The legjslatm^fc is to Ile law. It's the executive branch's job to in- 
erpre^ aw, ( yy. 10 J||)Q) (Die Aufgabe der legislative ist es Ge- 

er a Ä^a der || kutjve diese zu interpretieren.) 
icht d ^ ut i[^penä||Er uns leichter: 

» am mind ül ofthe difference between the executive branch and the 
legislative branch. I know the difference, and that difference is they 
pass the laws and I execute them.« (18.12.2000) (Ich denke an den Un- 
tersc^ed zwischen Exekutive und Legislative. I weiss den Unterschied 
un er ist, sie verabschieden die Gesetze und ich führe sie aus. Nett 

a ei ist, dass execute auch hinrichten heissen kann: »ich richte sie 
hm.«) 

Noch irgendwelche Fragen? 

»I think if you know what you believe, it makes a lot easier to answer 
questions. I can't answer your question.« (4.10.2001) (Ich denke, wenn 
man weiss, an was man glaubt, ist es viel einfacher Fragen zu beant¬ 
worten. Ich kann Ihre Frage nicht beantworten.«) 

Und was kann Bush nun eigentlich? 

»This is what l'm good at. I like meeting people, my feilow citizens, I li¬ 
ke interfacing with then.« (8.11.2000, Pittsburgh) (Ich kann sagen, wor¬ 
in ich gut bin. Ich mag es Leute zu treffen, meine Mitbürger, ich mag 
mich mit ihnen .... Bush nimmt interfacing, weil er vermutlich daran 
denkt, jemand ins Gesicht zu sehen, es müsste interacting (= austau- 
schen) heissen, den interfacing ist ein Hauptwort und bedeutet »Ein¬ 
lage«. I 

Alexander Celso 


»The California crunch really isthe resultof not 
enough power-generating plants and then not 
enough power to power the generating plants.« 
(New York Times, Interview, 14.1.2001) 


»The legrslature's jo. 
terpret law. (Texas, 
setze-zu erlassen, dl 
Nicht deutlich gern 
»I am mindful ofth« 
legislative branch. 


ann: »ich richte sie 
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Standortwahn 


Konflikt um Airbus-Werkserweiterung in Hamburg 

Von Caston Kirsche (gruppe demontage), Hamburg 


m Elbwatt darf gebaggert werden. Das 
Oberverwaltungsgericht Hamburg hat 
am 19. Februar abends den Baustopp 
aufgehoben für die Erweiterung des Ai r« 
bus-Werkes Finkenwerder, einem Ham¬ 
burger Stadtteil am Südufer der Elbe. 
Die 289 anhängigen Klagen gegen den 
Bebauungsplan werden zwar noch in der 
Hauptsache vor Gericht behandelt wer¬ 
den, aber in ■ der Elbeinbuchtung 
Mühlenberger Loch kann ab sofort mit 
der Zuschüttung des Elbwattes für die 
Erweiterung des Airbus-Werksgeländes 
begonnen werden. Das Gericht erklärte 
in seinem Beschluß: »Sollte man nicht 


dem Ergebnis, dass die Nachteile eines 
weiteren Baustopps für die Behörde und 
die.EADS schwerer wiegen als die der 
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Das westeuropäische; Airbus-Konsor¬ 
tium EAD5 spielte Standorte gegenein¬ 
ander aus, drohte damit, den Airbus A 
380 ausschließlich in Toulouse fertigen 
zu lassen, wenn es aus Hamburg im Fe¬ 
bruar keine rechtsverbindlichen Zusagen 
gibt. Auf Kosten der Stadt und der Na¬ 
turwird nun ein Wattgebiet der Elbe be¬ 
baut werden. 160 Hektar des Mühlen¬ 
berger Loches 
wprripn als Er- 
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Setzungen für die Produktion des Super- 
Jumbos gegeben: Platz für Werkhallen 
ist neben den kaum genutzten und ge¬ 
eigneten Startbahnen des Rostocker 
Flughafens vorhanden. Und es gibt vie¬ 
le qualifizierte Arbeitslose, auch Flugin¬ 
genieure. Aber bei Standortentscheidun¬ 
gen geht es nicht nur um günstige Pro¬ 
duktionsbedingungen. Die Chefs von 
Airbus lassen sich gerne von den Kom¬ 
munen zusätzliche Geschenke machen 
in Form von Infrastruktureinrichtungen 
und politischer Rückendeckung für ihre 
Konzeminteressen. Darin ist Hamburgs 
SPD ebenso geübt wie beim Offerieren 
der sogenannten weichen Standortfak¬ 
toren. 

Die 289 Klagen gegen die Werkser¬ 
weiterung von Airbus kommen nicht nur 
von Anwohnern, die vermehrten Flug¬ 
lärm befürchten. Es sind auch Bauern 
aus Hamburgs an das Airbus-Werk an¬ 
grenzendem Obstanbaugebiet, dem »Al¬ 
ten Land«, die auf ihre Apfel- und Kirsch¬ 
bäume nicht für ein erweitertes Airbus- 
Gelände verzichten wollen. Für das 
einmalige und geschützte Feuchtbiotop 
Mühlenberger Loch, ein international 
anerkanntes Vogelschutzgebiet, setzen 
sich mehrere Naturschutz¬ 
verbände ein: Diese Elbein- 
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beginnen können, wäre das Projekt auch 
dann endgültig gescheitert, wenn die 
Kläger später in den anhängigen Ver¬ 
fahren unterliegen würden.« Auf dieser 
Grundlage, so das Gericht, komme es im 
Rahmen seiner Interessenabwägung zu 


hcridi icfii lui ui 


gere Startbahnen für den neuen, großen 
Airbus A 380. Letztes Jahr hatte sich 
Hamburg gegen Rostock als alternativen 
Produktionsort durchgesetzt. Dabei wä¬ 
ren in Rostock-Laaken bessere Voraus- 
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reißen die Bauern die Mütze vom Kopf j 
und rufen »Vive la France!« Aber in Ham-i 
bürg rennt der Bauer zum nächsten Te-| 
lefon und beschwert sich sofort«. Horst; 
Niehaus redete sich bei seiner Rede am. 
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6. Februar ordentlich in Fahrt. Stichwort¬ 
geber für seinen Ausruf war ein Trans¬ 
parent mit der Aufschrift »Über Toulouse 
lacht die Sonne, über Hamburg die 
ganze Welt«. Als Betriebsratsvorsitzender 
im EADS Airbus-Werk Finkenwerder auf 
der Südseite der Elbe leitete er die Kund¬ 
gebung. Niehus plapperte die Propa¬ 
ganda der Airbus-Werksleitung nach: 
Der A 380 sei die »größte Herausforde¬ 
rung in der Geschichte« von Airbus, des¬ 
halb hätte »die Sicherung des Standor¬ 
tes Hamburg jetzt absolute Priorität.« 
Dem Aufruf des Betriebsrates und der IG 
Metall waren 5000 Leute gefolgt, aus 
mehreren Airbus-Werken Norddeutsch¬ 
lands. Unter dem Motto »Arbeitsplätze 
für die Region - Welcome A 380« de¬ 
monstrierten allein 
über 3000 Beschäf¬ 
tigte aus dem Air¬ 
bus-Werk Finkenwer¬ 
der nach der Mit¬ 
tagspause in die 
Hamburger City. Als 



Betriebsversammlung 
deklariert, während 
der Arbeitszeit. Der 
Betrieb auf der Flug¬ 
zeugwerft ruhte 
währenddessen. Das 
sei in diesem Fall aber 
OK, man ziehe schließlich an einem 
Strang, erklärte ein Sprecher der Airbus- 
Betriebsleitung. Den Produktionsausfall 
bezeichnete er als »Investition in die Zu¬ 
kunft«. Kaum verwunderlich, da auf der 
Kundgebung auch ein Vertreter der Han¬ 
delskammer Hamburg eine flammende 
Rede für Investitionssicherheit bei Indu¬ 
strieprojekten halten konnte, für die er 
Applaus bekam von den anwesenden 
Gewerkschaftern. Die Kombination von 
roten IG Metall-Cappies und IG Metall- 
Fahnen mit Firmenaufklebern »Welcome 
Airbus« und Transparenten mit Werbe¬ 
slogans für die Werkserweiterung von 
Airbus symbolisierte eine harmonische 
Betriebsgemeinschaft von Kapitalisten 
und Angestellten. Auf Transparenten 
wurde die Propaganda des Airbus-Kon¬ 
sortiums von ihren Angestellten präsen¬ 
tiert: »A 380 - der ist groß, 4000 Men¬ 
schen nicht mehr arbeitslos!« Daneben 
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das Firmenlogo »Welcome Airbus«. Auf 
Nachfrage bestätigten Airbus-Beschäf¬ 
tigte, dass sie an die Versprechen der 
Chefs von Airbus glauben. So eine jun¬ 
ge Fluggerätemechanikerin: »Mit dem 
neuen Airbus können wir sicher sein, 
nach der Ausbildung übernommen zu 
werden«. Bärbel Ferwing, die als Kon¬ 
strukteurin bei Airbus arbeitet, erklärte 
einem Reporter des Hamburger Abend¬ 
blattes: »Wir sind hier, weil wir mehr Plät¬ 
ze für Auszubildende wollen.« Und dafür 
vertraut sie auf die Expansionspläne der 
Firmenleitung. Das Airbus auch nur ein 
Unternehmen ist, das auf Profitmaximie¬ 
rung orientiert ist und keine Arbeitsbe¬ 
schäftigungsmaßnahme, war überhaupt 
kein Thema. Dabei gibt es im Airbus- 
Werk Finkenwerder gerade einen Kon¬ 
flikt um Überstunden: 

Laut einer betrieblichen 
Sonderregelung arbeiten 
18 Prozent der Beschäf¬ 
tigten 40 statt der tarif¬ 
lich vereinbarten 35 
Stunden. 

Airbus will 
diese Zahl 
jetzt sogar 
noch er- 





höhen. Die IG Metall ist 
im Prinzip dagegf®g|||g^ 
der Betriebsrat \ wird 
wohl zustimmen -Im In¬ 


teresse der Betriebsge 
meinschaft. Das in den 
90er Jahren reihenwei¬ 
se Fachkräfte entlassen 
wurden und seit dem durch Leistungs¬ 
verdichtung und Rationalisierung we¬ 
niger Beschäftigte mehr leisten müssen, 
davon redet eh keiner. 1995 plante Air¬ 
bus mit dem Rationalisierungskonzspt 
»Dolores« die rücksichtslose Entlassung 
von 2360 Beschäftigten. Vor sechs Jah¬ 
ren erreichten IG Metall und Betriebsrat 
durch ihren Protest eine teilweise Rück¬ 
nahme der Massenentlassung. Heute 
rühren sie die Werbetrommel für den Air¬ 
bus-Konzern. IG Metall, DGB und DAG 
haben sich in eine »Allianz für den A 
380 in der Metropolregion Hamburg« 
einbinden lassen. In dem Appell dieser 
Allianz, der als ganzseitige Anzeige in 
hamburger Tageszeitungen erschien, 
wird das Interesse der Chefs und Ak¬ 
tionäre von EADS-Airbus zum Allge¬ 
meinwohl erklärt: »Niemand darf zu La¬ 
sten der Gemeinschaft sein llpftjerpsse 
durchsetzen, sondern die Metp Ä 


on Hamburg verdient als Ganzes unsere 
Förderung. Entscheidend für eine gute 
Zukunft der Metropolregion Hamburg 
ist und bleibt eine florierende Wirt¬ 
schaft. Der Bau des A 380 sichert auf 
mehr als eine Generation eine neben 
Seattle und Toulouse weltweit führende 
Stellung im Flugzeugbau, schafft und si¬ 
chert tausende von Arbeitsplätzen...«. 
Das die Handelskammern und Industrie¬ 
verbände der Region einen solchen Text 
gerne unterschreiben ist klar. Der Präsi¬ 
dent der Hamburger Handelskammer 
Nikolaus Schües, ist denn auch feder¬ 
führend bei der Allianz dabei, um die 
Verwertungsbedingungen fürs Industrie¬ 
kapital abzusichern: »Wir brauchen un¬ 
bedingt Erfolg für den A 380.« Schües 
versteht sein Geschäft, auch etwas 
Schreckensmalerei 
gehört dazu. Auf 
der Pressekonfe¬ 
renz der »Allianz 
für den A 380« pro¬ 
phezeite er, falls 
die Produktion 
nicht nach Ham¬ 
burg käme, eine 
»erdbebenähnliche 
Erschütterung in 
ganz Nörddeutschland. Dann bricht hier 
das Bestehende zusammen. Die Lage ist 
viel dramatischer, als es 
scheint.« Hamburgs Bürger¬ 
meister Ortwin Runde, SPD, 
sagte sofort eifrig seine Zu¬ 
stimmung zu: »Ich kann den 
Appell nur unterstützen.« 
Und Erhard Pumm, Vorsit¬ 
zender des Hamburger 
DGB, versibherte der Handelskammer: 
»Da passt zwischen uns kein Blatt.« Die 
in Hamburg mitregierenden Grünen hal¬ 
ten aus Koalitionsräson still oder betei¬ 
ligen sich an der Standort-Beschwörung. 
So hat Bürgermeister Runde freie Fahrt 
für seine Phrasen: Er sei zuversichtlich, 
dass das Oberverwaltungsgericht »die 
europäische Dimension des Projekts« 
würdigen werde, was nur bedeuten kön¬ 
ne, dass es »den Sofortvollzug für den 
Bau anordnet.« 

Am 19. Dezember hat sich die EADS 
Airbus GmbH dafür entschieden, den 
neuentwickelten Super-Jumbo zu bau¬ 
en. Das Großraumflugzeug A 380 
wird bis zu 800 Passagieren befördern 
können und 16.000 Kilometer weit 
fliegen können -nonstop. Damit kon¬ 
kurriert das westeuropäische Airbus- 

















Konsortium das erste Mal in der Jumbo¬ 
klasse mit dem Marktführer Boeing aus 
Seattle. Aber nicht nur mit US-Firmen 
wird konkurriert: Auch die nationalen 
Firmen innerhalb von Airbus wetteifern 
darum, wer welche Produktionsanteile 
für welche Standorte sichert. 

Die Stadt Hamburg hat sich in die¬ 
sem Wettkampf frühzeitig engagiert. 
Beim Spazierengehen an der Elbe sind 
sie nicht zu übersehen: Die Informati¬ 
onscontainer von EADS Airbus auf den 
Anlegern der Elbbarkassen. Es wird ei¬ 
nen Moment laut, wenn eine Beluga zur 
Landung in Finkenwerder ansetzt. Das 
riesige Transportflugzeug scheint in die 
Elbe zu stürzen. In den Belugas werden 
die Einzelstücke der bereits seit 1992 
hier produzierten kleineren Airbusse zur 
Montage aus anderen Airbus-Werken 
eingeflogen. Auf Teufelsbrück, dem An¬ 
leger direkt gegenüber vom Airbus- 
Gelände auf der anderen Elbseite, klebt 
ein Aufkleber gegen die Werkserweite¬ 
rung einsam am Infocontainer. Drinnen 
liegen Broschüren aus, mit Titeln wie 
“Hamburg -Die Standortalternative für 
den A3XX«. Verfasst von der Wirt¬ 
schaftsbehörde, finanziert von der Stadt 
Hamburg. Auch große Buttons gibt es i 
dort, bunt bedruckt mit einem Prototyp 
des A380 und dem Slogan »Arbeitsplät¬ 
ze für Hamburg«. Der Unterschied 
zwischen Privatwirtschaft und Behörde 
verwischt ebenso wie der zwischen Ar¬ 
beitnehmerinteressen und Geschäfts¬ 
führung. 

Ende Januar schaltete EADS Airbus 
Vierfarbanzeigen. Dort verkündete 
scheinbar gar nicht die Geschäftsleitung 
die Airbus-Devise: »Am 19.12. 2000 hat 
Airbus Industrie beschlossen, die A 380, 
das größte Verkehrsflugzeug der Welt, zu 
bauen. Wir, die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der EADS Airbus...« Über¬ 
schrift: »Wir wollen dabei sein!« Als 
Sympathieträger sind zwei Auszubilden¬ 
de abgebildet, im Text werden »4000 
hochqualifizierte und dauerhafte Ar¬ 
beitsplätze« angepriesen. Da der Fir¬ 
menleitung aber kaum jemand wider¬ 
spricht, wiederholen die Chefs von Air¬ 
bus gerne diese Behauptung. Rainer 
Hertrich, einer der beiden Vorstand¬ 


schefs von EADS Airbus, nannte kürzlich 
wieder die Zahl von 45.000 neuen Ar¬ 
beitsplätzen bundesweit durch den A 
380, davon über 4.000 in Hamburg. Auf 
Kritik, diese Prognose sei unrealistisch, 
antwortete er in einem Interview unge¬ 
halten: »Solche Überlegungen entbehren 
jeder Grundlage.« Stattdessen stellt Her¬ 
trich lieber der Stadt Hamburg ein Ulti¬ 
matum: »Wenn der Termin gehalten wer¬ 
den soll, muss die Stadt bis Mitte Febru¬ 
ar mit ihren Arbeiten anfangen. 
Schließlich soll der A380 im Jahr 2004 
zum ersten Mal fliegen.« Nachdem das 
Verwaltungsgericht Hamburg am 19. 
Dezember per einstweiliger Verfügung 
einen Stopp des Baubeginns verfügt hat¬ 
te, haben die Anwälte von EADS Airbus 
der zweiten Instanz, dem Oberverwal¬ 
tungsgericht Hamburg, am 2. Januar ei¬ 
nen eindeutigen Brief geschickt: nur 
noch bis spätestens 15. Februar sei eine 
Verzögerung des Baubeginns »unter 
Ausschöpfung aller Maßnahmen kom¬ 
pensierbar.« Ansonsten »wird die bereits 
früher erörterte Alternative (Toulouse) 
aufgrund der für Hamburg herrschenden 
Planungsunsicherheit erneut zum Ge¬ 
genstand von Beschlußfassungen in den 
Gremien der Airbus Industrie gemacht 
werden.« Nun hat sich das OVG Ham¬ 
burg ein paar Tage länger Zeit gelassen. 
In ungewohnter Deutlichkeit haben 
Hamburgs Bürgermeister Runde und 
sein Wirtschaftssenator Thomas Mirow 
eilig dem Gericht ihre Meinung kundge¬ 
tan: Runde erklärte, es sei »relativ abwe¬ 
gig, den Gemeinnutz dieses Projektes 
nicht anzuerkennen.« Genau das war die 
Begründung für den Baustopp. Falls das 
Projekt Airbus scheitere, liege das »an 
der spezifischen Sichtweise des Gerich¬ 
tes.« Mirow erklärte bereits im Dezember 
gegenüber dem Hamburger Abendblatt: 
»Was die Arbeitsplätze angeht, stehe ich 
unter dem Eindruck, dass es hier bei Ge¬ 
richt eine prinzipielle Auffassung gibt, 
die ich nicht teile. Nämlich die, es kön¬ 
ne in einer Marktwirtschaft für Arbeits¬ 
plätze gleichsam eine juristische Garan¬ 
tie geben.« Nachdem Mirow so durch die 
Blume zu verstehen gibt, was von den 
angeblichen 4000 Arbeitsplätzen zu 
halten sei, wird er noch eindeutiger: 



»Sollte aber das Projekt endgültig schei¬ 
tern, - wovon ich nicht ausgehe -wäre 
der Schaden für den Industriestandort 
Hamburg unübersehbar.« Jürgen Tho¬ 
mas aus dem Vorstand von Airbus griff 
Anfang Februar dieses Szenario erneut 
auf: Das Schicksal Hamburgs beim Bau 
des A 380 hänge am seidenen Faden, im 
Februar müsse entschieden werden. Ge¬ 
richtssprecherin Angelika Huusmann 
gab daraufhin bekannt, die Entschei¬ 
dung des OVG werde in der Woche ab. 
dem 19. Februar fallen. Der Sprecher der 
Hamburger Wirtschaftsbehörde, Bernd 
Meyer beeilte sich zu versichern, dass da¬ 
mit noch die Frist von Airbus eingehal¬ 
ten werden könne: »Wir gehen davon 
aus, dass die achte Woche noch zeitge¬ 
recht ist.« 

Der Präsident der Handelskammer, 
Schües, hat derweil eine klare Orientie¬ 
rung ausgegeben: Die Hamburgerlnnen 
dürften nicht mehr »fragen, wie man in 
Hamburg lebt, sondern wovon.« 

So ist das Versprechen und die Er¬ 
pressung mit Arbeitsplätzen an seinem 
elendigen Endpunktangekommen: Le¬ 
bensqualität egal, Natur nebensächlich, 
Hauptsache irgendeine Arbeit. 

Im Interesse eines vermeintliches Ge¬ 
meinwohles appellierte Schües wieder¬ 
holt an den Patriotismus der Airbus-Geg¬ 
ner: Es sei Zeit »nun patriotisch zu han¬ 
deln und den gesamtstädtischen 
Interessen den Vorrang vor individuel¬ 
len Anliegerinteressen einräumen.« 
Gemeinwohl gleich gute Verwertungs¬ 
bedingungen für Kapital. Das zu be¬ 
haupten ist auch sein Job. Nur gibt es 
außer ein paar Klägern kaum jemanden, 
der ihm widerspricht. Allein von der Bür¬ 
gerschaftsfraktion Regenbogen, die sich 
wegen des Jugoslawienkrieges von der 
grünen GAL abgespalten hat, ist Kritik 
zu hören. Deren Abgeordneter Norbert 
Hackbusch sprach angesichts der Air¬ 
bus-Propaganda von »einer Angstkam¬ 
pagne der Wirtschaft«. Die wolle damit 
»sicherstellen, dass Großprojekte durch 
Steuergelder subventioniert werden, un¬ 
abhängig davon, wieviel Schaden sie an- 
richten.« Leider übersah Hackbusch, dass 
Gewerkschaften, SPD und Senat für die¬ 
se Angstkampagne willfährige Erfül¬ 
lungsgehilfen sind. In Hamburg grassiert 
der patriotische Standortwahn. 









Ebenso selbstverständlich, wie 
sich einige Menschen in einem 
Container stecken lassen, damit 
ihr Zusammenleben gefilmt und 
an ein Millionenpublikum aus¬ 
gestrahlt werden kann, lässt es 
die meisten Bürger unberührt, 
wenn Daten von ihnen gesam¬ 
melt und ausgewertet werden. 
Eigentümlich, denn Anfang der 
achtziger Jahre entstand in der 
alten Bundesrepublik eine brei¬ 
te Diskussion über den Überwa¬ 
chungsstaat Anlass war hierfür 
die bevorstehende Volkszählung 
und das symbolische Jahr 1984, 
das an George Orwells »grossen 
Brüder« erinnerte. Der »gläserne 


Bürger^ der »gläserne Arbeit¬ 
nehmer« wurden Schlagworte für-. 

diese Diskussion. Knapp zwanzig 
Jahre später ist diese Diskussion 
eine Expertendiskussion, obwohl 
die Eingriffe in die'Privatsphäre 
des bürgerlichen Individuums, 
zum Teil die entworfenen Szena¬ 
rien übertreffen. 
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vitäten im Netz, ermöglicht durch das 
Abspeichern von Cookies auf fremden 
PC's, erregt inzwischen das Interesse von 
Internet-Nutzern, Technikern und Politi¬ 
kern. Firmen wie Doubleclick benutzten 
die so gewonnenen Informationen für 
gezielte Online-Werbekampagnen. An¬ 
dere wie z.B. Adfinity kombinieren diese 
Daten mit persönlichen Daten aus an¬ 
deren Quellen zu vollständigen Profilen 
des Nutzerverhaltens online und offline. 
Auch einer der diesjährigen US-ameri¬ 
kanischen BigBrotherAward-Preisträger 
ist in diesem Berich des Datensammelns 
und Datenschürfens tätig. Die Firma 
»Choice Point«, mit Firmensitz in Atlan¬ 
ta und über 4.000 Mitarbeitern welt¬ 
weit, wurde für ihren umfangreichen Ver¬ 
kauf von Daten beständen ausgezeich¬ 
net. 

Ob es sich um Suchmaschinen für 
persönliche Daten, den durchdringen¬ 
den Gebrauch von Cookies und anderen 
problematischen Datenträgern, die auf 
Festplatten gespeichert werden, um In¬ 
formationen für gezielte Werbekampa¬ 
gnen zu erhalten, oder den Versuch von 
Intel, jeden PC im Netz mit einer einzig¬ 
artigen und auffindbaren Identität zu 
versehen, handelt, - der gewaltige Ap¬ 
petit der Geschäftswelt nach persönli¬ 
chen Informationen ist offensichtlich 
und dieser Hunger ist für Marktfor¬ 
schunginstitute ein sehr lukrativer 
Markt. In einer gewissen Hinsicht macht 
dieses System das gleiche wie andere Fir¬ 
men mit ihrer Post-Werbung seit Jahren. 
Aber das Internet-System ist genauer, es 
stellt nicht nur fest, welche Magazine 


Konsortium auch wohl begründet. »Der 
Apache Webserver ist mit geschätzten 
40-60 Prozent Marktanteil einer der 
meistverwandten Webserverim Internet. 
Er ist als Open Source Software kosten¬ 
los verfügbar und wird sowohl von kom¬ 
merziellen als auch privaten Internet-An¬ 
bietern eingesetzt ... In der Standard- 
Konfiguration protokolliert der Apache 
Webserver unter anderem die IP-Adres¬ 
se des Abfragenden und die Namen der 
abgerufenen Webseiten mit. Diese Infor¬ 
mationen stellen eine Verletzung der Pri¬ 
vatsphäre des Benutzers dar, da mit Hil¬ 
fe von verhältnismässig einfachen Ana¬ 
lysewerkzeugen im Nachhinein 
ermittelbar ist, welcher Anwender wel¬ 
che Seiten in welcher Reihenfolge abge¬ 
rufen und wie lange er sie sich angese¬ 
hen hat.« 

Aber nicht nur aus kommerziellen In¬ 
teressen wird versucht an persönlichen 
Daten im Internet zu kommen. Auch das 
Interesse von Regierungsstellen an ei¬ 
ner Überwachung des Internets ist sehr 
groß, ob es nun Strafverfolgungsbehör¬ 
den oder Geheimdienste betrifft. Das 
berühmteste Beispiel ist die juristische 
Auseinandersetzung, um das Verschlüs¬ 
selungsprogramm »Pretty Good Privacy«, 
das us-amerikanische Regierungsstellen 
verbieten wollten, weil sie im Interesse 
der nationalen Sicherheit, nicht an In¬ 
formationen kommen könnten, die mit 
dieser Software verschlüsselt worden 
sind. Die e-mail Observation ist wohl ei¬ 
ner der grössten Begehrlichkeiten von 
Geheimdiensten. Immer wieder werden 
Gesetzesvorhaben eingebracht um eine 


Daten verpflichtet werden sollen, lässt 
dieses Projekt noch ein wenig in der Luft 
hängen (s.a. Kasten BigBrotherAward 
2001, FBI). Weitaus weiter ging das In¬ 
teresse des amerikanischen Geheim¬ 
dienst NSA, das ebenfalls den gesamten 
e-mail-Verkehr überwachen wollte, in 
dem sie die Computerhersteller ver¬ 
pflichten wollte sogenannte Clipper- 
Chips in ihre Computer einzubauen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint 
die Einführung von digitalen Unter¬ 
schriften, die zu rechtsverbindlichen Ver¬ 
tragsabschlüssen führen sollen, wenig 
attraktiv. 

Spot 2 - Videoüberwachung 

Videoüberwachung ist in letzter Zeit sehr 
in Mode gekommen. Vor allem konser¬ 
vative Politiker sind von der Vorstellung 
mittels Videoüberwachung eine har¬ 
monischere Zukunft herzustellen, be¬ 
geistert. Sie führen Statistiken aus Groß¬ 
britannien ins Felde, ein Land in dem 
diese Praxis schon eingeführt ist. Diese 
Statisken sind aber zumindest frag¬ 
würdig. 

Die fantastischen Werte von Krimi¬ 
nalitätsrückgängen basieren nicht auf 
wissenschaftlichen Studien, sie sind le¬ 
diglich Produkt von »ärmlichen ad-hoc 
Bemühungen unqualifizierter und ei¬ 
gennützigen Praktiker«, wie es R.Parson 
und N.Tilley in der Zeitschrift »British 
Journal of Criminology« 1998 ausdrück¬ 
ten. Es gibt keine Langzeitstudien in die¬ 
sem Bereich. Auch Thilo Weichert kon¬ 
statiert: »Vorliegende Statistiken, wo- 



man abonniert hat, sondern auch, wel¬ 
che Artikel man liest. Im Netz können 
sehr spezifische Informationen, die in 
den klassischen Erhebungsweisen oft¬ 
mals nicht erhältlich sind, erhoben wer¬ 
den und dementsprechend ausgefeilte 
Kundenprofile erstellt werden. Von da¬ 
her ist die letztjährige deutsche BigBro- 
therAward-Preisverleihung an Apache 


vollständige Überwachung des e-mail- 
Verkehrs zu erreichen. Im europäischen 
Parlament wurde letztes Jahr das Enfo- 
pol-Projekt verabschiedet, was im Gro¬ 
ben eine Überwachung des gesamten 
Telekommunikationsnetz in Europa be¬ 
deutet. Allein die noch schwierige Zu¬ 
sammenarbeit mit Providern, die für die 
Sicherung und Weitergabe der Internet- 


nach in beobachteten Gebieten 
Straftaten massiv zurückgegangen sein 
sollen, scheinen diese Vorteile zu be¬ 
stätigen. Tatsächlich ist mir aber bis heu¬ 
te, trotz des seit über 30 Jahren erfol¬ 
genden Einsatzes dieser Technik, keine 
seriöse wissenschaftliche Studie be¬ 
kannt, wonach Videoüberwachung im 
öffentlichen Raum durch die präventive 
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und repressive Wirkung zu einer nach¬ 
haltigen Verbesserung der Sicherheits¬ 
lage allgemein geführt hätte.« Obwohl 
mittlerweile fast alle britischen Städte 
die Videoüberwachung eingeführt ha¬ 
ben, schlägt sich dies nicht in der allge¬ 
meinen Kriminalitätsstatistik nieder. Die 
Auswirkungen der Installationen von 
Überwachungskameras an öffentlichen 
Plätzen ist eine relativ teure Investition 
und ihre Wirkung ist zumindest fragwür¬ 
dig oder gar kontraproduktiv: »Straftä¬ 
terweichen auf unbeobachtete Bereiche 
aus. Eine vollständige technische Über¬ 
wachung sämtlicher möglicher Risikoor¬ 


tionsmöglichkeiten fragwürdig.« (Thilo 

Weichert.) Warum also erfreut sich 

diese Technologie so großer Beliebtheit? 

In Frankfurt wurde der erste Feldver¬ 
such an der Konstabler Wache einge¬ 
führt. Zwei schwenkbare Kameras ste¬ 
hen sich gut sichtbar gegenüber und 
haben den gesamten Platz in ihrem 
Blickfeld. Die Konstabler Wache ist ei¬ 
ner der zentralen Plätze Frankfurts und 
einer der Knotenpunkte des öffentli¬ 
chen Nahverkehrs. Zwischen Konstabler 
Wache und Hauptwache erstreckt sich 
die »umsatzstärkste Meile« der Bundes¬ 
republik, wie die Zeil gerne in Nebensät- 


pen zu vertreiben. In diese Logik passen 
auch die Untersuchungergebnisse von 
Clive Norris und Gary Armstrong, die in 
Großbritannien die Kamera-Beobachter 
von drei Videokontrollzentren beoabach- 
tet haben. Sie kommen zu folgendem 
Schluss: »Signifikant aber waren jene 
Fälle , bei denen Personen nur deshalb 
als »verdächtig« eingestuft werden, weil 
sie zu einer bestimmten Kategorie, zu ei¬ 
ner sozialen oder subkulturellen Gruppe 
gehören.« Zu gleicher Einschätzung 
kommt auch Thilo Weichert: »Erfahrun¬ 
gen zeigen, dass vornehmlich Minder¬ 
heiten und gesellschaftliche Außenseiter 



te ist nicht möglich. Durch Fehlalarme 
und unbegründete Interventionen kön¬ 
nen Sicherheitsrisiken erst ausgelöst wer¬ 
den. Die technische Kontrolle gewähr¬ 
leistet nicht, dass in Gefahrensituatio¬ 
nen kurzfristig Hilfe kommt. 
Voraussetzung hierfür ist ein jederzeit 
verfügbares, personell aufwändiges 
Alarmsystem. Existiert dieses nicht, so er¬ 
weist sich ein eventuell bestehendes 
subjektives Sicherheitsgefühl als trüge¬ 
risch. Durch eine solche Fehleinschät¬ 
zung können Risikosituationen erst pro¬ 
voziert werden. Der Eindruck, eine Ge¬ 
fahrensituation werde durch 
Videoüberwachung technisch kontrol¬ 
liert, führt u.U. dazu, dass dringend not¬ 
wendige, vor Ort verfügbare nichtprofes- 
sionelle Hilfe unterbleibt, auch aus 
Angst vor der Dokumentation unsach¬ 
gemäßer Hilfeleistung. Der Beweiswert 
von (v.a. digitalen) Bildaufnahmen ist 
wegen der äußerst einfachen Manipula- 


zen genannt wird. Hier an der Konsta¬ 
bler Wache konnte auch Haschisch etc. 
in kleineren Mengen gekauft werden. 
Diese »mobilen Einkaufsmöglichkeiten« 
regten aber auch die Kriminalitätsp¬ 
hantasien Frankfurter Politiker an und so 
wurde, neben dem Bahnhofsviertel, die 
Konstabler Wache zum Kriminalitäts¬ 
schwerpunkt Frankfurts hochstilisiert. 
Die Szenerie hat sich nun zur Hauptwa¬ 
che verlegt und fügt sich mit der sich 
dort treffenden Obdachlosenszene zu ei¬ 
ner ganzheitlichen Outlaw-Szenerie zu¬ 
sammen. Inmitten vom Einkaufstrubel. 
Es scheint derselbe Verdrängungsvor¬ 
gang stattzufinden, wie Vorjahren mit 
der Vertreibung der Junkie-Szene aus 
den Grünanlagen an der Taunusanlage, 
weil dies den Bankern auf dem Weg zur 
Arbeit und in der Mittagspause übel auf- 
gestossen war. Mit der Installation von 
Videoüberwachungsanlagen wird vor al¬ 
lem versucht, unliebsame Personengrup- 


(z.B. Ausländerinnen, Jugendliche, 
Punks, Drogenkonsumentinnen) ins Vi¬ 
sier der Videoüberwachung geraten auf 
Grund der besonderen Auswahl der Ka¬ 
merastandorte und auf Grund der selek¬ 
tiven automatisierten wie der persona¬ 
len Auswertung.« 

Aber es gibt auch andere Bereiche 
der Videoüberwachung: private Grund¬ 
stücke, Immobilien, Banken, Kaufhäuser, 
Verkehrsregelungen, an wichtigen Kreu¬ 
zungen und Einfallstrassen von Städten, 
Bahnhöfe etc. So ist letztes Jahr auch die 
Deutsche Bahn AG in den Genuss der 
Verleihung, eines deutschen BigBro- 
therAward gekommen. Gewürdigt wurde 
das »3-S-System« der Deutschen Bahn 
AG, dass »in der Hauptsache aus einer 
lückenlosen Videoüberwachung von 
zunächst 42 Bahnhöfen in ganz 
Deutschland (besteht), wo zwölf bis 24 
Mitarbeiter des Privatunternehmens 
Bahn das Tun der Menschen im ver- 
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meintlich öffentlichen Raum beobach¬ 
ten. 

Tatsächlich sind die Bahnhöfe längst 
Privatgrund. Der entstaatlichte Bahnbe¬ 
trieb findet an Orten statt, wo die Bahn 
AG als Eigentümerin Hausrecht ausübt. 

So haben nicht nur die Mitarbeiter 
der 3-S-Zentrale der Bahn, sondern auch 
die Angehörigen der betriebseigenen 
Bahn Schutz und Service GmbH (BSG) 
Zugang zu den gemachten Aufnahmen. 
Außerdem gibt es eine enge Zusammen¬ 
arbeit mit der lokalen Polizei und dem 
Bundesgrenzschutz (BGS), die dauernd 
Zugriff zu den Videos haben. 


Die Behörden können jederzeit auf 
die gesamte Technik der Beobachtungs¬ 
zentralen zugreifen, die nicht nur die 
Bahnhofsgebäude, sondern auch die 
Vorplätze und angrenzenden Flächen 
»bestreichen«. 

Der Bundesbeauftragte für den Da¬ 
tenschutz fand eine deutliche Abgren¬ 
zung der Tätigkeiten und Zielrichtungen 
zwischen Bahnpersonal und Polizei/BGS 
notwendig. Das widerspricht allerdings 
den praktischen Aufgaben, denn nur 
über direkte Kommunikation ist eine er¬ 
folgreiche Zusammenarbeit im Sicher¬ 
heitsbereich zu gewährleisten. De facto 
ist die Erfüllung dieses Trennungsan¬ 
spruchs weder kontrollierbar noch von 
den Beteiligten angestrebt.« 

Mit der Weiterentwicklung von tech¬ 
nischen Möglichkeiten erhalten diese 
Umstände einen qualitativ anderen Cha¬ 
rakter. Während der Europameister¬ 
schaft in England wurden Bilddaten¬ 


banken von Hooligans mit denen der 
Stadionbesucher abgeglichen, in Flori¬ 
da wurde dieser Ansatz ebenso ange¬ 
wandt (s. Kasten BigBrotherAward 
2001). In London sind die Kameras des 
Innenstadtrings mit den nationalen Po¬ 
lizeicomputern verbunden, so dass es 
möglich ist jedes Fahrzeug zu identifi¬ 
zieren, damit es mit der Datenbank ver¬ 
dächtiger oder gesuchter Fahrzeuge ab¬ 
geglichen werden kann. 

»Diese Kombination von digitaler Fo¬ 
tografie, Bilderkennung, Rasterfahn¬ 
dung und neuen Datenbanktechnologi¬ 
en birgt in sich die Aussicht auf eine Ge¬ 


sellschaft überwachter Massen«, stellen 
Clive Norris und Gary Armstrong fest. 

Spot 3 - Nützliche Datenbanken 

Die Sammelwut von Regierungsstel¬ 
len ist hinlänglich bekannt. Ob es Da¬ 
tenbanken zu Punkern, Homosexuellen 
oder Besucher von linken Kneipen wa¬ 
ren, die Datensammler haben schon in 
der Vergangenheit für lautstarke Prote¬ 
ste gesorgt. Ähnlich jener Fälle ist ein ak¬ 
tueller, in dem wieder eine gesellschaft¬ 
liche Gruppe ins Visier der Datenjäger 
gekommen ist: »Ausländer«. Das Bun¬ 
desverwaltungsamt in Köln hat ein Aus¬ 
länderzentralregister geschaffen. Für die 
Leistung haben sie den BigBrotherA¬ 
ward von Deutschland verliehen bekom¬ 
men. In der Begründung der Preisverlei¬ 
hung heisst es: 

»Im AZR wird jeweils ein umfangrei¬ 
cher Datensatz von über 10 Millionen 


Ausländerinnen gespeichert. Gespei¬ 
chert werden nicht nur Daten zum 
Zweck der Identifzierung und Aktener¬ 
fassung, sondern Angaben zum gesam¬ 
ten Lebenslauf oder zu polizeilichen Er¬ 
kenntnissen. Gespeichert werden zudem 
Begründungstexte von für die Person ne¬ 
gativen, nicht aber von positiven auslän¬ 
derrechtlichen Entscheidungen. Diese 
Daten werden allen Behörden in 
Deutschland zur Verfügung gestellt, al¬ 
len voran neben den Ausländer- und 
Asylbehörden der Polizei und den deut¬ 
schen Geheimdiensten. Die Betroffenen 
werden über die Erfassung nicht infor¬ 
miert. Selbst das verfassungsmäßige 
Recht auf Auskunft über die eigenen Da¬ 
ten auf Antrag wird durch hohe büro¬ 
kratische Hürden hintertrieben. 

Die Nutzungsmöglichkeiten - und 
Befugnisse zu Kontroll- und Überwa¬ 
chungszwecken sind dagegen fast ohne 
Begrenzung: Jede deutsche Behörde 
kann im AZR nach einer Ausländerin 
oder einem Ausländer per Suchvermerk- 
Ausschreibung fahnden lassen. Unter 
dem harmlosen Begriff »Gruppenaus- 
kunft< werden der Polizei und den Ge¬ 
heimdiensten Rasterfahndungen ermög¬ 
licht. Insbesondere die sog. Sicherheits¬ 
behörden können den teilweise 
hochsensiblen Datenbestand des AZR 
online und ohne effektive Kontrolle ab- 
rufen und nutzen.« 

Das Interesse ist nicht nur auf Rand¬ 
gruppen gerichtet, es ist eher allgemei¬ 
ner Natur, so dass das Ausländerzentral¬ 
register keine Besonderheit sein dürfte, 
die sich jetzt explizit gegen Ausländer 
als solche richtet, es zeigt vielmehr wie 
weit der »Wissensdurst« von Behörden 
reicht. Handybenutzer sind jetzt keine 
gesellschaftliche Gruppe als solche, aber 
auch sie sind ins Visier von Regierung¬ 
stellen geraden. Mobilfunktelefone, so¬ 
bald sie angeschaltet sind, senden Sig¬ 
nale an die nächste Mobilfunkantenne 
eines Netzes, sie melden sich sozusagen 
an oder ab. Auf diese Art und Weise ist 
jedes Mobilfunktelefon lokalisierbar und 
schöne Bewegungsprofile können ange¬ 
legt werden. Privatwirtschaftlich werden 
diese Daten schon genutzt in Form von 
»individualisierter Werbung«. So sind sol¬ 
che Daten zum Beispiel für Autohänd¬ 
ler interessant, die entsprechende Viel¬ 
fahrer zielgerichtet bewerben können 
und auch haben. Auf diese Daten haben 
sich nun Regierungsstellen per gericht¬ 
lichen Beschluss Zugriff verschafft. Mo- 
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Seit 1998 wird der Big-Brother-Award 
an die grössten Datenschutzsündern 
verliehen. Die von der der Organisation 
»Privacy International« initierte 
Konferenz »Computer Freedom and 
Privacy« wählt alljährlich Preisträger in 
verschiedenen Kategorien. Im März die 
sen Jahres wurden folgende 
Organisationen/Firmen ausgezeichnet: 

Der Geheimdienst NSA. Mit der Preisverleihung in der 
Kategorie »lebenslange Bedrohung« wird die fünfzigjährige 
Spionagetätigkeit dieser Organisation gewürdigt. Mit rund 
70.000 Mitarbeitern betreiben sie seit dem Kalten Krieg das 
Lauschsystem Echoion, mit dem die weltweite 
Satellitenkommunikation abgehört wird. Ebenso gewürdigt 
wurde der Versuch dieser Organisation die gesamte E-Mail- 
Kommunikation über sogenannte »Clipper-Chips«, die in die 
User-Rechner eingebaut werden sollten, zu überwachen. 

Das FBI gewann den Preis in der Kategorie »vorgeschlagene« 
Verletzung der Privatsphäre. Gewürdigt wurde mit diesem Preis 
das Abhörsystem Carnivore mit dem bei den einzelnen 
Providern, die gesamte E-mail-Kommunikation abgehört werden 
sollte. Über sein Versuchsstatus ist dieses System nicht heraus¬ 
gekommen, es musste aufgrund öffentlicher Proteste eingestellt 
werden. 

Die Stadtverwaltung von Tampa erhielt den Preis für die 
schlimmste öffentliche Stelle. Gewürdigt wurde damit ihrg 
Verbrecherjagd bei einem Footballspiel. Die Polizei liess zehn¬ 
tausende von Besuchern eines Footballspiels mit Videokameras 
aufnehmen und glich die Aufnahmen mit Hilfe eines modernen 
Gesichtserkennungssoftware mit den Bestand einer Datenbank 
von Kriminellen ab. 

Die.Firma »Choice Point« erhielt den Preis für ihren umfangrei¬ 
chen Verkauf von Datenbeständen an »Cops, Direktvermarkter 
und Wahlleiter«. Das in Atlanta ansässige Unternehmen mit 
weltweit rund 4.000 Beschäftigten ist im Bereich 
Daensammeln und Datenschürfen tätig. Ihre Kunden sind 
Großuntenehmen, wie auch Regierungsstellen.,§o ließ sich auch 
George W. Bush bei der Präsidentschaftswahl von Choice Point 
beraten. 



Der deutsche BigBrotherAward wird im Herbst verliehen. Im 
Augenblick werden noch Vorschläge gesammelt. Alle die es 
intereessiert: 

www.bigbrotheraward.de 


bilfunkbetreiber haben nun diese Daten 
zur Verfügung zu stellen. Ja, das organi¬ 
sierte Verbrechen - es lauert überall. 

Spot 4 - Marktforschung 
und Politik 

Politik wird nicht mehr gemacht, sie 
wird verkauft oder vermittelt. Politik als 
solche taucht nicht mehr auf, reduziert 
sich auf Botschaften, die verstanden 
werden oder nicht »rübergebracht« wor¬ 
den sind. So suggerieren es Wahlsen¬ 
dungen und andere öffentliche Auftrit¬ 
te von politischen Repräsentanten. Poli¬ 
tik ist Produkt geworden. Politiker sind 
Produzenten, die sich auf dem Markt po¬ 
sitionieren. Der Mechanismus der Markt¬ 
forschung hat sich auf das Feld der 
Politik ausgeweitet, umgibt sich mit an¬ 
deren Worthülsen, wie z.B. Stimmungs¬ 
barometer. Die Technik, die Werkzeuge 
sind die gleichen. Die Auswirkung dieses 
Prozesses ist, dass sich die Produkte (Po¬ 
litiker) dem Markt (populäre Positionen) 
angleichen. Politische Verlautbarungen 
werden zunehmend von Marketingun¬ 
ternehmen unter dem Gesichtspunkt der 
Markteffizienz ausgearbeitet. Politiker 
werden zu Sprechblasen der Demosko¬ 
pen. Diese Vorspiegelei von Haltungen, 
Positionen, ist eine Form der politischen 
Manipulation. Eine anderer ist vorraus- 
schauender, zukunftgestaltend: die Pro¬ 
duktion von öffentlicher Meinung. Ein 
konkretes Beispiel dafür ist folgendes: 

»... zur Vorbereitung des Kriegs ge¬ 
gen Irak (wurde) eine der größten PR- 
Agenturen in den USA unter Vertrag 
genommen. Ausgestattet mit einem 
Budget von 10,7 Mio. $ startete die PR- 
Agentur Hill & Knowlton 1990 einen 
Propagandafeldzug für die »Befreiung« 
Kuwaits. Höhepunkt der in der Ge¬ 
schichte wohl erfolgreichsten PR-Kam- 
pagne zu dieser Zeit, war eine gezielte 
Lüge, die von der Bush-Administration 
und der kuwaitischen Regierung ge¬ 
streut wurde. Am 10. Oktober 1990 
schilderte vor dem Menschenrechtsaus¬ 
schuß des US-Kongresses die 15-jährige 
Kuwaiterin Nayirah unter Tränen von 
Greueltaten irakischer Soldaten. Diese 
hätten in einem kuwaitischen Kranken¬ 
haus 15 Babys aus Brutkästen gerissen, 
auf den Boden geworfen und dort ster¬ 
ben lassen. Die Brutkästen wären ent¬ 
wendet worden. Aus anderen Kranken¬ 
häusern wurden ähnliche Vorfälle ge- 
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www.privacyinternational.org oder www. junkbuster.com 


Fazit 


schildert, so dass u.a. Amnesty 
international 312 auf diese Weise getö¬ 
tete Babys und gestohlene Brutkästen 
zählte - ai dementierte diese Angabe 
später. Präsident Bush griff die Greuel¬ 
geschichte in seiner Kriegskampagne im¬ 
mer wieder auf, so dass der zunächst 
kriegskritische US-Senatder Intervention 
zustimmte und durch die mediale Auf¬ 
bereitung der Geschichte auch innerhalb 
der US-Gesellschaft ein Meinungsum¬ 
schwung zu verzeichnen war. Im Januar 
1992 wurde die Identität der jungen 
Zeugin enthüllt - es handelte sich um 
die Tochter Saud Nasir al-Sabahs; dem 
kuwaitischen Botschafter in den USA. 
Das Mädchen war von Hill & Knowlton 
professionell als Zeugin aufgebaut wor¬ 
den. Präsident der PR-Agentur war Craig 
Füller, Bush-Anhänger und dessen ehe¬ 
maliger Stabschef. Weitere Untersu¬ 
chungen ergaben, daß kuwaitische Ärzte 
offensichtlich gelogen hatten und die 
vorgeblich entwendeten Brutkästen an 
ihren Plätzen standen.« 

Das ist Werbehandwerk. Man fragt 

was ist das verabscheuungswürdigste 

Verbrechen und schon liegt einem der 
Schlüssel für die öffentliche Meinung in 
den Händen. Ausserdem sind schon die 
Signalwörter allein brilliant: Baby - Kul¬ 
leraugen, rundes Gesicht, wehrlos, her¬ 
zöffnend. Brutkasten - Verstärkung der 
Wehrlosigkeit und fürsorgende Anteil¬ 
nahme. 15-jährige weinende Zeugin - 
Unschuld, persönliche Anteilnahme ver¬ 
sus persönlichen Angriff. Menschen¬ 
rechtsausschuss - objektive Universa¬ 
lität. Wie kriegen wir unser Produkt, den 
Krieg, plaziert? 

»Ich bin doch nicht blöd!«. 


www.epic.orgoderwww.heide.de 
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Internet als Denk-, Trieb- und Ge¬ 
fühlsüberwachungsmöglichkeit, Videoü¬ 
berwachung als Strukturierungselement 
des öffentlichen Raums, die Handys als 
Bewegungskontrolle, Personengruppen- 
Datenbanken als Spiel material für die 
Politik und den Sicherheitsapparat und 
Falschinformationen mittels der Medien 
ergänzen sich heutzutage zu einem 
Szenario von dem jeder totalitäre Staat 
der Vergangenheit nur träumen konnte. 
„Spielserien'', die mit dem weitverbreite¬ 
ten Hang zum Voyeurismus kokettieren, 
gewöhnen uns an das Alltägliche, All¬ 
gegenwärtige von Überwachung. Dabei 
wird Überwachung immer weniger zu di¬ 
rekter Verfolgung oder gar Bestrafung 
führen, viel wichtiger ist die Verände¬ 
rung unseres Denkens mittels der über 


uns gesammelten Daten. Wir werden - 
ganz nach dem Ansatz der Spontis - 
dort „abgeholt”, wo wir stehen. Unser 
Denken ist die eigentliche Herausforde¬ 
rung, sowohl für die „freie Marktwirt¬ 
schaft", die „ihren" Konsumenten kreiert, 
wie für den staatlichen Machtapparat, 
der den potentiellen Unruhestifter früh¬ 
diagnostiziert und fernlenkt . Unser 
Denken wird immer mehr von Modewör¬ 
tern in Beschlag genommen wie „Trans¬ 
parenz" oder „Dialog", die zu nichts an¬ 
derem dienen als zum Vertuschen der 
fehlenden Transparenz und der nicht 
stattfindenden wirklichen Auseinander¬ 
setzungen. Noch wissen wir, dass Politi¬ 
ker lügen, noch finden wir die Wahrheit 
heraus, wenn auch meist hinterher und 
selten weit publiziert. Aber es war diese 
Angst, die Wahrheit könne irgendwann 
endgültig ausgelöscht werden, die Or- 
well zu seinem Buch 1984 angetrieben 
hat. Und es war seine Überzeugung, 
dass die Existenz einer objektiven 
Wahrheit und die Kenntnis historischer 
Fakten die Voraussetzung für soziale Ge¬ 
rechtigkeit ist. Sobald wir nicht mehr in 
der Lage sind, objektive Wahrheiten zu 
erkennen und zu erinnern, verlieren wir 
den Boden unter den Füssen und es tut 
sich jene Horrorvision von begeisterter 
und hingebungsvoller Liebe für den 
Grossen Bruder auf. 

Nachsatz 

Die nächste Volkszählung wird momen¬ 
tan vorbereitet. 
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von Revolutionsbräuhof 

Großmachtträume 

Österreich kann sich bis heute nicht da¬ 
mit abfinden, dass es nichts anderes ist, 
als ein kleines, eher unbedeutendes 
Land in der Mitte Europas. Noch immer 
gebärdet sich dieses Land - mittels sei¬ 
nen politischen Repräsentanten, der 
Journaille und dem »gesunden Volks¬ 
empfinden« - so, als ob es den halben 
Balkan und die Karpaten beherrschen 
und unterdrücken würde. Und in Wirk¬ 
lichkeit ist es mit dem Renommee die¬ 
ses Land nicht weit her - dessen Bewoh¬ 
ner sind überall in der Welt »willkom¬ 
men«, als harmlose und lächerliche 
Zeitgenossen, von denen man nicht 
mehr kennt als »Sissi« und »Mozartku¬ 
geln«. Und trotzdem - oder besser ge¬ 
sagt, im totalen Verkennen der Realität 
- wähnt sich dieses Land immer wieder 
als »Weltmacht«: sei es nun im Sport 
(Hermann Maier versus 0:9) oder eben 
bei der Kultur (Neujahrskonzert, Lippiza- 
ner und Sacher-Torte). Die kulturelle Be¬ 
deutung dieses Landes - wie es sich 

selbst sieht und wie es gesehen wird- 
liegt rein rückwärts gewandt. Im allge¬ 
genwärtigen »Mir san mir« und »Mir 
wem immer bleibm« wird alles Neue 
prinzipiell abgelehnt, beschimpft und 
am besten »verboten«. Und am schlimm¬ 
sten gebiert sich Österreich und seine 
Bewohner, wenn es seine »Kultur« be¬ 
droht sieht. Und bedroht fühlt man sich 
hier zulande sehr schnell. Da reicht es 
schon, wenn ein Moslem sich »weigert« 





einen Gpritzten zu trinken, und dem he- 
gemonialen Alkoholismus den Spiegel 
vors Gesicht hält. »Denn wenn die schon 
herkommen müssen, sollen sie sich ge¬ 
fälligst auch anpassen« - was heisst, 
Saufen und Schnitzelfressen. Der »ge¬ 
bratene Hammel im Hinterhof« ist näm¬ 
lich eine Bedrohung unserer Identität. 
Bei uns werden gefälligst Kottelet und 
Würstel im Schrebergarten gegrillt! Und 
so wirklich schön typisch österreichisch 
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wird es, wenn es um die Akzeptanz und 
Förderung von Kunst geht Und es sind 
nicht nur die augenfälligen »Peinlichkei¬ 
ten«, wie die Ablehung eines neuen Mu¬ 
siktheaters in Oberösterreich, sondern es 
ist das gesamte Klima, die es der Kunst¬ 
produktion schwer macht, sich irgendwie 
auch nur zu behaupten. Denn es kommt 
nicht von ungefähr, dass die FPÖ pro¬ 
minente Künstlernamen benützt, um 
gegen fortschrittliche und moderne 
Kunstkonzepte aufzutreten... Ja, eine 
stolze Nation, die im »Dopplerwirrwarr«, 
auf »Manner-Schnitten« zeigend, sich der 
großen Tradition erinnert. Ja, »mein 
Gott«, wenns uns nicht gäbe, dann wür¬ 
de das christliche Abendland schon 
längst den Bach... Bezeichnenderweise 
ist das Blatt, das der größte Teil der 
Österreicher liest und von dem er seine 
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»Meinung« bezieht, nach einer Insignie 
der Monarchie benannt Komisch? 

Kriegsqrundr 

Kriegsziel und Wunderwaffe 

Auch nach längerem Nachdenken fällt 
kein Krieg ein, der im Namen der »Bar¬ 
barei« geführt worden wäre. Aber auch 
die allergrößte Sauerei firmiert noch im¬ 
mer unter »Erhaltung, Rettung und Ver- 

lassenlosen 

breitung der Kultur«. Jede Aggression 
und jeder Überfall auf ein anderes Land, 
lassen sich damit legitimieren, dass man 
den »armen Wilden« dort doch nur den 
Genuss der eigenen hochwertigen Kultur 
bringen wolle. Diese fadenscheinige 
Ausrede hat Raubzüge in der gesamten 
Menschheitsgeschichte begleitet: von 
der »pax romana« über das »christliche 
Seelenheil« zur modernen »Demokratie 
und Menschenrechte«. Und auch, wenn 
die eigene Kultur kaum geeignet ist, der 
gesamten Welt ein »goldenes Zeitalter« 
zu bescheren, so mag doch die Kultur 
noch immer gut genug sein, der Barbarei 
ein Tor zu öffnen. So hat Deutschland im 
letzten Jahrhundert zweimal einen Wel¬ 
tenbrand entfacht, nur um das Teutsch- 
tum vor den Bedrohungen der »asiati¬ 
schen Despotie«, der »jüdisch-bolsche¬ 


wistischen Verschwörung« zu retten und 
auch einen »Platz an der Sonne« zu er¬ 
gattern. Und selbst dann, wenn der 
Krieg verloren ist, der Feind vor den To¬ 
ren steht, so ist es immer noch die eige¬ 
ne Kultur, die letztendlich siegen wird, ir¬ 
gendwann in der Geschichte, denn sie ist 
ja - ach - so überlegen. »Die Barbaren 
werden nicht ewig obsiegen können«. 
Obwohl man sich hierbei nicht so sicher 
sein sollte. Fakt ist immerhin, dass es 


Aber das - und das ist wahrscheinlich 
unsere höhere Kultur - kann man nicht 
einfach so sagen. Da braucht es dann 
schon die Anleitung des Höheren: von 
der Journaille bis zum Philosophen, die 
im großen Hallalli zum Gemetzel aufru- 
fen - für Friede, Freude und Eierkuchen. 
Aber: unsere Kultur ist ja sooo vielfältig, 
dass sie auch den Widerspruch verträgt. 
Alle tun mit, fast alle, und die, die sich 
- im Falle Irak zum Beispiel - dagegen 


nach dem Wegfall des »ideologischen 
Feindes« Sowjetunion - und seiner mi¬ 
litärischen Stärke - es zur guten Kultur 
des Westens wird, seine hehre morali¬ 
sche Kultur mit Bomben und Granaten 
durchzusetzen. Man mag von den Hus¬ 
seins, Milosevics und Kim II Jongs hal¬ 
ten, was man will, aber es ist schon von 
einiger Eigenartigkeit, das diese Figuren, 
im Gegensatz von Somozas, Pinochets 
und Mobutosvon der westlichen Kultur 
so angegriffen werden. Das Maß der 
Menschenrechtsverletzung wird es wohl 
nicht gewesen sein! Hähme pipapo - 
natürlich wissen alle, dass der Irak nicht 
wegen der angeblich misshandelten ku- 
waitischen Babys oder der Giftgasan¬ 
griffe auf Kurden (siehe Hammel im Hin¬ 
terhof) von hinten bis vorn bombardiert 
wurde und wird, sondern für unser Öl. 


wenden, berufen sich auch gleich wieder 
zum grossen Teil auf eine gute alte kul¬ 
turelle »Leistung«, dem Antisemitismus. 

Vom Überbau zur Basis 

Und auch wenn es noch so schön klin¬ 
gen mag, wie eine Gesellschaft lebt, hat 
sehr wenig mit ihrer »Kultur« zu tun und 
sehr viel, wie sie die Produktion organi¬ 
siert und den Reichtum verteilt. Diese 
Binsenweisheit des Materialismus ent¬ 
hält wesentlich mehr Wahres als die per¬ 
manente Litanei der kapitalistischen 
Ideologieproduktion, dass alles schon 
immer so war, sein wird und quasi Na¬ 
turgesetz sei. »Mit der schwindenden 
Aussicht, die Wirklichkeit im Rahmen der 
bestehenden Ordnung vernünftig, das 
heisst den Bedürfnissen der Allgemein- 
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heit angemessen zu gestalten, wurden 
die Unterschiede zwischen den einzel¬ 
nen Konstruktionen der besten Welt, 
welche die früheren Systeme als das ver¬ 
nünftige Wesen der empirischen entwor¬ 
fen hatten, mehr und mehr belanglos.« 
(Horkheimer Max: Traditionelle und kri¬ 
tische Theorie, Frankfurt am Main, 1992 
S. 9) Und diese kapitalistische Gesell¬ 
schaft, deren ökonomische Grundlagen 
auf Ausbeutung, Unterdrückung und 
Gewalt beruhen, kultiviert ihre Unter¬ 
worfenen und Unterwerfer in eben die¬ 
ser speziellen Art und Weise. So gilt die 
Roheit der Geknechteten und Geschun¬ 
denen als Unkultur in persona, während¬ 
essen die feine Art derjenigen, die es 
sich leisten können, Sitte, Moral und An¬ 
stand vor sich her zu tragen, weil sie vom 
Unmenschlichen genießen, als das Sinn¬ 
bild kultivierten Lebens. Und auch nicht 
von ungefähr kommen die »pädagogi¬ 
schen« Rezepte, den armen Schluckern 
doch auch etwas Kultur beizubringen. 
Ganze Heerscharen von Religionsfana¬ 
tikern und Moralaposteln; ganz gleich 
ob in Form des Wanderpredigers oder 
Fernsehsprechers, bemühen sich, dem 
»Proleten-Pöbel« genauso wie den »Wil¬ 
den« endlich Kultur beizubringen. Und 
immer dienen diese Erweckungen dem 
Banalsten: sie sollen kusch sein! Es war 
schon immer unanständig, nach mehr 
oder auch nur genug zu verlangen, und 
kultiviert, sich dem Elend hinzugeben. 
Die letzten 2000 Jahre der christlichen 
Kirchen geben Zeugnis davon - eine 
große Kultur. Kultur- jegliche bisher be¬ 
kannte Kultur war die Kultur der herr¬ 
schenden Schichten. Alles, egal ob 
Schrift, Tischmanieren oder Opernhäu¬ 
ser, dient entweder direkt der Steigerung 
der Produktivität und der Sicherung von 
Herrschaft oder ist im 
Luxusgenuss 
der Ausbeu¬ 
ter be¬ 
gründet. 
Und im 
Allge¬ 
mei¬ 


nen ist die Lebensweise der Unterdrück¬ 
ten Unkultur. Darum wäre es immer 
auch gleich der »Untergang des Abend¬ 
landes«, wenn Reichtum und Macht mit 
den unterdrückten Schichten auch nur 
geteilt werden würde. Und selbst dann, 
wenn die Verhältnisse de facto schon 
umgeworfen sind, wähnt sich die (ehe¬ 
mals) herrschende Klasse noch immer im 
Besitz eines gewaltigen kulturellen Er¬ 
bes, Und währendessen die Nachkom¬ 
men jahrhundertelanger Inzucht - der 
»Adel« - sich in Eskapaden ergeht, sind 
die »anderen« allenfalls »neureich«. Und 
für die »Döblinger Hofratswitwen« blei¬ 
ben Arbeiter, die kunstinteressiert 
Staatsoper oder Burgtheater besuchen, 
immer Proleten. Und schon lachhaft ist 
der Kulturkampf »unserer« Eliten gegen 
die Unkultur Amerikas. Diese hegemo- 
nialen Auseinandersetzungen um Vor¬ 
macht bedienen allerhand Ressenti¬ 
ments. Denn beim Streit zwischen Ham¬ 
burger und Leberkäs geht es weder um 
Geschmack, noch um Qualität, sondern 
um Absatzmärkte. Im Allgemeinen wird: 
ein Hamburger aus weniger ungustiösen 
Material hergestellt als Leberkäs oder 
Burenwurst. Und dass die Schweinderl in 
der Wurst »glücklicher« gewesen seien, 
ist auch nur ein unhaltbares Gerücht. 
Der Kadaver lebt weiter - am Tropf der 
Subkultur und auch wenn es der selig¬ 
ste Wunsch Österreichs wäre, die kultu¬ 
relle Entwicklung irgendwann am Be¬ 
ginn des 20. Jahrhunderts eingefroren 
zu sehen, lässt sich Geschichte nicht 
leugnen. Kultur wird produziert, sei es 
mittels Kunst oder Warenproduktion. 
Der Stillstand ist nicht möglich, die Wo¬ 
gen der gesellschaftlichen Entwicklung 
reißen das Alte nieder und schaffen im¬ 
mer wieder Neues. Selbst der hiesige K. 
u. K. Atavismus ist Produkt der »post-mo¬ 
dernen« Kulturentwicklung. So etwas 
wie das »Sissi- Musical« galt früher eben 
als Blasphemie, heute ist es Kultur. Und 
jeder noch so vorsichtige Vorstoß, das 
bekannte Terrain zu verlassen und dann 
vielleicht sogar noch die Ehre des Lan¬ 
des, seiner Bevölkerung oder gar seiner 
Großväter zu beschmutzen (die Wahr. 


te und Gegenwart der österreichischen 
Gesellschaft wird von einer Koalition aus , 
rechts-rechter Polit-Dobermännern und 
quälender Journaille niedergewälzt. Pey- 
mann, Jelinek und Co. waren und sind 
daher die beliebtesten Angriffspunkte 
des reaktionären österreichischen Kunst- j 

und Kulturverständnisses. Aber anderer- j 

seits ist das offizielle Österreich auch 
durch den selbstgewählten Nimbus der 
»Kulturhauptstadt der Welt« gezwungen, 

Kunst und Kultur zu fördern - schon al¬ 
lein in Hinsicht auf die Tourismusindu- j 
strie. Da sind sie in der Zwickmühle, 1 
denn um ungeliebte Künstler zu de¬ 
savouieren, wird auf die immensen Ko¬ 
sten hingewiesen, die durch die Subven¬ 
tionierung des Betriebes entstehen. Die- j 

se Häme - »Kleiner Mann zahlt grosse 
Oper« - ist immer gut für populistisches 
Geschrei und Gekeife. Also, was ist die 
Lösung im Lichte neoliberaler Marktwirt¬ 
schaft? Ganz klar: Die Kulturbetriebe 
müssen wirtschaftlich arbeiten und 
Sponsoren finden. Unterbrechung einer 
Theatervorstellung für Werbeauftritte? 
Erlebnis- und Wellnessparcours in den 
Museen? Dass sich so kritische Kunst 
von alleine erledigt ist klar; und dem hei¬ 
ligen Prinzip, dass sich nichts dem Wa¬ 
renzusammenhang entziehen darf, wird 
auch genüge getan. Herrschaft ist kon¬ 
servativ, sie scheut Veränderung, die im¬ 
mer auch Umwälzung und Verlust von 
Macht bedeuten kann. Die Wider¬ 
sprüche in der Gesellschaft lassen sich 
- auch mit Gewalt - nicht auf Dauer 
übertünchen. 

Und auch 
wenn 

V 








die Antagonismen nicht ausreichen, die 
Gesellschaft zu zerreissen, so produzie¬ 
ren sie immer kulturelle Gegenbewegun¬ 
gen. Diese Subkulturen - oftmals auch 
nur Resultat fraktioneller Auseinander¬ 
setzungen innerhalb der herrschenden 
Klassen - schaffen kreative Lebensaus¬ 
drücke fernab des konservierenden 
Mainstreams. Die Stabilität der kapitali¬ 
stischen Warenproduktion liegt unter 
anderem auch darin, dass er Bedürfnisse 
sehr schnell in Warenform zu befriedigen 
im Stande ist. Alles, was ein Geschäft ist, 
wird auch gemacht. Und noch keine 
Subkultur, die es nicht binnen kürzester 
Zeit geschafft hätte, aus vergammelten 
Subterrain-Lokalen in die Geschäftsaus¬ 
lagen der Einkaufsstraßen vorzustoßen. 
Und währendessen sich die Adepten der 
Subkultur noch als Underdogs und Re¬ 
volutionäre wähnen, ist der jeweilige 
Unfug bereits verschlungen und wieder 
ausgekotzt. 

Der Stumpfsinn hat einen 
Namen - Jugendkultur 

Und was vielleicht einmal Aufstand ge¬ 
gen die verzopften Ansichten der Vorge¬ 
neration oder subkulturelle Revolte ge¬ 
wesen sein mag, erspart sich heute den 
Umweg durch den gesellschaftlichen 
Sumpf. Jugendkultur wird produziert, 
von der Unterhaltungsindustrie, den Mo¬ 
deschöpfern und Medienkonzernen. Un¬ 
ter Umständen klauen sie ihre Ideen in 
den schwarzen Ghettos Amerikas oder in 
den Slums von Manila, in der Geschich¬ 
te der Jugendbewegungen oder den For¬ 
schungsinstituten der Technologiekon¬ 
zerne. Aber sie schaffen nichts Neues. 
Und vorallem den großen »Hypes« gehen 
aufwendige Werbekampagnen voraus. 
Manches von dem, das »auftaucht«, 
trägt noch Spuren pubertierenden Wi¬ 
derspruchs in sich - Kleidung verkehrt 
rum anziehen ärgert immer die Omis, 
das meiste aber entspringt den Marke¬ 
tingabteilungen der Konzerne und wird 
vom Trommelfeuer der Life-Style Maga¬ 


zine und Konsorten eingebläut: Obwohl 
die Sinnhaftigkeit permantenter Musik¬ 
beschallung prinzipiell in Frage zu stel¬ 
len ist, weist doch ein Gerät, das Kaset- 
ten oder CDs abspielt, einen weit höhe¬ 
ren Gebrauchswert auf als ein 
MP3-Player: schon alleine dadurch, dass 
man relativ unkompliziert eine Unmenge 
an Musik mit sich herumführen kann 
und die Medien selbst an mehreren Ort 
leicht benutzbar sind. Wer aber bei sol¬ 
chen Dingen »rational« denkt, bleibt im¬ 
mer hinten, ist nie mit dabei, wenns los¬ 
geht mit dem Neuen. Die ewige Enttäu¬ 
schung, die die Illusion, Leithammel der 
Warenkonsumation zu sein, erzeugt, läs¬ 
st sich nur durch noch wirreres kaufen 
von Gimmicks überwinden. Wer schon 
ein Handy hat, braucht eben eines mit 
Internetanschluss, auch wenns sauteuer, 
unbedienbar und nutzlos ist. Aber keine 
Angst es geht schneller weiter, als einem 
lieb sein kann: schon bald soll man sich 
Filme übers Handy anschauen können. 
Und wer da im Angebot Vorreiter sein 
wird, kann man sich schon ausmalen: die 
Pornoindustrie, Interessant wird auch, 
wie sie den Spagat schaffen werden, 
dass einerseits die Dinger immer kleiner 
werden und man andererseits noch was 
drauf sehen kann. Aber das mag nicht 
unser Problem sein. Viel eher probelma- 
tisch ist, dass durch die rasante Durch¬ 
setzung des Marktes mit solchen Gim¬ 
micks und der propagierten Prämisse 
des »privaten Anbieters«, Dinge ver¬ 
schwinden werden, die zwar nicht son¬ 
derlich spektakulär sind, aber ganz nütz¬ 
lich, z. B.: Telefonzellen und Postämter. 
Die Jugendkultur ist nicht nur das große 
Geschäft, sondern die Produktionsideo¬ 
logie von Befindlichkeit und Lebensstil 
- suche und finde wer in den »Shopping- 
Malis« ein Geschäft, dass sich nicht mit 
Hip oder Hop schmückt, das nicht 
»Event« verspricht. Jugendkultur ist 
nichts mehr, was nur die 14-25 Jährigen 
betrifft. Juvenilität selbst ist die Ware. 
Wenn sich Pensionisten, in grelle Neon¬ 
kleidung gehüllt, mit Todesverachtung 


an ein Gummiband gebunden von 
Brücken schmeissen, hat das wenig mit 
Lebensfreude im Alter zu tun. Sozialis¬ 
mus oder Barbarei. Allem, was der Kapi¬ 
talismus hervorbringt, haftet die Art und 
Weise der Produktion an. Nichts, das 
nicht mittels Schinderei, Plackerei und 
Schweiß hergestellt wurde. Die gesamte 
gesellschaftliche Ordnung beruht auf ei¬ 
ner prinzipiellen Ungerechtigkeit. Gewalt 
und Erpressung sind der Motor dieser 
Gesellschaft. Hunger und Elend sind kei¬ 
ne Missstände im Kapitalismus, sondern 
Absicht. Die Kultur des Kapitals ist eine 
Kultur der Angst. Angst davor, nicht 
genügend zum Beißen zu haben, wenn 
man sich nicht willfährig genug zeigt. 
Permanente Bedrohung und gezielte 
Zerstörung im Namen des Profits. Und 
selbst der tiefste Kotau und die größte 
Selbstverleugnung schützen nicht. Die 
Konsumation ist einerseits zur Erhaltung 
des körperlichen Wohls notwendig, denn 
in dieser Welt gibt es nichts, das den Wa¬ 
rencharakter abgestreift hätte. Jede Klei¬ 
nigkeit erinnert in sich selbst an die Ver¬ 
letzung, die es durch seine Produktion 
bewirkt hat. Und andererseits bleibt 
nichts außer Waren, die Menschen selbst 
sind in ihren Beziehungen zur Gesell¬ 
schaftallein durch ihren Wert (Lohn) be¬ 
stimmt. Und selbst im Wohlstand und 
Überfluss, der aber in der jetzigen Öko¬ 
nomischen und politischen Lage für brei¬ 
te Schichten immer unwahrscheinlicher 
wird, bleibt der Genuss vermittelt. Nichts 
und niemand ist für sich da. Das Ende 
der Kultur Kultur ist immer hegemonial. 
Dort wo Menschen sich frei und selbst¬ 
bestimmt ihr Leben organisieren gibt es 
nicht Kultur und Un-Kultur. Die unter¬ 
schiedlichsten Lebenskonzepte werden 
nebeneinander existieren können. Es 
braucht keine ideologische Klammer ei¬ 
ner »gemeinsamen Kultur«, um einen Zu¬ 
sammenhang künstlich herzustellen. Wo 
jeder für sich ist, Subjekt des eigenen Le¬ 
bens, nach seinen Interessen, Fähigkei¬ 
ten und Bedürfnissen, können die Be¬ 
gierden erst erwachen. 
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Wie vorgesehen bewegte sich die Kara¬ 
wane der Zapatistischen Armee der Na¬ 
tionalen Befreiung (EZLN) zum Ende ih¬ 
rer Mammutreise durch zwölf mexikani¬ 
sche Bundesstaaten auf den Spuren des 
Revolutionshelden EmilianoZapata. Die 
letzte Etappe von Xochimilco am südli¬ 
chen Rand der Hauptstadt bis ins Herz 
der Metropole vor den Nationalpalast 
kulminierte in einer Großkundgebung, 
an der knapp zweihunderttausend Men¬ 
schen teilnehmen. Trotz der teilweise be¬ 
eindruckenden Unterstützung, die die 
»Zapatour« unterwegs erlebte, bleiben 
viele Fragen über Zukunft und Einfluss 
der Bewegung offen. Ein Indiz dafür ist 
ein genauerer Blick auf den Vergleich 
mit Emiliano Zapata und seinem Befrei¬ 
ungsheer des Südens, der in den vergan¬ 
genen Tage so gerne gezogen wurde. Als 
Zapata am 24. November 1914 in Mexi¬ 
ko-Stadt einmarschierte, hatten er und 
auch der zweite große Revolutionsheld 
Francisco Villa neben der militärischen 
die politische Macht in ihren Händen. 
Das sie sie nicht ergriffen, war eine an¬ 
dere Sache. Die Neozapatisten wieder¬ 
holen immer wieder, dass es sie nicht 
nach der politischen Macht drängt. Aber 
sie sind anders als Zapata weit davon 
entfernt, die Machtfrage stellen zu kön¬ 
nen. Das Befreiungsheer des Südens und 
die Norddivision Villas defilierten im De- 




Mass@nkundgebung in 

Mexiko-Stadt - 

Zukunft der EZLN ungeklärt 


Von Gerold Schmidt (Mexiko-Stadt, 12. März 2001, Poonai) 


zember 1914 mit 58.000 Soldaten durch 
die Hauptstadt, nachdem sie den Natio¬ 
nalpalast wieder den Berufspolitikern 
überlassen hatten. Die EZLN hat als Waf¬ 
fe nur ihre Ausstrahlungskraft in der Öf¬ 
fentlichkeit, ist aber militärisch kein 
wichtiger Faktor. Die Frage ist daher die 
der politischen Zukunft der EZLN und 
damit zu einem guten Stück auch der ge¬ 
samten mexikanischen Linken. Die Dis¬ 
kussion, wie weit es dabei um eine re¬ 
formistische oder revolutionäre Linke 
geht, soll an dieser Stelle weitgehend 
anderen überlassen werden. Viele spre¬ 
chen in der derzeitigen Situation zu 
Recht vom Duell zweier Marketingstra¬ 
tegien, was Regierung und die moder¬ 
nen Zapatisten angeht. Eine Mehrheit 
der Beobachter schätzt die Lage so ein, 
dass der Marsch durch die Republik mo¬ 
mentan der EZLN einen leichten Vor¬ 
sprung in diesem Duell gibt. Doch die 
von den Regierungsstrategen gewollte 
und von vielen Rebellensympathisanten 
mitgemachte personelle Zuspitzung auf 
Präsident Vicente Fox und EZLN-Spre- 
cher Subcomandante Marcos birgt für 
die EZLN viele Gefahren. Wenn Fox ei¬ 
nen Namen der Aufständischen nennt, 
dann ist es immer nur von »Marcos«. Erst 
am vergangenen Freitag (9.3.) lud der 
Präsident vor ausländischen Journalisten 
Marcos in die Präsidentenresidenz Los 
Pinos ein. Unter anderem, »damit wir von 
den Indigenas sprechen«. Auf der ande¬ 
ren Seite füllten deswegen so viele Men¬ 
schen die Kundgebungen der Zapati¬ 
sten, weil der Subcomandante dort re¬ 
dete. Hätte er dies nicht immer als 
letzter gemacht, wären viele Plätze wahr¬ 
scheinlich vorzeitig leerer gewesen. Mit 
anderen Worten: gelingt es der Regie¬ 


rung, den Mythos Marcos zu stürzen, 
wird das ein schwerer Schlag für die ge¬ 
samte Bewegung. Der konservative me¬ 
xikanische Historiker Enrique Krauze legt 
mit dem Hinweis auf das »Messianische« 
bei der EZLN den Finger in die Wunde. 
Marcos selbst übte an den Jubelorgien 
für ihn zwar zuletzt eine offene Kritik, 
an der Realität ändert das vorerst nicht. 
Das hat auch damit zu tun, dass die Ver¬ 
suche, eine tief in der Bevölkerung ab¬ 
gestützte zivile Bewegung der Zapati¬ 
sten trotz wiederholter beeindruckter 
Massenmobilisierungen bisher geschei¬ 
tert sind. Die Zapatistische Kraft der Na¬ 
tionalen Befreiung (FZLN) ist eines der 
jüngsten Beispiele. Wirkliche Stärke hat 
sie nie entwickeln können. Es ist nicht 
verwunderlich, dass ihr als Organisation 
keine wichtige Rolle bei der Zapatour zu¬ 
kam, wenn auch viele ihrer Mitglieder in 
den Vorbereitungskomitees aktiv waren. 
Die sich vor knapp zwei Jahren abzeich¬ 
nende Möglichkeit, zusammen mit der 
damals enorm starken streikenden Stu¬ 
dentenbewegung die Menschen im Land 
zu mobilisieren, ist auch passe - zumin¬ 
dest in der Aktualität. Der Oberste Strei¬ 
krat (CGH) konnte letztendlich über zum 
Teil umstrittene Protestmaßnahmen hin¬ 
aus keine Konzepte vorlegen und verlor 
zunehmend an Legitimität bei der eige¬ 
nen Klientel. Selbst das repressive Vor¬ 
gehen der Regierung mit der Räumung 
der Autonomen Nationaluniversität 
(UNAM) vor gut einem Jahr konnte die 
Studenten nicht mehr einen. Auf eine 
große, linke und unabhängige Gewerk¬ 
schaftsbewegung können sich die Zapa¬ 
tisten ebenfalls nicht stützen. Die hef¬ 
tigsten Impulse könnten vielleicht noch 
vom Nationalen Indigena-Kongress 
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(CNI) ausgehen, der im Gefolge des Za- 
patistenaufstandes gegründet wurde. 
Das dritte landesweite CNI-Treffen An¬ 
fang dieses Monats - unter Anwesenheit 
der EZLN-Delegation war das bisher 
größte. Die Indigenas kündigten nach 
dem Vorbild in Ecuador eine »friedliche 
Erhebung« an, falls die Regierung ihre 
Forderungen nicht ernst nehmen. Aller¬ 
dings gilt auch hier: die vielen verschie¬ 
denen Forderung und Interessen der 
über 50 Ethnien Mexikos unter einen 
Hut zu bringen, wird kein einfaches Un¬ 
terfangen sein. Auf die in der Partei der 
Demokratischen Revolution (PRD) orga¬ 
nisierte Linke hat die EZLN nie allzu 
große Hoffnungen gesetzt. Wenn die bei 


den Parlaments- und Präsidentschafts¬ 
wahlen vom 2. Juli 2000 arg gebeutel¬ 
te PRD als politisch wichtige Partei über¬ 
leben will, muss sie sich von Grund auf 
erneuern. Welche der verschiedenen 
Strömungen - mit sehr unterschiedli¬ 
chem Verhältnis zu den Zapatisten - sich 
in der PRD durchsetzen wird, ist noch un¬ 
gewiss. Zu erwähnen sind noch die an¬ 
deren mexikanischen Guerilla- Bewe¬ 
gungen, deren Zahl auf über ein Dut¬ 
zend geschätzt wird. Nicht ihre 
individuelle Stärke, sondern ihre Präsenz 
an verschiedenen Orten des Landes 
macht sie zu einem Faktor, der nicht ein¬ 
fach ignoriert werden kann. Die EZLN 
hat deutlich gemacht, das von der alten 
PRI-Regierung von Fox übernommene 
Spiel der Einteilung in gute (EZLN) und 
böse (die anderen) Aufstandsbewegun¬ 
gen nicht akzeptieren zu wollen. Als die 
Zapatisten durch den Bundesstaat Guer- 
rero zogen, erwähnte Subcomandante 
Marcos ausdrücklich FARP, ERPI und EPR 
und dankte dafür, dass sie der Karawane 
den Weg innerhalb ihrer Einflusszonen 
erleichtert hätten. Zunächst einmal ha¬ 
ben die Zapatisten angekündigt, in der 
Hauptstadt bleiben zu 
wollen, bis die Geset¬ 
zes- und Verfassungs¬ 
reform zu den Rechten 
und der Kultur der In¬ 
digenas in ihrer 1996 
von der parteiübergrei¬ 
fenden Cocopa-Kom- 
mission erarbeiteten 
Version verabschiedet 
ist. Voraussichtlich 
wird das in der näch¬ 
sten Sitzungsperiode 
des mexikanischen 
Kongresses geschehen, 
die am 15. März be¬ 
ginnt. Trotz der Wider¬ 
stände in Fox konser¬ 
vativer PAN und der 
PRI zeichnet sich auf¬ 
grund des Drucks vom 
Präsidenten letztend¬ 
lich eine große Mehr¬ 
heit für die Initiative 
ab. Im weiteren Szena¬ 



rium könnte die Regierung auch noch 
die Freilassung der letzten zapatisti- 
schen Häftlinge durchsetzen sowie 
tatsächlich noch drei weitere Militär¬ 
stützpunkte räumen wie von den Zapa¬ 
tisten als Vorbedingung für die Aufnah¬ 
me von Direktgesprächen gefordert. Das 
böte Fox die geeignete Grundlage, die 
EZLN zu einem endgültigen Friedensab¬ 
kommen zu drängen und sie in der Öf¬ 



fentlich keit als Verweigerer zu präsentie¬ 
ren, wenn sie sich dazu nicht bereit er¬ 
klärt. Die Zapatisten ihrerseits müssen 
sich dieser Herausforderung stellen. Ab¬ 
seits eloquenter Kommuniques und 
ständig neuer Mobilisierungsideen ist ihr 
politisches Projekt nach wie vor un¬ 
scharf. Auf einen inhaltslosen Frieden 
können sie sich nicht einlassen, wirkliche 
Veränderungen können sie nicht alleine 
durchsetzen. Was kommt nach dem 
Marsch und der Gesetzesverabschie¬ 
dung, das ist die eigentlich spannende 
Frage, auf die weder die EZLN noch die 
übrige Linke eine befriedigende Antwort 
wissen. Wenn die Karawane der Zapati¬ 
sten nur dem reinen »Bewusstseinstou¬ 
rismus« diente, von dem Carlos Monsi- 
väis in der Zeitschrift proceso schreibt, 
muss es der Regierung Fox nicht bange 
sein. Aber noch ist die Chance, dass sich 
der Marsch nicht darauf beschränkt, 
nicht vertan. 
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¥erwi§s@rt@s 
Indfgena-Gesetz 
vom Senat 
verabschiedet« 


Das viel diskutierte und seit Jahren von 
den Zapatisten geforderte »Gesetz über 
Kultur und Rechte der Indigenas« ist 
vom mexikanischen Senat mit den Stim¬ 
men aller Parteien verabschiedet wor¬ 
den. Es verändert unter anderem meh¬ 
rere Artikel der Verfassung. Das noch 
ausstehende Votum im Abgeordneten¬ 
haus wird spätestens für den 30. April 
erwartet, den letzten tag der aktuellen 
Sitzungsperiode. Einige entscheidende 
Änderungen am ursprünglichen Entwurf 
der parteienübergreifenden Cocopa- 
Kommission lassen jedoch Zweifel auf- 
kommen, ob auch die Zapatistische Ar¬ 
mee der Nationalen Befreiung (EZLN) 
aus dem Bundesstaat Chiapas und das 
Bündnis »Nationaler Indigena Kongress« 
(CNI) der jetzt verabschiedeten’Fassung 
zustimmen werden. Bei ihrem histori¬ 
schen Auftritt vor dem Parlament Ende 
März hatten sich die Zapatisten hoch 
dafür eingesetzt, die Cocopa-Initiative zu 
verabschieden, »ohne einen Punkt oder 
ein Komma zu verändern«. Auch Präsi¬ 
dent Vicente Fox, der an zügigen Frie¬ 
densverhandlungen mit der EZLN inter¬ 
essiert ist und den Gesetzestext gleich zu 
Beginn seines Amtsantrittes im Dezem¬ 
ber in das Parlament geschickt hatte, 
empfahl die vollständige Übernahme 
der Formulierungen. Im Senat setzten 
sich aber die Vorbehalte aus der konser¬ 
vativen Regierungspartei PAN und der 
größten Oppositionspartei PRI gegen ei¬ 
nige Passagen des Entwurfes durch. An¬ 
ders als ursprünglich vorgesehen wird 
den Indigena-Gemeinden nicht der Sta¬ 
tus einer juristischen Person in der Ver¬ 
fassung eingeräumt werden. Aus Einhei¬ 
ten öffentlichen Rechtes wurden »Ein¬ 
heiten öffentlichen Interesses«. Zwar ist 
das Recht der Indigena-Völker auf Au¬ 
tonomie erwähnt, doch der Begriff »In¬ 
digena-Territorien« kommt nicht mehr 
vor. Aus der »kollektiven« Nutzung der 
Naturschätze durch die Gemeinde ist in 
der verabschiedeten Gesetzesfassung 
die »preferenzielle« Nutzung der Natur¬ 
schätze an den Orten geworden, die die 
»Gemeinden bewohnen und besetzen«. 


Der neue Text trägt eindeutig die Hand¬ 
schrift derjenigen, die eine Sonderstel¬ 
lung der mexikanischen Indigenas be¬ 
fürchten und in Kollektivrechten einen 
Angriff auf das Privateigentum sehen. 
Eine Reihe weiterer Änderungen schrän¬ 
ken die Rechte der Indigeans im Ver¬ 
gleich zur 1996 in der Cocopa beschlos¬ 
senen Fassung ein. Die Unterschiede 
sind alles andere als Wortklauberei. Kri¬ 
tiker sprechen von der »Version Light« 
des Ursprungsentwurfes. Die verfas¬ 
sungsmäßige Anerkennung der Indige¬ 
na-Völker sei »auf halbem Weg stehen 
geblieben«, meint die Juristin und Ex¬ 
pertin in Indigena-Fragen, Magdalena 
Gomez. Andere sehen den Geist der Ab¬ 
kommen von San Andres nicht mehr ge¬ 
wahrt, die im Februar 1996 von der da¬ 
maligen PRI-Regierung und den Zapati¬ 
sten unterschrieben wurden. Die 
Parlamentskommission Cocopa hatte 
sich mit ihrer Initiative möglichst eng an 


die Abkommen halten wollen. Theore¬ 
tisch könnte das mexikanische Abgeord¬ 
netenhaus das Gesetz wieder an den Se¬ 
nat zurück verweisen. Doch nur die links¬ 
gemäßigte PRD hat trotz ihrer 
generellen Zustimmung gegen einzelne 
Punkte der Initiative votiert. Sie sieht es 
auch als notwendig an, vor der Verab¬ 
schiedung im mexikanischen Unterhaus 
eine erste Stellungnahme der EZLN ab¬ 
zuwarten. Aber die Mehrheit von PAN 
und PRI ist selbst dann noch ausrei¬ 
chend, wenn es einige Dissidenten in 
ihren Reihen geben sollte. Die Hoff¬ 
nung, mit dem Gesetz endgültig den 
Weg für Friedensverhandlungen geebnet 
zu haben, könnte sich als trügerisch er¬ 
weisen. Der Zeitungskommentator und 
frühere EZLN-Berater Luis Hernandez 
Navarro fasste in einem Interview zu¬ 
sammen: »Statt den Frieden einfacher zu 
machen, haben die Senatoren ihn kom¬ 
pliziert.« 
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Worte von Comandanta Esther im Bundeskongress 


\ / erehrter Bundeskongress: Legislatoren, Männer und Frauen 

\ § des Komitees für Politische Koordination der Abgeordneten- 
kammer: Legislatoren, Männer und Frauen der vereinten Ko¬ 
mitees für Verfassungsfragen und Indigene Angelegenheiten 
der Abgeordnetenkammer: Legislatoren, Männerund Frauen der 
vereinten Komitees für Verfassungsfragen und Indigene Ange¬ 
legenheiten des Senateslegislatoren, Männer und Frauen der 
Kommission für Versöhnung und Frieden (COCOPA)Abgeord- 
nete; SenatoremBrüder und Schwestern des Nationalen Indige- 
nen Kongresses: Brüder und Schwestern aller indigenen Völker 
Mexikos:Brüder und Schwestern aus anderen Ländern: Men¬ 
schen von Mexiko: Durch meine Stimme spricht die Stimme der 
Zapatistischen Armee der Nationalen Befreiung. Das Wort das 
unsere Stimme ist, bringt einen Aufschrei. Aber unser Wort ist 
ein Wort des Respektes für diese Tribüne und für all jene, die ihn 
anhören. Sie werden weder Beleidigungen noch Unhöflichkeiten 
von uns erhalten. Wir werden nicht das gleiche tun, was sich 
am 1. Dezember 2000, im.fehlenden Respekt vor diesen legis¬ 
lativen Hallen ereignet hat. Das Wort das wir bringen ist wahr. 
Wir sind nicht gekommen um irgendjemanden zu erniedrigen. 
Wir sind nicht gekommen um irgendjemanden zu besiegen. Wir 

sind nicht gekommen um 
irgendjemanden zu erset¬ 
zen. Wir sind nicht gekom¬ 
men um zu regieren. Wir 
sind gekommen, damit Sie 
uns zuhören könnnen, 
und wir Ihnen zuhören 
können. Wir sind gekom¬ 
men um in ein Dialog zu 
treten. 

Wir verstehen, dass unsere Anwesenheit in dieser Tribüne 
zu bitteren Diskussionen und Konfrontationen geführt hat. Es 
gab solche, die darauf zählten, dass wir diese Gelegenheit aus* 
nutzen würden um zu beleidigen oder langanstehende Rech¬ 
nungen zu begleichen,.dass dies alles Teil einer Strategie sei, um 
öffentliche Popularität zu gewinnen. Diejenigen die so dachten 
sind nicht anwesend. 

Aber es gab auch solche, die auf unser Wort zählten und ihm 
vertrauten. Sie waren es, die diese Tür des Dialoges für uns 
geöffnet haben, und sie sind diejenigen die anwesend sind. Wir 
sind Zapatistas. Wir werden das Vertrauen, das viele in diesem 
Parlament und unter den Menschen von Mexico auf unser Wort 
setzen nicht verraten. Jene die wählten, unserem respektvollen 
Wort ein aufmerksames Ohr zu schenken, haben gewonnen. Je¬ 
ne die wählten, die Türen zum Dialog zu schliessen weil sie ei¬ 
ne Konfrontation fürchteten, haben verloren. Denn die Zapati¬ 
stas bringen das Wort der Wahrheit und des Respektes. Einige 
mögen gedacht haben, dass diese Tribüne von SupMarcos be¬ 
setzt werden würde, und dass er es wäre der diese Hauptrede 
der Zapatisten halten würde. Sie können jetzt sehen, dass es 
nicht so ist. Subcomandante Insurgente Marcos ist genau das, 
ein Subcomandante. Wirsind die Comandantes, die gemeinsam 
kommandieren, diejenigen, die unsere Gemeinden gehorchend 
regieren. Wir gaben dem Sup und jenen, die seine Hoffnung und 



Träume teilen, die Mission uns zu dieser Tribüne zu bringen. 
Sie, unsere Kämpfer und Kämpferinnen, erfüllten diese Missi¬ 
on, dank der Unterstützung der zivilen Mobilisierung in Mexico 
und der Welt Dies nun ist unsere Stunde. Der Respekt den wir 
dem Bundeskongress entbieten ist einer des Inhaltes, aber auch 
derForm, Der militärische Anführer einer Rebellenarmee befin¬ 
det sich nicht in dieser Tribüne. 
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Jene, die den zivilen 
Teil der EZLN repräsen¬ 
tieren sind hier, die poli¬ 
tische und organisatori¬ 
sche Führung einer legi¬ 
timen, ehrlichen, und 
konsistenten Bewegung 
sind hier, die zusätzlich, 
durch das Gesetz für Dia¬ 
log, Versöhnung und ei¬ 
nen Würdigen Frieden in 
Chiapas, eine legale Bewegung ist. Wir demonstrieren damit, 
dass wir nicht daran interessiert sind irgendeinen Groll und 
Misstrauen zu provozieren. Und so befinde ich mich hier, eine in¬ 
digene Frau. Niemand wird irgendein Grund haben, sich ange¬ 
griffen, erniedrigt oder herabgesetzt zu fühlen, wenn ich heute 
diese Tribüne betrete und spreche. Die¬ 
se die jetzt nicht hier sind, wussten be¬ 
reits, dass sie es ablehnen würden, 
dem zuzuhören, was eine indigene 
Frau ihnen zu sagen kam, und dass sie 
es ablehnen würden zu sprechen, weil 
ich es sein würde, die ihnen zuhören 
würde. Mein Name ist Esther, aber das 
ist jetzt nicht wichtig. Ich bin eine Za- 
patista, aber auch das ist in diesem 
Augenblick nicht wichtig. 

Diese Tribüne ist ein Symbol. Deshalb verursachte sie so 
viel Kontroversität. Deshalb wollten wir in ihr sprechen, und des¬ 
halb wollten uns einige nicht hier haben. Und es ist auch ein 
Symbol, dass ich es bin, eine arme, indigene und zapatistische 
Frau, die das erste Wort haben würde, und dass die Hauptbot¬ 
schaft unseres Wortes als Zapatisten die meine sein würde. Vor 
wenigen Tagen fand in diesen Legislativen Hallen eine sehr hit¬ 
zige Diskussion statt, und in einersehr knappen Wahl, gewann 
die Mehrheit. Jene die anders dachten und dementsprechend 
handelten, wurden nicht ins Gefängnis geschickt, noch wurden 
sie verfolgt, geschweige denn getötet. Hier, in diesem Kongress, 
gibt es kennzeichnende Unterschiede, einige von ihnen sind 
sogar widersprüchlich, und es gibt Respekt für diese Unter¬ 
schiede. Aber auch mit diesen Unterschieden, fällt der Kongress 
nicht auseinander, er wird nicht balkanisiert, bricht nicht in vie¬ 
le kleine Kongresse auseinander, sondern - und genau wegen 
diesen Unterschieden - seine Regelungen werden aufgebaut. 
Und ohne das zu verlieren was jedes Individuum unterscheidet, 
wird Einheit bewahrt, und damit die Möglichkeit, durch gegen¬ 
seitiges Einverständnis weiterzukommen. 

Dies ist das Land, das wir Zapatisten wollen. Ein Land, in 
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dem Unterschiede anerkannt und respektiert werden. Wo anders 
zu sein und zu denken kein Grund ist, ins Gefängnis ge¬ 
schickt,.verfolgt, oder getötet zu werden. Hier in diesem Regie¬ 
rungspalast, gibt es sieben leere Sitze,.entsprechend den sie¬ 
ben Indigenas die nicht anwesend sein konnten. Und sie konn¬ 
ten nicht hier mit uns sein, weil die Unterschiede, die uns zu 
Indigenas machen weder anerkannt noch respektiert werden. 
Von den sieben, die abwesend sind, starb einer während den 
ersten Tagen des Januars 1994, zwei andere werden gefangen 
gehalten weil sie sich dem Abholzen der Bäume widersetzt ha¬ 
ben, zwei andere befinden sich im Gefängnis, weil sie das Fi¬ 
schen als Lebensverdienst verteidigt und sich Piratenfischer wi¬ 
dersetzt haben, und die letzten zwei befinden sich aus dem sel¬ 
ben Grund unter Haftbefehl. Als Indigenas kämpften die Sieben 
für ihre Rechte, und als Indigenas erhielten sie als Anwort Tod, 
Gefängnis und Verfolgung. 

In diesem Kongress gibt es verschiedene politische Kräfte, 
und jede von ihnen schliesst sich zusammen und arbeitet mit 
vollkommener Autonomie. Ihre Methoden, Vereinbarungen zu 
erzielen und die Regeln ihrer internen Koexistenz können mit Zu¬ 
stimmung oder Missbilligung betrachtet werden,.aber sie wer¬ 
den respektiert, und niemand wird dafür verfolgt, Teil der ei¬ 
nen oder anderen parlamentarischen Fraktion zu sein, der Rech¬ 
ten, der Mitte, oder der Linken anzugehören. An dem Punkt an 
dem die Notwendigkeit erwächst, erzielen alle eine Vereinba¬ 
rung und vereinen sich um etwas zu erreichen, das sie als gut für 
das Land erachten. Wenn sie nicht alle übereinstimmen, dann 
erzielt die Mehrheit eine Vereinbarung, und die Minderheit ak¬ 
zeptiert dies und handelt entsprechend des Mehrheitsbeschlus¬ 
ses. Die Legislatoren gehören einer politischen Partei an, einer 
bestimmten ideologischen Richtung, und sie sind gleichzeitig 
die Legislatoren aller mexikanischen Männer und Frauen, un¬ 
geachtet der politischen Partei der jemand angehört, oder der 
politischen Ideen. 

Dies ist das Mexiko das wir Zapatisten haben wollen. Ein 
Mexiko in dem Indigenas Indigenas und Mexikaner sein werden, 
ein Mexiko in dem der Respekt für Unterschiede von dem Re¬ 
spekt für das was uns gleich macht ausgeglichen wird. In dem 
Anderssein kein Grund fürTod, Gefängnis, Verfolgung, Spott,.Er¬ 
niedrigung und Rassismus ist. In dem unsere von Unterschie¬ 
de geformte Nation, immer souverän und unabhängig ist. Und 
nicht eine Kolonie, in der Plünderung, Ungerechtigkeit und 
Scham gedeihen. In dem, in den bestimmenden Momente un¬ 
serer Geschichte wir alle über unsere Unterschiede hinweg zu 
dem aufsteigen was wir gemeinsam haben, das heisst, Mexika¬ 
ner zu sein. Dies ist ein solcher historischer Augenblick. 

In diesem Kongress regiert die Bundesexekutive nicht, noch 
tun es die Zapatisten. Noch regiert ihn irgendeine politische Par¬ 
tei. Der Bundeskongress besteht aus Unterschieden, aber alle 
haben als Gemeinsamkeit die Tatsache, Legislatoren zu sein, 
und die Sorge um das nationale Wohl. Diese Unterschiede und 
diese Gleichheit begegnen jetzt einer Zeit, die ihnen die Mög¬ 
lichkeit bietet sehr weit voraus zu sehen, und in diesem Augen¬ 
blick, die kommende Stunde zu erkennen. Unsere Stunde, die 
Stunde der mexikanischen Indigenas, ist gekommen. Wir ersu¬ 
chen darum, dass unsere Unterschiede und unser Mexikanertum 
anerkannt werden. Glücklicherweise für die indigenen Völker 
und für das Land, hat eine Gruppe Legislatoren wie Sie, ein Vor¬ 
schlag für eine konstitutionelle Reform entworfen, die sowohl 
die Anerkennung der Indigenas sichert, als auch, damit zusam¬ 


men, die nationale Souveränität bewahrt und stärkt. Dies ist der 
ir COCOPA Gesetzesvorschlag", so genannt, weil es von Mitglie¬ 
dern der Kommission für Versöhnung und Frieden des Bun¬ 
deskongresses (COCOPA), Abgeordneten und Senatoren ent¬ 
worfen worden ist Wir sind uns dessen bewusst, dass dieser CO¬ 
COPA Vorschlag einige Kritiken erhalten hat. In den letzten vier 
Jahren hat es eine Debatte gegeben, wie sie kein anderer legis¬ 
lativer Vorschlag in der gesamten Geschichte der Bundeslegis¬ 
lativen in Mexiko erhalten hat. Und während dieser Debatte 
wurden alle Kritik sorgfältig widerlegt, sowohl in Theorie als 
auch in Praxis. 

Dieser Vorschlag wurde beschuldigt, das Land zu balkani- 
sieren, die Tatsache ignorierend, dass das Land bereits gespalten 
ist. Ein Mexiko, das Reichtum hervorbringt, ein anderes, das 
sich diesen Reichtum aneignet, und ein anderes, ist das eine, das 
seine Hand um Almosen 
ausstrecken muss. Wir, die 
Indigenas, leben in diesem 
fragmentierten Land, dazu 
verurteilt uns für die Farbe 
die wir haben zu schämen, 
für die Sprache die wir spre¬ 
chen, die Kleider, die uns 
bedecken, die Musik und 
der Tanz die unsere Trauer 
und Freude sprechen, für unsere Geschichte. Dieser Vorschlag 
wurde beschuldigt, Indianerreservate zu erschaffen, die Tatsache 
ignorierend, dass wir Indigenas in Wahrheit bereits getrennt le¬ 
ben, von dem Rest der Mexikaner abgegrenzt, und zusätzlich da¬ 
zu, von Aussterben bedroht Dieser Vorschlag wurde beschul¬ 
digt, ein rückständiges Gesetzessystem zu fördern, die Tatsache 
ignorierend, dass das gegebwärtige System nur Konfrontationen 
fördert, den Armen bestraft und dem Reichen Straflosigkeit si¬ 
chert. Es verurteilt unsere Farbe und verwandelt unsere Spra¬ 
che in ein Verbrechen. Dieser Vorschlag wurde beschuldigt, Aus¬ 
nahmen im politischen Leben zu schaffen, die Tatsache igno¬ 
rierend, dass jener, der gegenwärtig regiert, nicht regiert, 
sondern mehr seine öffentliche Position in eine Quelle des ei¬ 
genen Reichtums verwandelt, und er weiss sich selbst sicher 
von Bestrafung und ist unantastbar, solange seine Amtszeit dau¬ 
ert. Meine indigenen Brüder und Schwestern, die mir im Ge¬ 
brauch des Wortes folgen werden, werden genauer darauf ein- 
gehen. Ich würde gerne ein wenig über die Kritik sprechen, laut 
der das COCOPA-Gesetz die Diskriminierung und Marginalisie- 
rung der indigenen Frauen legalisieren würde. 

Senoras und Senores, Abgeordnete, Senatoren. Ich würde ih¬ 
nen gerne die Situation der indigenen Frauen erklären, die in un¬ 
seren Gemeinden leben, in der Annahme, dass Respekt für die 
Frauen vermeintlich von der Verfassung garantiert wird. Die Si¬ 
tuation ist sehr hart. Viele Jahre lang haben wir Schmerz, Ver¬ 
gessen, Verachtung, Marginalisierung und Unterdrückung erlit¬ 
ten. Wir leiden unter dem Vergessen, weil sich niemand an uns 
erinnert. Sie schicken uns weg, um in den Ecken, den Bergen 
des Landes zu leben, damit niemand uns dort besucht oder 
sieht, wie wir leben. Währenddessen haben wir kein trinkbares 
Wasser, Strom, Schulen, würdige Behausung, Strassen, Klinken 
- geschweige den Krankenhäuser - während viele unserer Schwe¬ 
stern, Frauen, Kinder und Alte, an heilbaren Krankheiten, Un¬ 
terernährung und bei der Geburt sterben, weil es keine Klini¬ 
ken oder Krankenhäuser gibt, wo sie behandelt werden kön- 
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nen. Nur in der Stadt, wo die Reichen leben, haben sie wirklich 
Krankenhäuser.mit guter Fürsorge, und sie haben alle Dienslei- 
stungen. Wir erhalten keine Leistungen, auch in der Stadt nicht, 
weil wir kein.Geld haben. Es gibt keinen Weg zurück, wenn es 
einen gäbe, wären wir nicht in die Stadt gekommen. Wir keh¬ 
ren zur Strasse zurück, bereits tot. Es sind in erster Linie die 
Frauen, die den Schmerz der Geburt erleiden. Sie sehen ihre 
Kinder in ihren Armen sterben, an Unterernährung, an man¬ 
gelnder Fürsorge. Sie sehen ihre Kinder auch ohne Schuhe, ohne 
Kleidung, weil sie nicht genug Geld haben, um sie zu kaufen; 
weil sie es sind, die sich um das Fleim kümmern, sehen sie, dass 
sie nicht genug für Essen haben. Sie schleppen auch zwei oder 
drei Stunden lang Wasser, marschieren mit Eimern, ihre Kinder 
tragend, und sie erledigen alles, was es in der Küche zu erledi¬ 
gen gibt. Seit der Zeit, da wir sehr jung sind, fangen wir an, ein¬ 
fache Dinge zu tun. Wenn wir grösser sind, gehen wir raus, um 
auf den Feldern zu arbeiten, zu säen, Unkraut zu jäten, und un¬ 
sere Kinder zu tragen. Währenddessen gehen die Männer weg 
um auf den Kaffeeplantagen und Zuckerrohrfeldern zu arbeiten, 
um ein wenig Geld zu verdienen, um mit ihren Familien davon 
zu zehren. Manchmal kehren sie nicht wieder, weil sie an Krank¬ 
heiten sterben. Sie haben keine Zeit, um zu ihren Häusern 
zurückzukehren, oder wenn sie es tun, kehren sie krank zurück, 
ohne Geld, manchmal bereits tot. Und die Frau bleibt mit noch 
mehr Schmerz zurück, weil sie alleine für ihre Kinder sorgen 
muss. Wir leiden auch unter Verachtung und Marginalisierung 
seit dem Augenblick unserer Geburt, weil man nicht gut für uns 
sorgt. Man denkt nämlich, dass wir als Mädchen nichts wert 
wären. Wir wüssten nicht wie man denkt, oder arbeitet, oder wie 
wir leben sollen. Deswegen sind viele von uns Frauen Analpha¬ 
beten, weil wir niemals die Gelegenheit hatten, zur Schule zu ge¬ 
hen. Und dann, wenn wir ein wenig älter sind, zwingen uns un¬ 
sere Väter mit Gewalt zu heiraten. Es spielt keine Rolle, wenn wir 
es nicht wollen, sie fragen nicht nach unserer Zustimmung. Sie 
missbrauchen unsere Entscheidungen. Als Frauen schlagen sie 
uns, wir werden von unseren Ehemännern oder Verwandten mis¬ 
shandelt. Wir können nichts sagen, weil sie uns sagen, wir hät¬ 
ten kein Recht uns zu wehren. Die Mestizos und die Reichen 
verspotten uns indigene Frauen, wegen unserer Art uns zu klei¬ 
den, zu sprechen, unserer Sprache, unserer Art zu beten und zu 
heilen, und wegen unsere Farbe, welche die Farbe der Erde ist, 
die wir bearbeiten-lmmer der Erde, weil wir dort leben. 

Noch erlauben sie uns, uns an irgeneiner anderen Arbeit zu 
beteiligen. Sie sagen, wir sind schmutzig, weil wir, da wir Indi- 
genas sind, nicht baden würden. Wir, die indigenen Frauen, ha¬ 
ben nicht die selben Möglichkeiten wie die Männer, die alle 
Rechte haben, selbst zu entscheiden. Nur sie haben das Recht 
auf Land und Frauen haben keine Rechte, da wir das Land nicht 
bearbeiten und da wir keine menschlichen Wesen sind, leiden 
wir unter Ungleichheit. 

Die schlechten Regierungen lehrten uns diese ganze Situa¬ 
tion. Wir indigene Frauen haben keine gute Nahrung. Wir haben 
keine würdigen Behausungen. Wir haben keine medizinische 
Versorgung oder Bildung. Wir haben keine Arbeitsprogramme 
und deshalb darben wir in Armut. Diese Armut herrscht, weil wir 
von der Regierung aufgegeben wurden, die uns niemals als In- 
digenas bemerkt hat, und uns niemals in ihre Überlegungen mit¬ 
eingeschlossen hat. Sie haben uns wie irgendeine Sache be¬ 
handelt. Sie sagen, sie würden uns Hilfe schicken, wie Progre- 
sa, aber das tun sie nur, um uns zu zerstören und zu spalten. Und 


das ist einfach wie das Leben und der Tod für uns indigene Frau¬ 
en ist. Und sie sagen uns, dass das Cocopa Gesetz es zulassen 
wird, dass wir marginalisiert werden. Es ist das bestehende Ge¬ 
setz das zulässt, dass wir marginalisiert und erniedrigt werden. 
Deshalb haben wir uns entschlossen, uns zu organisieren, um als 
zapatistische Frauen zu kämpfen, um die Situation zu verändern, 
denn wir sind des vielen Leidens ohne unsere Rechte müde. 

Ich sage Ihnen das alles nicht, damit Sie uns bedauern oder 
kommen, um uns vor diesen Misshandlungen zu retten. Wir ha¬ 
ben gekämpft; um das 
zu ändern, und wir wer¬ 
den dies weiter tun. 
Aber wir brauchen die 
gestzliche Anerkennung 
unseres Kampfes, denn 
bisher sind wir nicht an¬ 
erkannt worden. Wir 
sind es, aber nur als 
Frauen, und auch dann, 
nicht vollständig. Zusätzlich dazu, dass wir Frauen sind, sind 
wir Indigenas, und als solche werden wir nicht anerkannt. Wir 
wissen welche die guten und welche die schlechten Sitten und 
Gebräuche sind. Die Schlechten sind das Schlagen und Verprü¬ 
geln von Frauen, sie zu kaufen und zu verkaufen, die erzwun¬ 
gene Heirat gegen ihren Willen, und nicht befugt zu sein, an der 
Versammlung teilzunehmen oder das 
Haus zu verlassen. Deshalb wollen wir, 
dass das Gesetz für indigene Rechte und 
Kultur bewilligt wird. Es ist sehr wichtig 
für uns, die indigenen Frauen aus ganz 
Mexiko. Es wird dazu dienen, dass wir als 
Frauen und Indigenas anerkannt und re¬ 
spektiert werden. Das bedeutet, wir wol¬ 
len, dass unsere Art, uns zu kleiden an¬ 
erkannt wird, zu sprechen, zu regieren, 
uns zu organisieren, zu beten, zu heilen, 
unsere Methoden im Kollektiv zu arbeiten, das Land zu respek¬ 
tieren und das Leben zu verstehen, das die Natur ist, von dem 
wir ein Teil sind. Unsere Rechte als Frauen sind in diesem Ge¬ 
setz ebenfalls enthalten, so dass niemand jemals wieder unse¬ 
re Teilnahme, unsere Würde und Sicherheit in jeder Art von Ar¬ 
beit, genau wie die Männer, verhindern kann. 

Deshalb möchten wir allen Abgeordneten und Senatoren sa¬ 
gen, ihre Pflichten auszuführen und wahre Vertreter der Men¬ 
schen zu sein. Sie sagen dass sie den Menschen dienen wollen, 
dass Sie für die Menschen Gesetze machen würden. Erfüllen 
Sie Ihr Wort, das wozu Sie Sich den Menschen gegenüber ver¬ 
pflichtet haben. Dies ist der Augenblick, den COCOPA Geset¬ 
zesvorschlag zu bewilligen. Jene, die für Sie gestimmt haben, 
und jene, die es nicht getan haben, aber auch Menschen sind, 
dürsten weiterhin nach Frieden und Gerechtigkeit. Erlauben Sie 
es niemandem noch länger unsere Würde zu beschämen. Wir 
bitten sie als Frauen, als Arme, als Indigenas, und alsZapatistas. 

Senoras und Senores Legislatoren: Sie sind einem Aufschrei 
gegenüber empfindsam gewesen, der nicht nur der Aufschrei 
der Zapatisten oder der indigenen Völker ist, sondern aller Men¬ 
schen Mexikos. Nicht nur derer die Arm sind wie wir, sondern 
auch der Menschen mit komfortablen Einkommen. Ihre Einfühl- 
samkeit als Legislatoren ermöglichte einem Licht die dunkle 
Nacht zu erleuchten in der wir Indigenas geboren werden, auf- 
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wachsen, leben und sterben. Dieses Licht ist der Dialog. Wir sind 
sicher, dass Sie Gerechtigkeit nicht mit Almosen verwechseln. 
Und dass Sie in unseren Unterschieden die Gleichheit zu erken¬ 
nen wurden, die wir als menschliche Wesen und als Mexikaner, 
mit Ihnen und allen Menschen Mexikos gemeinsam haben. Wir 
applaudieren Ihnen dafür dass sie uns angehören, und deshalb 
wollen wir die Chance Ihres aufmerk¬ 
samen Ohres nutzen, um Ihnen etwas 
wichtiges mitzuteilen: Die Ankündi¬ 
gung der militärischen Räumung von 
Guadalupe Tepeyac, La Garrucha und 
Rio Euseba, und die Massnahmen die 
ergriffen werden um dies auszuführen, 
sind an der EZLN nicht unbemerkt ver¬ 
strichen. Sehor Vicente Fox antwortet 
nun auf eine der Fragen die unsere 
Menschen durch uns an ihn richteten: Er ist der oberste Be¬ 
fehlshaber der Bundesarmee, und die Armee folgt seinen Be¬ 
fehlen, ob zum Guten oder Schlechten. In diesem Fall sind sei¬ 
ne Befehle ein Zeichen des Friedens gewesen, und deshalb wer¬ 
den, wir die Comandantes und Comandantas der EZLN, auch 
Befehle des Friedens an unsere Streitkräfte: 

Erstens - Wir ordnen unseren Compahero Subcomandante 
Insurgente Marcos als militärischen Befehlshaber der regulären 
und irregulären Streitkräfte der EZLN an, alles nötige zu veran¬ 
lassen, um sicherzugehen, dass keine militärische Vorstösse un¬ 
serer Truppen auf die Positionen erfolgen, die von der Bundes¬ 
armee geräumt wurden, und anzuordnen, dass unsere Kräfte 
ihre jetzigen Positionen in den Bergen beibehalten. Wir werden 
auf ein Zeichen des Friedens nicht mit einem Zeichen des Krie¬ 
ges antworten. Die Waffen der Regierung werden nicht durch 
Zapatistische Waffen ersetzt werden. Die zivile Bevölkerung, 
die an den von der Bundesarmee geräumten Orten leben', haben 
unser Wort, dass unsere Militärkräfte nicht eingesetzt werden, 
um Konflikte oder Dispute zu beenden. Wir laden die nationa¬ 
le und internationale Zivilgesellschaft ein, an.diesen Orten Frie¬ 
denscamps und Beobachtungsposten einzurichten, um auf die¬ 
se Weise zu bezeugen, dass es dort keine bewaffnete Präsenz der 
Zapatisten gibt. 

Zweitens - Wir weisen den Architekten Fernando Yanez 
Munoz an, in kürzester Zeit mit der Kommission für Versöhnung 
und Frieden (COCOPA) und dem Friedensabgeordneten der Re¬ 
gierung, Senator Luis H. Alvarez Kontakt aufzunehmen, und vor¬ 
zuschlagen, gemeinsam in den südöstlichen Staat von Chiapas 
zu reisen, um sich persönlich davon zu überbezeugen, dass die 
sieben Positionen frei jeder militärischen Präsenz sind, und so¬ 
mit eins der drei von der EZLN für die Wiederaufnahme des Dia¬ 
loges geforderten Signale, erfüllt worden ist. 

Drittens - Wir weisen den Architekten Fernando Yanez 
Munoz an, sich bei der von Vicente Fox angeführten Bundesre¬ 
gierung in seiner Eigenschaftals offizieller Vermittler der EZLN 
mit dem Friedensabgeordneten der Regierung zu akkreditieren, 
und in Koordination mit ihm zu arbeiten, um die schnellstmög¬ 
liche Erfüllung der verbleibenden zwei Signale zu erreichen, da¬ 
mit der Dialog formell wiederaufgenommen werden kann: 
die.Freilassung aller zapatistischen Gefangenen, und die kon¬ 
stitutionelle Anerkennung der indigenen Rechte und Kultur, 
gemäss des COCOPA. -Gesetzesvorschlages. Die Bundesregie¬ 
rung hat von diesem Augenblick an ein sicheres, vertrauens¬ 
würdiges und diskretes Mittel um bei den Bedingungen, die den 


direkten Dialog zwischen dem Friedensbeauftragten und der 
EZLN erlauben werden, Fortschritte zu machen. Wir hoffen, dass 
sie guten Gebrauch davon machen wird. 

Viertens - Wir ersuchen den Bundeskongress respektvoll, da 
es hier ist, wo die Tür zum Dialog und Frieden geöffnet wurde, 
einen Raum in seiner Mitte zur Verfügung zu stellen, in dem - 
wenn der Friedensabgeordnete dies akzeptiert- das erste Treffen 
zwischen der Bundesregierung und dem Vermittler der EZLN 
stattfinden kann. In dem Fall, dass der Bundeskongress ablehnt, 
was wir verstehen würden,.ist der Architekt Yanez angewiesen, 
dafür zu sorgen, dass das Treffen, wo auch immer dies für an¬ 
gemessen erachtet wird, gehalten wird, wenn es sich dabei um 
einen neutralen Ort handelt, und die Öffentlichkeit über die Ver¬ 
einbarungen, die dort geschlossen werden, immer informiert ge¬ 
halten wird. 

Sehoras und Sehores Legislatoren: Auf diese Weise machen 
wir unsere Bereitschaft für Dialog, für die Errichtung von Ver¬ 
einbarungen und der Erzielung des Friedens deutlich. Wenn der 
Pfad zum Frieden in Chiapas nun mit Optimismus betrachtet 
werden kann, geschieht dies dank der Mobilisierung vieler Men¬ 
schen in Mexiko und der ganzen Welt. Insbesondere ihnen wür¬ 
den wir gerne danken. Es wurde ebenfalls möglich gemacht 
von einer Gruppe Legislatoren, Männern und Frauen, die sich 
jetzt vor mir befinden, die einem legitimen und gerechten Wort 
ein Raum, ihr Gehör und ihre Fierzen zu öffnen wussten. Einer 
Welt, die auf ihre Seite Vernunft, Geschichte, Wahrheit und Ge¬ 
rechtigkeit hat, die aber nichtsdestotrotz, noch nicht das Ge¬ 
setz auf ihrer Seite hat. Wenn die indigenen Rechte und Kultur 
gemäss dem COCOPA Gesetzesvorschlag konstitutionell aner¬ 
kannt sein werden, wird das Gesetz anfangen, seine Stunde mit 
der Stunde der indigenen Völker zu vereinen. Die Legislatoren, 
die uns heute ihre Türen und ihre Herzen geöffnet haben, wer¬ 
den dann die Befriedigung verspüren, ihre Pflichten erfüllt zu 
haben. Und dies wird nicht mit Geld bemessen, sondern mit 
Würde. Dann, an diesem Tag, werden Millionen mexikanische 
Männer und Frauenbund jene aus anderen Ländern wissen, dass 
all das Leiden, das sie während diesen Tagen, und jenen, die 
noch kommen werden, ertragen haben, nicht umsonst gewe¬ 
sen ist. Und wenn wir heute Indigenas sind, werden wir darauf 
alle anderen sein, die wegen ihres Andersseins getötet, verfolgt 
und eingesperrt werden. 

Sehoras und Sehores Legislatoremlch bin eine Indigena und ei¬ 
ne zapatista Frau. Durch meine Stimme sprachen nicht nur die 
Hunderttausenden Zapatisten des mexikanischen Südostens. 
Milionen Indigenas aus dem ganzen Land und die Mehrheit 
der mexikanischen Menschen sprachen ebenfalls. Meine Stimme 
entbehrte kein Respekt für irgendjemanden, noch kam sie, um 
um Almosen zu bitten. Meine Stimme kam, um um Gerechtig¬ 
keit, Freiheit und Demokratie für die indigenen Völker zu ersu¬ 
chen. Meine Stimme forderte und fordert, die konstitutionelle 
Anerkennung unserer Rechte und Kultur. Und ich werde mein 
Wort mit einem Ruf beenden, mit dem alle von Ihnen, jene die 
hier sind und jene die es nicht sind, einverstanden sein werden: 
Mit den indigenen Völkern! Viva Mexico! Viva Mexico! Viva Me¬ 
xico! Demokratie! Freiheit! Gerechtigkeit! Aus dem San Läzaro 
Regierungspalast, Bundeskongress. Das Klandestine Revolu¬ 
tionäre Indigene Komitee - Generalkommandatur der Zapati¬ 
stischen Armee der Nationalen Befreiung Mexiko, März 2001, 
Ich danke Ihnen vielmals. 
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von llija Trojanow 

In der Geschichte der Stadtplanung 
Priorität genossen. Es wurde angenomme 
Auskommen in die Stadt ziehen, s§ 
auch, in dem sie irgendein unbenutzM 
Fläche, einen Bürgersteig oder da 
diese Realität nur widerstrebend c 


iff^ffMmkünfte stets die niedrigste 
lipLeute, die auf der Suche nach einem 
fi überleben werden. Das haben sie 
Lq0d okkupiert haben, sei es eine offene 
fde der Bahngleise. Die Strategie, 
|nßtpmd sieb sporadisch zu stellen, hat 
das Monster geboren, das wir den städtischer/Slum nennen. Nun, da es uns allen ins 
Gesicht starrt, sollten wir begreifen: unsere Städte müssen sich endlich um die Unter¬ 
bringung der Armen kümmern. 

Kalpana Sharma, angesehene Journalistin aus Bombay 


Wer weiß schon, wie es sich anfüblt, 
wenn das eigene Haus zerstört wird? Vor 
den eigenen Augen. Wenn der Hort un¬ 
zähliger Erinnerungen von einem Stoß 
des Bulldozers niedergewalzt wird. Wer 
weiß das schon, außer diejenigen, die es 
selbst erleben, hinter einer Reihe von Po¬ 
lizisten kauernd. Die Bullen belassen es 
an diesem gnadenlos heißen Tag plfen 
drohenden Gebärden. Schweiß rinnt un¬ 
ter ihren Helmen herab, während! sie die 
ohnmächtigen Beschimpfungen über 
sich ergehen lassen. 

- Polizei, wer seid ihr denn schon! Ihr 
fresst den Armen alles weg! 

- He, habt ihr etwa keine Kinder? Wenn 
deren Väter sich schon so mies beneh¬ 
men, was soll dann aus dem Nachwuchs 
werden? Wer Kinder einfach auf die 
Straße setzt, der soll auf ewig verflucht 
sein! 

- Hört auf, hört auf, ich bin doch nur ei¬ 
ne arme Putzfrau! All mein Geschirr ist 
kaputt, kauft ihr mir neue Töpfe? 

- Sie haben sogar unser Brunnen zuge¬ 
schüttet. Jetzt haben wir nicht einmal 
Wasser zum Trinken. Jetzt ist alles hin! 

Die Planierraupe rollt vor und zurück, 
pufft schwarze Wolken. Die Opfer sitzen 
im Schatten von Plastikplanen und kla¬ 
gen wie ein tragischer Chor, gelähmt 
durch das Wissen um die Schicksalhaf- 
tigkeit dieser Zerstörung. 

- Es ist ja nicht das erste Mal. Wir ha¬ 
ben unser Haus schon mehrmals wieder 
aufbauen müssen, und jedesmal hat es 


25.000 Rupies (mehr als 1000 DM) ge¬ 
kostet 

- Was sollen wir dagegen tun? Mit dem 
Mund sind alle stark, aber lass mal die 
Polizei einen Angriff starten, da wirst du 
sehen, wie schnell die meisten wegren¬ 
nen. Als wif :uns gestern gewehrt haben, 
waren nur einige hundert. 

Am Tag zuvor, als es zu gewaltsamen 
Zusammenstößen mit der Polizei kam, 
wurden einige Hütten niedergebrannt. 
Nun haben manche Einwohner in ban¬ 
ger Voraussicht ihre Verschlage selber 
abgebaut, um das Material (Wellblech, 
Pappe, Plastik) wieder nutzen oder we¬ 
nigstens verschachern zu können. Denn 
selbst die rostigste Platte bringt einige 
Rupien ein. In jeder Lichtung dieses 
Blechdschungels liegen zerfaserte Bün¬ 
del auf Betten, schmutzige Kartons auf 
Matten: das Hab und Gut aus den Hüt¬ 
ten, die der Bulldozer bald erreichen 
wird. Öldosen, Wasserkannister, Fernseh¬ 
antennen. Staubiges Spielzeug in abge¬ 
griffenen Tüten. Ersengestelle. In der 
Nähe lauern schon die Pleitegeier, die 
den Rest für einige Münzen abkaufen 
werden. 

Slum 

So lautet das Wort, mit dem die Unter¬ 
künfte von fünfzig bis sechzig Prozent 
der Einwohner Bombays auf einen täu¬ 
schend klaren gemeinsamen Nenner 
gebracht werden. Mit Slum wird meist 


[26] SF 2/2001 







ö d J i ;J J u i 2! U u iJ J iJ 11J 9 " 


ein zweites Wort assoziiert: en- 
croachment, auf Deutsch nicht einfa¬ 
cher zu übersetzen als mit »illegaler 
Übergriff« (auf Eigentum an Grund und 
Boden). Denn kaum ein Slum steht auf 
rechtmäßig erworbenem und brav ins 
Grundbuch eingetragenem Land. Slums 
wuchern über jede Freifläche der Stadt, 
die nicht rigoros eingezäunt und 
bewacht wird. Im Nu entstehen Ba¬ 
rackensiedlungen, ermöglicht durch die 
zynische Gier einer kleinen Gruppe von 
Ausbeutern: die Slumlords, die an Anal¬ 
phabeten Land verkaufen, das ihnen 
nicht gehört; die Politiker, die ihre schüt¬ 
zende Hand über den Slum halten und 
Wählerstimmen gegen leere Ver¬ 
sprechen eintauschen; die Beamten, die 
regelmäßige Zahlungen so selbstver¬ 
ständlich einfordern, wie Hausherren 
die Miete. Ein »Grundstück« von zehn 
mal zehn Fuß (ausreichend für eine 
fünfköpfige Familie, denn drei Viertel 
aller Familien hausen in einem einzigen 
Zimmer) kostet etwa 1000 Mark. Als 
Grundgebühr sozusagen, zu der sich 
monatliche Zahlungen addieren. 

Hat man den Slumlord zufriedenge¬ 
stellt, folgt Schritt um Schritt eine trü¬ 
gerische Normalisierung. Wasser- und 
Stromleitungen werden angezapft und 
durch den neuen Slum verlegt. Ein Agent 
besorgt für bescheidene 200 Mark eine 
»ration card«, die einem nicht nur den 
Anspruch auf subventionierten Reis ge¬ 
währt, sondern auch als eine Art Perso¬ 
nalausweis dient, mit dem man sich et¬ 
wa in die Wählerlisten eintragen lassen 
kann. 

Ein geregeltes Leben kann beginnen. 
Die Kinder besuchen - wenn sie nicht ar¬ 
beiten müssen - eine städtische Schule, 
die Eltern suchen Gelegenheitsarbeit, 
verdingen sich als Putzfrauen, Bauarbei¬ 
ter, Taxifahrer, Handwerker oder Straßen¬ 
verkäufer. Wer eine feste Unterkunft hat, 
wie eng und wacklig sie auch sein mag, 
hat wenigstens eine Zukunftsperspek¬ 


tive. Hat Nachbarn und eine Adresse. 
Hat eigenen Boden unter den Füßen, 
und nicht den Bürgersteig. Denn wer ge¬ 
rade erst in die Stadt gekommen ist, wen 
ein böses Unglück befallen hat, wer seit 
Jahrzehnten immer nur Pech hat, der 
landet wortwörtlich auf der Straße. 
Spannt eine Plastikplane über den Geh¬ 
steig und baut sich ein Heim in den 
Auspuffgasen. Seine nackten Kinder 
spielen am Straßenrand, jederzeit ge¬ 
fährdet durch jemanden, der es eilig hat. 
Shinaz Sheikh heißt so eine Unglückli¬ 
che. Unter ihrer schwarzen Plastikfolie 
findet nur ein Bettgestell Platz. Unter 
diesem stehen ein Kerosinofen und zwei, 
drei Aluminiumtöpfe. Zwei Kleider hän¬ 
gen von einer Schnur, die quer durch den 
winzigen Raum gespannt ist. Mehr be¬ 
sitzt sie nicht. In dieser Behausung, in 
der man nicht aufrecht stehen kann, 
wohnt sie zusammen mit ihrem Mann, 
einem Zigarettenverkäufer und zwei Kin¬ 
dern, die nicht zur Schule gehen, weil 
»die Schule keine Bürgersteigadresse ak¬ 
zeptiert«. Das Essen kocht sie auf der 
Straße, Trinkwasser trägt sie in einem Ge¬ 
fäß auf dem Kopf aus einer Nebenstraße 
heran. Vor Sonnenaufgang hockt sie sich 
zum Waschen und Zähneputzen an den 
Rinnstein. Der Gang zurToilette führt sie 
über zwei Kreuzungen in einen Park mit 
verkommenen öffentlichen Latrinen. 
Auch sie muß einem Gangster, der sich 
diesen Bürgersteig angeeignet hat, 
»Miete« zahlen. Und auch sie fürchtet ei¬ 
nes am meisten: die Räumkommandos 
der Stadtverwaltung. 

Die Slums sind gegen diese Gefah¬ 
ren besser gefeit, aber nicht immer kann 
das teuflische Trio aus korruptem Staat, 
verlogener Politik Und gerissener Mafia 
(die Slumlords sind der Polizei meist 
namentlich bekannt) ihrer vorgeblichen 
Schutzverpflichtung nachkommen. 
Manchmal Wird es übertrumpft von 
mächtigeren Interessen, und dann ent¬ 
scheiden Gerichte oder Stadtväter, daß 
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die »encroachments« abgerissen werden 
müssen. Mal benötigt die staatliche Ei¬ 
senbahngesellschaft Platz für weitere 
Gleise, mal wird Raum für die Erweite¬ 
rung eines Industriegebietes gebraucht, 
mal passt der Slum nicht zum Selbstver¬ 
ständnis einer mächtigen Institution 
(wie etwa im Falle des Nuklearen For¬ 
schungszentrums in Trombay, dem Stolz 
der Nation, in dessen Nähe sich ein Slum 
nicht so gut ausmachen würde). 

Als besonders heikel erweist sich 
aber der Fall, der Bombay seit 
Jahren beschäftigt. Auf er¬ 
sten Blick kollidieren näm¬ 
lich zwei Interessen 
miteinander, für die 
man gerne Ver¬ 
ständnis auf¬ 
bringt: das Men¬ 
schenrecht auf Unterkunft und 
der Umweltschutz. Sie prallen in schein¬ 
bar unlösbarer Weise aufeinander, weil 
direkt hinter den verzweifelt schimpfen¬ 
den Menschen, deren Hab und Gut ver¬ 
nichtet wird, die grüne Lunge der Stadt 
beginnt, der Borivli-Nationalpark. Und 
weil alle abzureißenden Baracken sich 
innerhalb dieses Naturschutzgebiets be¬ 
finden. 

Borivli-Park 

Mit dem Borivli-Park verfügt die Stadt 
Bombay übereinen einzigartigen Schatz. 
Mitten in einer der Megacities dieser 
Welt trifft man auf einen Dschungel (das 
Hindi-Wort für Wald), der 103 km 2 
misst und zwei natürliche Seen nährt, 
die ihrerseits mehr als zehn Prozent der 
städtischen Wasserversorgung garantie¬ 
ren. Zwischen Flughafen und Schwerin¬ 
dustrie tummelt sich eine wahrhaft tro¬ 
pische Artenvielfalt: 59 verschiedene 
Säugetiere und 299 Vogelarten hat man 
hier gezählt. Im September 1999 wurde 
sogar die sehr rare Atlas-Motte gesich¬ 
tet, die mit einer Flügelspanne von 33 
Zentimetern größte Mottenart der Welt. 
Sogar einige Leoparden lauern noch im 
Park, ernähren sich von herrenlosen Kö¬ 
tern. Jährlich werden etwa 15 Sichtun¬ 
gen gemeldet: in der technischen Hoch¬ 
schule IIT wurde einer auf dem Balkon 
des zweiten Stockes eingesammelt; und 
ein besonders ermüdetes Raubtier hat¬ 
te sich nachts in einen geparkten Bus 
zum Schlafen gelegt und wurde rüde von 
einer hysterisch schreienden Passagier¬ 
in früh am Morgen geweckt. 
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Man muß nur die erste Hügelkette 
überwinden, um das Wunder zw er¬ 
fühlen. Eine Weile hört man noch jau¬ 
lende Hindifilmmusik, einen ratternden 
Zug, hupende Autos, aber man sieht die 
Stadt nicht mehr. Statt von Werbetafeln 
ist man von Teakholzbäumen und Bam¬ 
busdickicht umgeben. Die Luft wird 
spürbar besser, und 


bald 

weicht das urbare 
Gekrächze den ungeläufigen Lauten des 
Waldes. 

Aber die Großstadt würde ihrem Ruf 
als gefräßiges Monster nicht gerecht 
werden, würde sie diese Idylle in Ruhe 
lassen. Schon sieben Prozent des Wal¬ 
des sind von Steinbrüchen, Industriean¬ 
lagen, Schnapsbrennereien und »encro¬ 
achments« besetzt. Im Norden nimmt ei¬ 
ne ebenso hervorragend organisierte wie 
illegale Holzfällerei überhand, im östli¬ 
chen Yeoor-Wald haben Politiker Wo¬ 
chenendhäuschen errichtet, sind Tempel 
aufgekommen, manche von ihnen so 
groß wie Zwei-Sterne-Hotels. Und im Sü¬ 
den hat sich ein Golfclub auf ehemali¬ 
gem Waldgebiet ausgebreitet. All diese 
Übergriffe konnten nur mit Einverständ¬ 
nis von Forstamt, Stadtverwaltung und 
Polizei gelingen. Deswegen warnen Um¬ 
weltschützer schon seit Jahren: Wenn es 
so weitergeht, wird es den Park nicht 
mehr lange geben. 

Die Umweltschutzorganisation BE- 
AG (Bombay Environmental Action 
Group) reichte 1995 Klage beim ober¬ 
sten Gericht ein, um den Park vor dieser 
kommerziellen Nutzung zu schützen. Im 
Mai 1997 ordnete der Bombay High 
Court die Entfernung aller illegaler Bau¬ 
ten an. Doch das war schneller be¬ 
schlossen als getan. Immerhin stehen im 
Park etwa 61.000 Hütten, die 300.000 
Menschen Unterkunft gewähren. Wenn 
man sich vorstellt, alle Einwohner Bonns 
würden in wenigen Wochen ihre Unter¬ 
künfte verlieren und auf ihren Bündeln 
am Straßenrand sitzen, kann man ver¬ 


stehen, wieso das Gericht der Regierung 
18 Monate für die Umsiedlung dieser 
Menschen giewährt hat. Doch was im 
Amtsgebrauch Rehabilitierung genannt 
wird, hat in der Praxis in Indien noch 
nie funktioniert. Entweder 
behauptet die 


i Regierung, nicht 

über genügend Land zu verfügen, 
oder sie verwurstelt politische Rück¬ 
sichtnahme und Korruption, bis die Plä¬ 
ne zur Farce werden. Dabei zeigen Bür¬ 
gerrechtsgruppen immer wieder auf, daß 
es allein in Bombay unbebautes Land für 
Millionen von Menschen gibt, nur fehle 
es der Regierung am Willen, teures Land 
armen Bürgern zur Verfügung zu stellen, 
wo es doch von Maklern und Bauherren 
viel lukrativer entwickelt werden kann. 

Jahr für Jahr werden rund eine Milli¬ 
on Menschen in Indiens Städte gespült, 
vertrieben von Staudämmen, Bergwer¬ 
ken, neuen Straßen und Hafenanlagen. 
Die meisten werden nur kümmerlich - 
wenn überhaupt - für den Verlust von 
Heim und Hof entschädigt und rutschen 
schnell ins Elend ab. Wenn schon recht¬ 
mäßige Eigentümer auf diese Weise 
ihrem Schicksal überlassen werden, was 
können dann »llegale Besetzer« erwar¬ 
ten? Auch für die aus dem Borivli-Park 
Vertriebenen will die Regierung kein Er¬ 
satzland in Bombay zur Verfügung stel¬ 
len: Die 300.000 Menschen sollen auf 
unerschlossenem Land, fünfzig Kilome¬ 
ter entfernt, angesiedelt werden. Ein 
Planwahn. Doch das Gericht akzeptier¬ 
te diesen Vorschlag und setzte Termine 
für die Durchführung der Zwangsum¬ 
siedlung an. Seither liegen die Bürger¬ 
bewegungen im Clinch, der zuweilen mit 
blumigen Beleidigungen ausgetragen 
wird. Jene Organisationen, die als Spre¬ 
cher der Slumbewohner auftreten, an er¬ 
ster Stelle die NHSS (Nivara Hakk Su- 
raksha Samiti - Organisation zum 
Schutz des Rechtes auf Unterkunft), leh¬ 
nen das angebotene Land als ungeeig¬ 
net ab und verurteilten die Abrissaktion 
als inhuman. 







Nationalpark versus Slum 

Der Widerstand wird aus einem klei¬ 
nen Zimmer heraus koordiniert, in dem 
nur ein Schreibtisch und ein Regal voll¬ 
er Medizin steht sowie einige Polio-Pla¬ 
kate an der Wand hängen. Vor dem Ein¬ 
gang befindet sich eine Müllkippe, auf 
dem Kinder einen weggedroschenen 
Ball inmitten des plastikbunten Abfalls 
suchen. Ein älterer Mann mit stiller Wür¬ 
de empfängt die Besucher. Herr Chand¬ 
rakant ist der Ansprechpartner für die 
Slumbewohner, die ihm stündlich be¬ 
richten, wie weit die Bulldozer vorange¬ 
kommen sind. Ein frisch gestriegelter, 
uniformierter Schüler sitzt mit geradem 
Rücken vordem Schreibtisch und erzählt 
sichtbar erregt, daß sein Haus bald platt 
gemacht werden soll. 

- Gestern haben wir uns den Abrissko¬ 
lonnen in den Weg gestellt und Lieder 
gesungen. Wir haben gesungen, daß wir 
keine Angst haben. Auch wenn wir ver¬ 
lieren, wir werden unser Heim auf jeden 
Fall wieder aufbauen. 

Manche der Leute, erklärt Chandrä- 
kant, leben schon seit fünfzehn, zwan¬ 
zig Jahren auf diesem Land. Wieso sei 
die Entwicklung des Slums nicht früher 
gestoppt worden? Wie könne man ei¬ 
nem Menschen nach fast einer Genera¬ 
tion das Dach über dem Kopf weg¬ 
reißen? 

Von dem Büro der NHSS aus sieht 
man am Rande des Nationalparks zwei 
schicke Neubauten, eine breite asphal¬ 
tierte Straße und dazwischen - wie billi¬ 
ger Füllstoff - die Slums. Etwas weiter 
am Parkrand entlang stößt man auf ei¬ 
nen Steinbruch, der einen Teil des be¬ 
waldeten Hügels verschlungen hat. Bag¬ 
ger haben ihre Abdrücke in dem hellen 
Stein hinterlassen, als habe ein Raubtier 
hineingebissen. In der Nähe erheben 
sich die zehnstöckigen Monumente ei¬ 
nes erfolgreichen Immobiliengeschäfts: 
elegante Wohnhäuser an der Parkgrenze 
oder jenseits von ihr - wer weiß das 
schon genau. Der schon geräumte Teil 
des Slums endet an einer imposanten 
Mauer mit Stacheldrahtkrone. Über die¬ 
se Mauer - für die Umweltschützer die 
einzige Hoffnung für den Park - wird 
noch einiges zu sagen sein. Momentan 
dient sie nur als Hintergrund eines 
Schlachtgemäldes. Gebrochene Holz¬ 
stücke staken aus einer plattgewalzten, 
graubraunen Masse. Inmitten des 
Schlachtfeldes steht eine einzige un¬ 


berührte Hütte. Sie gehört Leuten, die 
sich einverstanden erklärt haben, außer¬ 
halb von Bombay rehabilitiert zu werden 
und die dieses Einverständnis mit der 
Zahlung von 5000 Rupien bestätigt ha¬ 
ben. Neben der Hütte steht A.R. Bhara- 
ti, der Direktor des Nationalparks, der 
die Arbeit des Abrisskommandos begut¬ 
achtet. Was wird nun geschehen, Herr 
Bharati? 

- Wir werden die Mauer weiterbauen, an 
allen gefährdeten Stellen hochziehen. 

Wenn sie fertig ist, dürfte sie etwa 
18 Kilometer lang sein. Und wir werden 
mit Hilfe von Schulkindern dieses Gebiet 
wieder begrünen. Der Direktor zeigt auf 
die gegenüberliegende Seite des Hügels. 
Dort hätten vor Jahresfrist noch Slum¬ 
hütten gestanden. Der Erfolg sei schon 
sichtbar: schütteres Grün bedeckt den 
trockenen Boden. 

P.K. Das, ein namhafter Architekt 
und führender Aktivist der HKSS, hält 
diese Zukunftsvision für unrealistisch. 

■ Zum einen seien die meisten Anwohner 
entschlossen, ihre Hütten wieder aufzu¬ 
bauen, müßten zukünftig also mit Waf¬ 
fengewalt davon abgehalten werden, 
zum anderen könne man Uimweltproble- 
me nicht mit einer Mauer lösen. (Wenn 
sie denn überhaupt errichtet wird, denn 
in den letzten zwei Jahren hat die Re- 
gierung es gerade einmal geschafft, et¬ 
was mehr als einen Kilometer Mauer 
hochzuziehen). 

- Auch 
wir sind 
für den Na¬ 
tionalpark. 

Keine Frage, 
er muß ge¬ 
schützt wefden! 

Aber Ab- 
reißen allein hat 
noch nie geholfen. 

Denn die Menschen lö¬ 
sen sich nicht in Luft 
auf, sie gehen nur wo¬ 
anders hin. Außerdem 
hängt die Wirtschaft die¬ 
ser Stadt von den Menschen 
in den Slums ab. Sie sind ein wertvoller 
Teil der Gemeinschaft, keine Störenfriede 
oder Parasiten. Sie leisten billige Dienste 
für jene Reichen, die sich aufregen, wie 
sehr diese Menschen die Stadt verschan¬ 
deln. Sie sind vollkommen marginali- 
siert, weil sie keinen Zugang zu den 
Machtzeintralen haben, keine Kompe¬ 
tenz, sich einen Platz im System zu er¬ 


kämpfen, keine Lobby. Deswegen gibt es 
weiterhin kein Gesetz für den Schutz 
oder die Rehabilitierung von Slumbe¬ 
wohner, weder auf Bundes- noch auf 
Landesebene. Und deswegen werden die 
betroffenen Menschen bei Problemen 
wie diesem nie eingespannt, sie werden 
nie um ihre Meinung gefragt. Stets wird 
über ihren Kopf hinweg entschieden. Der 
Gegenspieler des rhetorisch brillanten 
Sozialisten Das, der mich in seinem stil¬ 
voll eingerichteten Büro empfing, heißt 
Debi Goenka - er lebt in einem luxuriö¬ 
sen Appartement mit Blick auf den stark 
verschmutzten Powai-See im Osten Bom¬ 
bays. 1993 gehörte er zu den Gründern 
der BEAG. Er bestreitet nicht, daß Slum¬ 
bewohner von der Gesellschaft oft in ei¬ 
ne Opferrolle gedrängt werden, aber für 
ihn hat die Autorität des Gesetzes Vor¬ 
rang: 

- Ich fürchte, wir haben keine andere 
Wahl, als drastische Maßnahmen zu er¬ 
greifen, sonst geht der Park unter! Das 
Gesetz muß durchgesetzt werden. Wenn 
wir hart bleiben, werden schließlich alle 
die Botschaft verstehen, und die Land¬ 
besetzungen werden aufhören. Man darf 
doch einen Gesetzesbruch wie Landbe¬ 
setzung nicht auch noch belohnen? 
Außerdem hat sich herausgestellt, daß 
viele jener Slumbewohner, die vom Staat 
ein neues Heim er- 
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hielten, ihre Wohnung verkauft haben 
und wieder in einen Slum gezogen sind. 
Den Verkaufserlös haben sie irgendwie 
vergeudet oder versoffen. 

Von den Slums in Coregaon am süd¬ 
westlichen Rand des Parks zum Royal 
Palms Golf and Country Club wäre es für 
eine der unzähligen Krähen Bombays 
nur eine Flügelschläge weit. Wo sich 
heute 18 Löcher landschaftsmodulierter 
Grünflächen über einen Quadrat¬ 
kilometererstrecken, be¬ 
fand sich 


noch 

vor zehn Jah¬ 
ren Wald und Busch. 

Dann wurden die Baurestrik¬ 
tionen aufgehoben - genau genommen 
wurde mit sogenannten development 
rights geschachert, die es finanzkräfti¬ 
gen Bauherren ermöglichen, fast überall 
Bauland zu kreieren. Nun werden am 
Rande des Golfplatzes zwanzigstöckige 
Wohnhäuser mit schillernden Namen wir 
»The Maroccan« hochgezogen. Alle Be¬ 
dürfnisse der Mitglieder sollen auf dem 
Areal befriedigt werden können, weswe¬ 
gen neben Luxuswohnungen auch Ge¬ 
schäftszeilen, Frisör- und Schönheitssa¬ 
lons und sogar ein Wellenbad mit künst¬ 
lichem Strand vorgesehen sind. In der 
Anpreisung des Prospektes: »A world 
apart, an exclusive enclave«. 

Das majestätische Klubhaus steht 
auf einem der höchsten Hügel der Stadt. 
Die Ölgemälde an den Wänden zeigen 
britische Aristokraten beim Tanz. Ein 
sanfter Walzer erklingt im Hintergrund. 
Keine Frage: Hier ist tatsächlich »die 
ideale Kombination von Natur und Frei¬ 


zeit« gelungen. Sogar die Luftqualität 
läßt nichts zu wünschen übrig, wie die 
international anerkannten Gutachter 
der Firma A.I.C. Watson bestätigen. Da¬ 
mit wird eine der Binsenwahrheiten der 
ökologischen Bewegung, dass nämlich 
Umweltverschmutzung alle Bürger glei¬ 
chermaßen betrifft, in Frage gestellt. 
Wer sich den Mitgliedsbeitrag leisten 
kann, der kann auch im versmogten 
Bombay durchatmen und sich an dem 
Anblick satten Grüns laben. Im Aviari- 
um genießt er den Regenwald, der einst 
dieses Gebiet überzogen hat. Eine ver¬ 
besserte Version sogar, denn die 
beauftragten australischen Bio-- 
architekten planen, 70 fremde 
Vogelarten zu importieren, Tei¬ 
che mit Fischen anzulegen und 
sogar eine tierärztliche Notauf¬ 
nahme einzurichten. 

The Royal Palms Golf Course 
ist der erste Golfplatz, der in Indi¬ 
en nach der Unabhängigkeit ge¬ 
baut worden ist, Und das mitten 
ihn einer der am dichtesten beste-/ 
delten Städte der Welt. Ein Wahn, 
sagt P.K. Das. 

- Anstatt die Armut zu entfernen, 
entfernen sie die Armen. Manch¬ 
mal werden die Slumbewohner als 
menschliche Bulldozer mißbraucht. Sie 
besetzen sumpfiges Land, Land ohne ir¬ 
gendeinen Wert und heben das Land an, 
machen es bewohnbar. So gewinnt es an 
Wert. Städteplaner, Bauherren und Ar¬ 
chitekten erfahren davon. Und sie sagen: 
wartet mal, wie kann es angehen, daß 
wertvolles Land von den Armen besetzt 
gehalten wird. Daran sollten wir etwas 
ändern.« 

Der Slumadvokat Das wirft dem Na¬ 
turschützer Goenka vor, die Interessen 
der Privilegierten auf Kosten der Armen 
durchsetzen zu wollen. Er spricht von 
Klassenkampf. Womit er nicht so unrecht 
hat, denn die Umweltschützer gehören 
fast ausschließlich der oberen Mittel¬ 
klasse an. Sie sehen sich angesichts der 
Überbevölkerung zunehmend in einem 
Konflikt mit den unbändigen Massen. 
Und sie beginnen aktiv, ihre bürgerli¬ 
chen Rechte einzuklagen. In den letzten 
Jahren ist die Zahl der »public interest«- 
Klagen sprunghaft angestiegen. Bürger 
fordern saubere Straßen, begehbare Bür¬ 
gersteige, offene Plätze, schöne Parks. 

- Wir können nicht warten, argumentiert 
Debi Goenka, bis die sozialen Verhält¬ 
nisse sich geändert, bis das Umweltbe¬ 


wusstsein der Menschen sich gebessert 
hat. Für müssen jetzt und sofort zum 
Schutz der Stadt tätig werden. 

Wobei dem hochgebildeten Goenka 
die Ironie entgeht, daß die umweltbe¬ 
wusste Mittelklasse durch ihren hohen 
Verbrauch die Umwelt viel mehr belastet 
als die Slumbewohner, die notgedrun¬ 
gen sparsam mit Ressourcen umgehen 
und als Weltmeister im Recycling so gut 
wie nichts verschwenden. Leider hat in 
den letzten Jahren eine reine Konsum¬ 
kultur überhand genommen, genährt 
von dem reichhaltigen Warenangebot, 
das die globalisierten Märkte zur Verfü¬ 
gung stellen. Die Wohlhabenderen ha¬ 
ben geistig jeglichen Kontakt zur Unter¬ 
schicht verlören; nun wünschen sie sich, 
auch den physischen Kontakt zukünftig 
vermeiden zu können. Doch es ist sehr 
fragjjth, ob die Vision einer lebenswer¬ 
ten'' (Um)W(elt langfristig gegen die 
große Mehrheit durchgesetzt werden 
kann. 

- Wie können wir - noch einmal P.K. Das 

- in einer demokratischen Gesellschaft 
überhaupt etwas schützen, sei es einen 
offenen Raum, ein Recht oder ein Stück 
Natur? Wir können entweder Gewalt an¬ 
wenden, d.h. die Polizei einsetzen, hohe 
Mauern errichten, das Bedrohte ständig 
bewachen lassen. Ober wir können die 
Bevölkerung organisieren und das The¬ 
ma des Umweltschutzes mit den ande¬ 
ren lebenswichtigen Interessen verknüp¬ 
fen. Die ökologische Frage ist nur im Zu¬ 
sammenhang mit der sozialen Frage zu 
lösen! Dieser Konflikt ist nicht nur für In¬ 
dien beispielhaft. 

Schon heute lebt die Hälfte der Weltbe¬ 
völkerung in Städten, der Großteil in 
ähnlich miserablen Zuständen wie in 
den Slums von Borivli. Die Vorstellung, 
weiteren Zustrom gewaltsam aufhalten 
zu können, zeugt von großer Realitäts¬ 
ferne. Nichts wird in den ärmeren Län¬ 
dern das Wachstum der Städte in abseh¬ 
barer Zeit stoppen können. Die Lösung 
der urbanen Probleme kann nur mit und 
im Interesse der großen Mehrheit erfol¬ 
gen, die stets dorthin zieht, wo sich we¬ 
nigstens ein Fünkchen Hoffnung bietet. 
Stattdessen kürzt die öffentliche Hand 
überall ihre Investitionen und lässt somit 
jede Hoffnung auf eine Verbesserung 
der sozialen Lage fahren. Die öffentli¬ 
chen sowie privaten Investitionen wen¬ 
den sich zunehmend der Sicherheit zu. 
Die Inseln der Glückseligkeit werden 
ummauert, die Bunker gepolstert. 
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Grenzcamp 2001 


Aktionstage 


2001 Für den 17. bis 19. 
ein Bündnis 
lingsinitiati’ 
ten Bundesr 
tionstagen < 
pflicht« in Bi 
und die Brai 
Unter dem 
der Flüchtiir 
Schaffung di 
»Hört dami 
Menschheit, 
sehen Staat 
Residenzpfl 


»kein mensch ist illegal« 

Rhein-Main-Region und Flughafen Frankfurt - Die 
inneren Grenzen im Visier. Vom 27. Juli bis zum 5. Au¬ 
gust 2001 wird in Frankfurt am Main das 4. antiras¬ 
sistische Grenzcamp unter dem Motto »kein mensch 
ist illegal« stattfinden.Wie die Jahre zuvor richtet sich 
auch das diesjährige Camp gegen das Grenzregime 
Deutschlands und Europas und stellt sich in den Zu¬ 
sammenhang und die Kontinuität der vielfältigen 
Kämpfe dagegen. Ohne falsche Bescheidenheit 
attackiert es das feinmaschige Netz, das von Gren¬ 
zzaun, BGS-Fatrouillen und Internierungslager über 
rechtliche Diskriminierungen, bürokratische Gänge¬ 
lung, populistische Reden, denunzierende Bürger bis 
zur Jagd auf lllegalisierte und tägliche Abschiebun¬ 
gen reicht. Das Camp mischt sich mit allen erdenkli¬ 
chen Mitteln ein-von der öffentlichen Veranstaltung, 
über solidarische Unterstützung bis zur möglichst 
störenden Aktion - gegen die Rassismen in diesem 
Land und fordert die Herrschaft des Passes mit dem 
goldenen Adler heraus. 

Nach drei Campjahren in Orten direkt an der Grenze 
zu Polen und Tschechien wurde als Ort für diesen 
Sommer das Rhein-Main-Gebiet und der Frankfurter 
Flughafen gewählt. Fokussiert werden damit die »in¬ 
neren Grenzen« des nationalen Grenzregimes. Der 
Schwerpunkt der anvisierten Aktionen liegt von da¬ 
her auf dem Flughafenverfahren und dem Internie¬ 
rungslager am Rhein- Main- Airport. Mit einer über¬ 
regionalen Abschlußdemonstration sollen am Sams¬ 
tag, dem 4. August 2001 den Forderungen nach der 
sofortigen Auflösung des Internierungslagers und 
dem Stop aller Abschiebungen nochmals Nachdruck 
verliehen werden. 

Gegenstand des diesjährigen Camps sind auch die 
Grenzen, die legalen wie illegalen Migrantlnnen das 
Leben in den städtischen Zentren der Region schwer 


machen - angefangen von innerstädtischen Perso 


nenkontrollen bis zu Diskriminierungen auf Woh- j 
nungs- und Arbeitsmarkt. Eine besondere Bedeutung 
hat in diesem Zusammenhang die Kampagne der Or¬ 
ganisation afrikanischer Flüchtlinge The Voice ge¬ 
gen die Residenzpflicht, d. h. dagegen, daß Flücht¬ 
lingen im Asylverfahren untersagt wird, den ihnen 
behördlich zugewiesen Bezirk zu verlassen. Die Mit¬ 
glieder von The Voice verstoßen bereits mit ihrer Teil¬ 
nahme am Camp gegen die Residenzpflicht. Die Le¬ 
galisierung aller in Deutschland lebenden »Illegalen« ; 
ist eine zentrale Forderung des Camp- Zusammen¬ 
hangs. 

In der wirtschaftlich mächtigen und sich soweitoffen 
gebenden Muli- Kulti- Region Rhein- Main liegt die 
Herausforderung des Camps 2001 darin, deutlich zu 
machen, daß es radikalen linken Widerstand auch ge¬ 
gen den flexibilisierten Rassismus eines sich moder¬ 
nisierenden Migrationsregimes gibt. Gegen eine Po¬ 
litik, die Menschen in Kategorien »nützlich«, »hinrei¬ 
chend angepasst« und »kulturell bereichernd« sortiert 
und lenkt, sollen all die Initiativen und Praktiken un¬ 
terstützt werden, die diese Ordnung durcheinander-! 
bringen und sich ihr entziehen. Die politische Per- j 
spektive des Camps macht nicht halt bei Erleichte- j 
rungen, Quotierungen, GreenCards oder 
»humanitären Verbesserungen«, sondern streitet für 
das Recht und die Möglichkeiten, daß jeder Mensch 
dorthin gehen und leben kann, wohin und wie er und 
sie will. Ohne wenn und aber.[...] Wir fordern hiermit 
alle Interessierten auf, sich am Grenzcamp 2001 zu 
beteiligen bzw. einzubringen.lnformiert Euch und an¬ 
dere, macht den Termin bekannt, streitet mit, mobi¬ 
lisiert, bereitet eigene Aktionen vor undundund.»kein 
mensch ist illegal« - Camp! 

Kontakt und weitere Informationen: Camp, c/o 3. Welthaus Frankfurt, 
Falkstr. 74, 60487 Frankfurt / M. -Tel.: 069 - 79 20 17 72 (Mittw. 18 
- 22 h) - Email: dwhffm@t-online.de (Betreff: Camp) - Internet: 
www.aktivgegenabschiebung.de/camp01/ und: www.noborder.org 
(internationale Camp-Kette) 


ftswagen und Hunden. Sie 
Über Nacht ein. Blanche 
en: Das 7 km von Wis- 
mecklenburg - Blan- 
ubnis.Die Residenz- 
Wfepermaneten Polizei kontra! len 
IIS^^^^tÄÄnibei-Beobachtern den Eindruck, 
s Kriminelles getan hätten. Der Parole der Rechts¬ 
änder« wird mit jeder Polizeikontrolle 











Graswurzelrevolution jetzt mit 
deutsch-/türkischsprachiger 
Beilage: Otkökü 

Die im März 2001 herausgekommene 
Graswurzelrevolution (GWR) Nr. 257 ent¬ 
hält als Beilage die erste Ausgabe der 
»Otkökü« (deutsch: Graswurzel). Konzi¬ 
piert als vierseitige, türkisch/deutsch¬ 
sprachige Vierteljahresschrift soll Otkökü 
libertäre und gewaltfreie Ideen auch in¬ 
nerhalb der türkischen und kurdischen 
Community in Westeuropa bekannt ma¬ 
chen und den Aufbau von gewaltfreien 
und libertären Bewegungen und Struktu¬ 
ren in der Türkei unterstützen. 

Otkökü wird in Deutschland verlegt und 
herausgegeben. Auch Layout- und Lekto¬ 
ratsarbeiten werden von der GWR-Koor- 
dinationsredaktion in Münster übernom¬ 
men. Anregungen, Layoutvorschläge, Fo¬ 
tos, Cartoons usw. sind sehr willkommen. 
Die inhaltliche Gestaltung, die Betreuung 
der Autorinnen, die Entscheidung über 
eingegangenes Material, die Organisati¬ 
on der Beiträge und Übersetzungen lie- 

Anares Buchvertrieb informiert: 

★WEBSEITEN AKTUAUSIERT^Ertdlich, nach monate¬ 
langer Erstarrung bewegt sich wieder einiges auf un¬ 
seren Webseiten. Unter anderem ein Artikel aus der 
taz-Bremen über unser Antiquariat und Buch-Cafe 
»Andere Seiten«, der allen, die noch keine Gelegen¬ 
heit hatten, selbst bet uns vorbeizuschauen, eine Vor¬ 
stellung unserer neuen Räumlichkeiten vermittelt 
Auch haben wir eine eigene Seite mit Informationen 
zu den drei bundesweiten anarchistischen Großveran¬ 
staltungen in diesem Jahr eingerichtet (Libertäre Tage, 
Anarchistisches Sommercamp, Anarchistische Wochen) 
sowie ein paar weitere Dinge verändert. Da für die 
nächste Zeit ebenfalls einiges ansteht, lohnt es sich 
wieder, öfter vorbeizuschauen unter http://www.ana- 
res.org/nord/ . (Denjenigen, die keinen Webzugang 
haben, schicken wir die Infos selbstverständlich auf 
Anfrage auch per Mail zu.) 

★ANTIQUARIATSKATALOG 2001 ★ Unser neuer An¬ 
tiquariatskatalog 2001 mit rund 1500 Titeln zu Anar¬ 
chismus, Sozialismus, neuen sozialen Bewegungen, 
Frauenbüchern, Pädagogik und vielem mehr ist zwar 
bereits seit Anfang des Jahres erhältlich, trotzdem 
möchten wir diese Gelegenheit nutzen, um auf die 
Möglichkeit hinzuweisen, den Katalog kostenlos bei 
uns zu bestellen: Anares Nord, Brunnenstr, 15/16 
D-28203 Bremen, Deutschland- E-Mail: anares- 
nord@gmx.de . Eine Webversion gibt es leider nicht, 
da wir uns momentan darauf konzentrieren möchten, 
unser komplettes Vertriebsangebot ins Datenbankfor¬ 
mat zu übertragen um endlich eine Suchfunktion an¬ 
bieten zu können. 
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gen in der Hand der Otkökü-Koordinati- 
onsredaktion in Izmir.Wir sind uns bewus¬ 
st, dass die Graswurzelrevolutionärinnen 
in der Türkei unter schwierigen Bedin¬ 
gungen leben und arbeiten. Das gilt auch 
für Osman Murat Ülke, der die Aufgabe 
als Koordinationsredakteur der Otkökü 
übernommen hat. Osman lebte in 
Deutschland, bis er als 15-Jähriger in die 
Türkei übersiedelte. Nachdem er 1995 sei¬ 
nen Wehrpass verbrannt und seine Kriegs¬ 
dienstverweigerung (KDV) öffentlich ge¬ 
macht hatte,.wurde er 1996 verhaftet 
und verbrachte seitdem mit Unterbre¬ 
chungen bis März 1999 sein Leben im Ge¬ 
fängnis. Als Kriegsdienstverweigerer kann 
er jeder Zeit wieder verhaftet werden. 
Inhaltlich geht es in Otkökü Nr. 1 z.B. um 
die Menschenrechtslage in der Türkei, die 
neuen Typ F-Gefängnisse und den osma- 
nischen Völkermord an 1,5 Millionen Ar¬ 
meniern 1915.Wir hoffen, dass sich die 
antimilitaristischen, libertären, feministi¬ 
schen, u.a. undogmatisch linken Gruppen 
in der Türkei an diesem dezentral und ba- 


sisdemokafisch organisierten Projekt be¬ 
teiligen. Kontakte und das Netzwerk der 
Mitarbeiterinnen und Unterstützerinnen 
sollen peu ä peu geknüpft und ausgebaut 
werden. Organisiert die Verteilung! Ot¬ 
kökü soll in hoher Auflage verteilt wer¬ 
den, z.B. in kurdischen und türkischen Lä¬ 
den, in internationalen Zentren, Buchlä¬ 
den, Kulturzentren, Universitäten, Cafes, 
Kneipen usw. Otkökü kann bei uns be¬ 
stellt werden, solange der Vorrat reicht. 
Graswurzelrevolution - für eine gewalt- 
freie, herrschaftslose Gesellschaft! 

Bernd Drücke (GWR-Koordinationsredak- 
teur) 

Redaktion Graswurzelrevolution, Breul 43, D-48143 

Münster. Tel; 0(049)251-48290-57, FAX: 0 (049)251- 
48290-32, E-Mail: gwr-muenster@oln.comlink.apc.org 
Graswurzel re volution und Otkökü im Internet: 
http://www.comlink,de/graswurzelGWR-Vertrieb/ 
e-Mail: gwr.finanzen@t-online.de 
Kontakt ziir Otkökü: Otkökü, c/o Izmir Savas 
Karsitlari, 1468 Sokak No. 6/1, Alsancak-Izmir, Türkei. 
Tel.: 0090-232-4642492, Fax: 0090-232-4640842, 
e-mail: otkoku@operamail.com 


Münster, den 17.April 2001: 

Gesundheitsamt Besetzt 

Erklärung der Initiative für ein soziales / kulturelles / politisches Zentrum 
in Selbstverwaltung: Mit der Besetzung des. ehemaligen Gesundheitsamtes 
an der Robert-Koch Strasse realisieren wir unser Konzept für ein selbstver¬ 
waltetes soziales / kulturelles / politisches Zentrum und setzen damit fort, 
was mit der Räumung der besetzten Uppenbergschule im Februar 2000 
seitens der Stadt blockiert und zerstört wurde. Zur Umsetzung unserer Ideen 
und Utopien wählen wir die Aktionsform der Hausbesetzung (als eine di¬ 
rekte Aktion), da seitens der Stadt auch nach der Räumung der Uppenberg¬ 
schule keine Bereitschaft erkennbar war, uns ein geeignetes (Ersatz-) Ob¬ 
jekt anzubieten. Anstatt uns in langwierigen und aussichtslosen Verhand¬ 
lungen von der Stadt abhängig zu machen) wählen wir mit dem Prinzip der 
direkten Aktion den Weg der Eigeninitiative und schaffen uns dabei eine 
»temporär autonome Zone«. Es obliegt nun zwar der städtischen Macht, das 
Zentrum erneut durch einen Polizeieinsatz (gewaltsam) räumen zu lassen. 
Doch was uns niemand nehmen kann, ist die Erfahrung, dass unser Projekt 
nicht als blosses Konzept, sondern vielmehr als etwas Lebendiges existiert - 
getragen von zahlreichen Gruppen, Initiativen und Einzelpersonen. Der 
Kampf für ein Zentrum geht weiter - jeder Tag ist ein gewonnener Tag! Die 
Stadt ist nunmehr vor die Wahl gestellt, ihren Unwillen gegenüber einem 
Zentrum in unserem Sinne durch eine erneute Räumung unmissverständ¬ 
lich auszudrücken oder aber ihrer städtischen Verantwortung für die Raum¬ 
bedürfnisse eines breiten Spektrums sozial; kulturell und politisch arbeiten¬ 
der Gruppen, Initiativen und Einzelpersonen nachzukommen. Wir fordern die 
Stadt auf, uns das ehemalige Gesundheitsamt an der Robert-Koch Strasse 
zu überlassen. Das Gebäude soll in den Besitz eines unabhängigen Trägers, 
der von uns bestimmt wird, übergeben werden, so dass der Fortbestand des 
Zentrums langfristig garantiert ist und nicht durch politischen Umschwung 
oder personellen Austausch innerhalb von Rat und Verwaltung gefährdet ist. 
Wir fordern damit die Grundlage für ein Zentrum in Selbstverwaltung - für 
immer! 

Letzte Nachricht vom 20.04.01: Besetztes Haus in Münster geräumt! 








Die Türkei -ein Land'der 
Verschwundenen und der Massaker 


Die Türkei ist ein Land in dem auch 
Forderung des Volkes mitReppre 
drückung, Terror, 
sakerbeantwortet wird. Das 
barbarischen Regimes ist le 
durch die Massaker in den 
geslicht gekommen. Vorn 19. 

22. Dezember hat der Staat vor 
lichkeitmit Einsatz von 



L Unter¬ 


desfasten der 

und sie in die neu gebauten 
fängnisse zu verlegen.Diese militärische;' 
on kostete 28 Gefangenen das Leb^n? mehrere 
Gefangene wurden bei dieser Operation bei Ife- 
bendigem Leib verbrannt. Übertaü^ld Gefan¬ 
gene wurden auf brutalste Art in die ZW0N&(- 
schleppt. Weder das Massaker noch die Folter und 

Schikane in den Zellen konnten denWiderstand 
brechen. Mit gleicher Entschlossenheit setzen die 
Gefangenen in den Krankenhäusern u|di jn-den 
Zellen ihren Widerstand fort. [...] Ausserhalb der 
Gefängnisse wurden bei den Protesten der demo- 
kratischenÖffentlichkeit über 500Q Menschen 
festgenommen. Über 200 von ihnenyfedehver- 
haftet und in die neu gebauten Isolationszellen 
gesteckt. Dutzende von Vereinen wurden ge¬ 
stürmt und verboten. Neben alldiesenReppressi- 
onsmitteln hat der der Staat erneutmit Politik des 
Verschwindenlassens begonnen.Hierzu veröffent¬ 
lichen wir die Erklärung von HAKLAR VE ÖZGÜR- 
LÜKLER PLATFÖRMU, der PLATFORM FÜR RECH¬ 
TE UND FREIHEITEN ' . T , > "• 

IKM-Izolasyon Iskencesine Karsi Mumme Kmt- 
tesi/Komitee gegen Isolationshaft 


DIE REGIERUNG VON SUSURLUK HAT ERNEUT 
MIT DER POLITIK DES VERSCHWINDENLASSENS 
'BEGONNEN: WO ISTYUSUF KIRMIZIOGLU? 

Die Regierung führt Angriffe auf die gesamte Op¬ 
position durch. Im Anschluß auf das Massaker in 
den Gefängnissen und die Einführung der F-Typ- 
. Gefängnisse, dauern die Repression und die Ver¬ 
bote gegen alleoppöäitionellen Kreise ohne Un- 
terbrechung an. Neben den diversen Repressions¬ 
politiken hat nun die Regierung erneut zur »Politik 
desVerschwindenlassens«, welche seit Jahren als 
Mittel zurEinschüchterung der revolutionär- de- 
; mokratischen Opposition eingesetzt wird, gegrif- 
■ ! fen. Am 6. Januar ließ man YU5UF KIRMIZIOGLU 
und am 28. Januar die HADEP-Funktionäre SER- 
. .iAR-TANIS und EBUBEKIR DENIZ verschwin- 
den,i.'.|Die Regierung, die das Volk mittels des 
Massakers in den Gefängnissen und den Ver- 
schwundenen in eine Angstsituation versetzen 
; will und erklärt »Wenn ihr kämpft, dann ermorde 
ich euch, ich lasse euchverschwinden«, zeigt, daß 
sie ihre Susurluk-Politiken makellos zur Anwen¬ 
dung bringt. Susurluk befindet sich mit seinen 
Massakern, Folter undden Verschwundenen an 
der Regierung.Man hat YUSUF KIRMIZIOGLU; 


den lassen. Auch andere können dem Verschwin¬ 
denlassen zum Opfer fallen! LASST UNS NACH 
DEM VERBLEIB DER VERSCHWUNDENEN FRA¬ 
GEN! 


HAKLAR VE ÖZGÜRLÜKLER PLATFÖRMU (PLAT¬ 
FORM FÜR RECHTE UND FREIHEITEN) 


IKJVMlzolasyon iskencesine Karsi Mücadele KomitesiKomitee gegen 
Isolationshafttel/ fax.:0049 7 40/ 28053625Adr.: Kreuzweg 
12* 20099 Mamburginternet: www.noisoiation.deE-Mail: 
wisolation@ninebyte.de 





Leonard Peltier - keine Begnadi¬ 
gung 

An seinem letzten Tag im Amt wurden 160 
Menschen von Präsidentclinton begnadigt 
und weiteren 46 ihre Haftstrafe erlassen. 
Obwohl inden letzten Wochen und Mona¬ 
ten die seit 1993 laufende Kampagne für- 
die Begnadigung des indigenen politischen 
Gefangenen Leonard Peltierständig inten¬ 
siviert wurde - unzählige Menschen und 
vieleOrganisationf...], viele Parlamentarier 
der USA, Frankreich und Grossbrittaniens 
und die Parteitage der Demokraten in den 
Bundesstaaten Washington und Kaliforni¬ 
en forderten die Freilassung Peltiers, lehnte 
Clinton eine Begnadigung ab. Leonard 
wurde 1975 zum Sündenbock für den Tod 


zweier FBI-Agenten nach einer Schiesserei 
auf der Pine Ridge Reservation zwischen 
den Agenten und Mitgliedern des Ameri¬ 
can Indian Movement (AIM) am 26.Juni, 
gemacht. Als letzter von ursprünglich vier 
Angeklagten, dieAnklage gegen einen wur¬ 
de fallengelassen und die zwei anderenAn- 
geklagten wegen Selbstverteidigung frei¬ 
gesprochen, wurde Leonard ineinem mani¬ 
pulierten Verfahren von einem hierfür 
ausgewählten rassistischen Richter zu zwei 
Mal lebenslänglich verurteilt. Das FBI hat 
sich immer dafür eingesetzt, dass Leonard 
nicht frei kommt, weder durch vorzeitige 
Entlassung auf Bewährung noch durchei¬ 
ne Begnadigung. In Leserbriefen an und in 
Anzeigen in Zeitungen undauf ihren Web¬ 
seiten stellen sie Leonard als gewalttätig 


und gefährlich dar und machen ihn verant¬ 
wortlich für den Tod der beiden Agenten, 
obwohl die Staatsanwaltschaft schon vor 
10 Jahren offen zugab, dass sie nicht weiss 
»wer die Agenten getötet hat«. Das FBI 
richtete eine kostenlose Telefonverbindung 
zum Weissen Haus fürGegner einer Begna¬ 
digung ein und der Direktor des FBls inter¬ 
venierte persönlich bei Clinton. Nicht oh¬ 
ne Erfolg. [...] 

Weitere Infos 

unter:http://www.freepeltier.orghttp://www.nytimes.c 
om/2001/01;/19/politics/19CND- 
CL!N.htmlhttp://more.abcnews.go.com/sections/poli- 
tics/da i lynews/ pa rdonlist010120.html 
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Veranstaltungen FAU Berlin 
JUNI 

Fr. 08.06,[22.00 Uhr] »Brigada Flores 
Magon« 


1 


m 

si 


Brigada Flores Magon aus Paris spielen 
klassischen 80er Jahre Streetpunk im Stil 
ihrer britischen Kollegen von »The Op- 
pressed« und »Angelic Upstarts«. Sie ver¬ 
binden den Spirit desStreetpunks mit po¬ 
litisch eindeutigen Aussagen. Nicht um¬ 
sonst wurde der mexikanische Anarchist 
Flores Magon als Namenspate auserko¬ 
ren: vier der fünf Bandmitglieder enga¬ 
gieren sich in der anarchosyndikalisti- 
schen CNT. [ Veranstaltungsort: »Köpi«, 
Köpenicker Str. 137, BerlinMitte, SOst- 
bahnhof, U8 Karl Hei neStr. ] 

Di. 12.06, [20.00 Uhr] »Die FAI in Spani¬ 
en« 

ln der spanischen Revolution von 1936 
spielte die FederacionAnarquista Iberica 
(FAI) eine bedeutende Rolle. Sie wurde 
als Modell einer spezifisch anarchisti¬ 
schen, bakuninistisch geprägten Gehei¬ 
morganisation gegründet. Ihre Beziehung 
zuranarchosyndikalistischen CNT ist von 
Konflikten geprägt, ihr Einflußauf die 
CNT umstritten. In dem Vortrag sollen ih¬ 
re Geschichte und ihr Wirken sowie die 
Vereinbarkeit des Konzepts von Organisa¬ 
tionen wie der FAI mit anarchistischen 
Idealen kritisch beleuchtet und ansch¬ 
ließenddiskutiert werden. [ Veranstal¬ 
tungsort: »Köpi«, Köpenicker Str. 137, Ber¬ 
lin Mitte, SOstbahnhof, U8KarlHeineStr. ] 
Do. 28.06. [20.30 Uhr] »Prekäre Jobs 
auf dem Land« 


Wt 

Über die soziale Situation der Beschäf¬ 
tigten in der Landwirtschaft ist wenig % : 
kannt. Im ersten Teil wird die Geschichte 
der Landarbeit in Brandenburg und An-1| 
sätzegewerkschaftlicher Organisierung 
vorgestellt. Im zweiten Teil geht es um die { 
Entwicklung seit 1989, sowie gewerk¬ 
schaftliche Organisierungsmöglichkeitein 1 
in diesem Bereich, außerdem wird eine 
aktuelle Broschüre der GINLL zum Thema 
vorgestellt, die u.a. auch Arbeitsrecht-: 
stipps enthält. [Veranstaltungsort: »Fisch¬ 
laden«, Rigaer Str. 83, BerlinFriedrichs-ff 
haiin, U5 Samariterstr. ] 

So. 01.07. [19.30 Uhr] »Michail Bakun-* 
in zum 125. Todestag« 

Zweimal zum Tode verurteilt, in Rußlandp?.. 
eingekerkert, über Japanund Amerika^» 
nach Europa geflüchtet, nahm Bakunir 
bis zu seinem Tod an allen möglichen rei 
volutionären Bewegungen und Auf- 
standsversuchen teil. Wolfgang Eckhardt/' 
Herausgeber der »Ausgewählten Schrif , 
ten« Bakunins, stellt anläßlich seines 125. 
Todestages die Ideen des erstenanarchi¬ 
stischen Revolutionärs vor. Eine gemein¬ 
same Veranstaltung mit der Bibliothek 
der Freien (Anarchistische Bücherei im 
Haus der Demokratie)und der Stiftung 
Haus der Demokratie. [ Veranstaltung^- ; 
ort: »Haus der Demokratie«, Greifswald# 

Str. 4, BerlinPrenzlauer Berg ]| 

Freie Arbeiterinnen Union [FAUIAA] 

Freie Arbeiterinnen Union [FAUIAA] Schreinerstr. 47 
10437 Berlin fon/fax: 03042 08 97 38 email: 
faub@fau.org web: www.fau.org Terminverteiler der / 
FAUBeriin: Bestellen: btsubscribe@listfau.org 




Das Internetfemzine - popfeministisch und seltsam 
^entwurzelt ~ 

! ab Juli im Netz ! 
www.copyriot.com/tilde 


Brief von zwei 
inhaftierten Anarchisten 

Am 8. März 2001 wurden 3 selbstgebaute 
Sprengsätze vor 2 Banken undeinem Fernsehsen¬ 
der in Salonica plaziert. Nur einige, wenige Stun¬ 
den später werden die beiden Anarchisten T. F0- 
URLIS und T. CINALAS verhaftet und als Urheber 
dieser Sprengsätze beschuldigt. Ihre Verhaftung 
kam deshalb zustande weil ein Polizist die bei¬ 
den Anarchisten anscheinend gesehen hat, wie 
sie sich »verdächtig« in der unmittelbaren Umge¬ 
bung des Tatortes aufgehalten hatten. Während 
der Verhaftung wurde den beiden Aktivisten Haa¬ 
re abgenommen, zwecks DNA-Analyse. Diese re¬ 
pressive Massnahme wurde unlängst ^Griechen¬ 
land durch die neuen Anti-Terror-Gesetze einge¬ 
führt (diemassgeblich auf Druck der USA in Kraft 
traten).Eine bürgerliche Tageszeitung hat am dar¬ 
auffolgenden Tag behauptetdie beiden Ange¬ 
klagten hätten gestanden, was in keiner Weise 
stimmt Am 13. März 2001 wurden die beiden 
Anarchisten dann in den Knastüberstellt. Hier 
Auszüge aus einem Brief, den sie nach ihrer Ver¬ 
haftung verschickt haben: 

»Wir werden seit dem 13. März 2001 im Gefäng¬ 
nis von Diabatonfestgehalten und angeklagt am 
8. März 2001 Brandanschläge auf die National¬ 
bank, das Gesundheitsministerium und 'Star 
Channel' verübt zuhaben. Die einzigen Beweis¬ 
stücke gegen uns sind die Aussagen von zwei Po¬ 
lizisten, die versuchen, uns mit lächerlichen Be¬ 
schuldigungen für die oben genannten Anschlä¬ 
ge verantwortlich zu machen. Sie wissen ganz 
genau, dass wir als Anarchisten nie (nicht einmal 
für eine Sekunde) daran gedacht haben den Wi¬ 
derstand aus der Gesellschaft gegenderen Mör¬ 
derinnen zu verurteilen. [...] 

Thomas Fourlis Thodoris Cinalas 15. März 2001« 

Die griechischen Behörden benutzen seit zirka 2 
Jahren immer wieder die gleichen Taktiken um 
politische Gegnerinnen verhaften zu können, 
nämlich indem sie einfach behaupten, die Täte¬ 
rinnen wiedererkannt zuhaben. Auf diese Weise 
versuchen sie die mangelnde Kooperationsbereit¬ 
schaft der Bevölkerung mit den Staatsbüttel zu- 
Ikompensieren. 

Anarchists' Coil, Athen, 3. April 2001 


Mix in Planung: 

queer-feministische Subjektkritik 
Antifeminismus in bürgerlichen und linken Diskursen 
Nachruf auf Lucienne Kleber 
Quiz 

das häßlichste Handy des Monats 

Innenstadträume 

Film zu Videoüberwachung 


Abteilung Kurioses olhne Sinn und Verstand: 

Karl Nagel, der »Hauptmacher« der »anarchistischen« Pogo-Partei APPD, ist nun 
endgültig im eigenen Grösstnwahn versackt, in Sachen Neonazis gibt erzürn 
besten: »Diesem blinden Vertrauen, das man hier plötzlich in die Berichterstat¬ 
tung der Medien setztUhitjncftsözum Spielball fremder Interessen macht, steht 
die interessante Tatsachegegenühep dass die Medienkonsumenten erstaunli- 
cherweisekaum eigene Erfahrungen mit der'Nazi-Brut' machen.« Und diese di¬ 
rekten »Erfahrungen« hgll Nagel anscheinend nun nach und nimmt Kontakt 
zu dem Neonazi Christian Worch und dem nationalen »Anarchisten« PeterTöp- 
fer auf, jenem Leipziger, der so deutsch fühlt, dass er gerne in der »Uckermark« 
(d.i. die Ukraine in der^iachedes iAfelks ohne Raum«) leben möchte. 










Noam Chomsky 

Die politische Ökonomie 
der Menschenrechte 

Aktuelle Aufsätze und Interviews 
zusammengestellt und übersetzt 
von Michael Schiffmann 


ISBN: 3-931786-10-2, 
Grafenau 2000, 32,- DM 



"T'jv -..-crrrlk 


Paul Lafargue 

Das Recht auf Faulheit 

ISBN: 3-931786-03-X 
Grafenau 2001,12,-DM 

»Arbeite, bis die Sinne schwinden! 
Arbeite, bis die Kraft versiegt! 
Arbeite - Wirst ja Ruhe finden, 
Wenn dein Gebein im Grabe liegt« 
(Georg Weerth, 1844/45) 


Die Menschenrechte sind gegenwärtig eine wesent¬ 
liche Legitimation westlicher Außenpolitik. Die Real¬ 
politik reibt sich an dieser Leitlinie wenig. Chomskys 
Buch beinhaltet eine Fülle von Informationen zur 
aktuellen Menschenrechtspolitik und der Debatte 
um Neoliberalismus. 


Claude Lanzmann 
Shoah - 

die Geschichte der Massenvernichtung 
europäischer Juden 

Mit einem Vorwort von Simone de Beauvoir 


Murray Bookchin 
Die Agonie der Stadt 

ISBN: 3-922209-67-X, 

320 S., 36,- DM 

Das Standardwerk zu Social Ecology. 
Am Beispiel der Stadtentwicklung 
zeigt Murray Bookchin seinen 
Ansatz zur direkten Demokratie. 


Alexander Berkmann 
ABC des Anarchismus 

ISBN: 3-931786-00-5, 

127 S„ 14,- DM 

Eine leicht verständliche Einführung in die politischen Ideen des Anarchismus. 


Peter Kropotkin 
Der Anarchismus 

ISBN: 3-922209-42-4, 

160 S., 25,- DM 

Dieser Band gibt eine ausführliche Darstellung 
der Geschichte des anarchistischen Denkens 

G. Mergner/T. Kleinspehn 

Mythen des spanischen Bürgerkrieges 

Best.Nr. 3946, 4. Auflage, 

169 S., 26,-DM 

Eine kritische Auseinandersetzung mit linken Mythen des 
spanischen Bürgerkrieges 



ISBN: 3-922209-87-4 
Grafenau 2000, 34,- DM 

»Claude Lanzmanns große Kunstfertigkeit besteht unter 
anderem darin, uns den Holocaust aus der Perspektive der 
Opfer, aber auch aus der Perspektive der »Techniker« vor- 
zuführen, die ihn ermöglicht haben und die jede 
Verantwortung ablehnen.« 

Michael Wilk 

Macht, Herrschaft, Emanzipation 
- Aspekte anarchistischer 
Staatskritik 

ISBN: 3-931786-10-2, 

Grafenau 1999,18,- DM 

Diese Buch beleuchtet Aspekte von Macht und 
Herrschaft aus aktueller anarchistischer Sicht. 


Seit mehr als zwanzig Jahren erscheint im Trotzdem Verlag 
ein engagiertes Programm. Unsere Bücher zu aktuellen 
politischen Themen sind längst Bestandteil der Diskussion 
um eine andere Gesellschaft. 

Trotzdem Verlagsgenossenschaft 

Mit einer Einlage von 500 DM können sich alle an der 
Genossenschaft beteiligen und sichern so dem Verlag eine 
dauerhafte finanzielle Basis. Genossenschaflerlnnen sind 
an den wichtigen Entscheidungen beteiligt und erhalten 
alle gewünschten Verlagspublikationen zum 
Mitgliedsrabatt. 











Die Sozialversicherung ist auch eine Versicherung gegen Revolutionen. 


von Jürgen Mümken 


Francois Ewald 


Die Verteidigung 
der Gesellschaft 

Die »Regierung des Sozialen« funktio¬ 
niert durch die Institutionalisierung von 
zwei symmetrische und gegensätzlichen 
Schritten: »die Verteidigung der Gesell¬ 
schaft gegen das Individuum, das sie be¬ 
droht, (und) der Schutz des Individuums 
gegen die Risiken, die ihm die Gesell¬ 
schaft auferlegt« (Donzelot, 1995, 55). 
Diese scheinbare Gegensätzlichkeit hat 
ihre Ursache in einer klaren Trennungs¬ 
linie, die das Soziale etabliert hat, zwi¬ 
schen zwei Formen von Bevölkerung und 
zwei Formen ihrer Behandlung: 

»Die Normalen auf der einen und die 
Abnormalen auf der anderen Seite. Die 
Erfindung des Sozialen ist nicht zu tren¬ 
nen von der Entdeckung der 'Perversen«, 
■Degenerierten« und 'Extremisten«, die 
ständig auf eine Norm verweisen, die sie 
definiert und eine Regel, deren Ausnah¬ 
me sie repräsentieren« (Lemke 1997, 
223f). 

Der Sozialstaat - als Versicherungs¬ 
gesellschaft - macht auf anderen Seite 
eine »Verteidigung der Gesellschaft« not¬ 
wendig, die davon ausgeht, dass abwei¬ 
chende, unzuverlässige und unberechen¬ 
bare Individuen gefährlich für den Be¬ 
stand der Gesellschaft sind. Dies führt zu 
einem Staatsrassismus: der Konstitution 
von gefährlichen Individuen und Klassen 
und zu einer sozialen Medizin. Unter 
Staatsrassismus versteht Foucault einen 
Rassismus, »den die Gesellschaft gegen 
sich selber, gegen ihre eigenen Elemen¬ 
te, ihre eigenen Produkte kehrt, ein in¬ 
nerer Rassismus permanenter Reini¬ 


gung, der zu einer der grundlegenden 
Dimensionen der gesellschaftlichen Nor¬ 
malisierung wird« (Foucault 1999, 75). 

Foucault analysiert die Entstehung 
des modernen Rassismus als eine Ent¬ 
wicklung vom »Krieg der Rassen« zum 
Staatsrassismus. Innerhalb des »Krieges 
der Rassen« wird davon ausgegangen, 
das eine Gesellschaft mindesten von der 
Existenz von zwei »Rassen« durchzogen 
ist (vgl. Lemke 1997 und Maigros 1995). 
»Rasse« ist in diesem Sinn nicht biologi¬ 
stisch zu sehen, sondern als soziale Ka¬ 
tegorie: die Herrschenden als eine »Ras¬ 
se« und die Beherrschten als eine ande¬ 
re. Die sozialen Kämpfe im Feudalismus 
und Absolutismus waren demnach »Ras¬ 
senkämpfe«. Als aus den »Rassenkämp¬ 
fe« die Klassenkämpfe in der bürgerlich¬ 
kapitalistischen Gesellschaft wurden, 
wurde der Rassebegriff frei für eine bio- 
logistisch-soziale Umformlierung. 

Die historische Transformation des 
»Krieges der Rassen« in den modernen 
Rassismus und Staatsrassismus hat zu ei¬ 
ner Verschiebung von einer Pluralität 
von »Rassen« zum Singular einer »Ras¬ 
se« geführt. Das Thema einer in zwei 
»Rassen« geteilten binären Gesellschaft 
wurde durch das Thema einer biologisch 
monistischen Gesellschaft ersetzt. Die 
»biologische Einheit« Menschen ist in 
diesem Rassediskurs nicht mehr in einer 
gemeinsamen Geschichte zu suchen, 
sondern in ihrem »biologischen Erbe« und 
ihrer »Gesundheit«. Dadurch verändert 
sich ebenfalls das Thema des Staates: 

»Der Staat ist nicht mehr das Instru¬ 
ment einer Rasse gegen eine andere, 


sondern ist und wird zum Beschützer der 
Integrität, der Überlegenheit und Rein¬ 
heit der Rasse. Die Idee der Reinheit der 
Rasse mit allem, was sie zugleich an Mo¬ 
nistischen, Staatlichen und Biologi¬ 
schem enthält, tritt an die Stelle der Idee 
des Rassenkampfes« (Foucault 1999, 
95). 

In dem Moment als das Thema der 
Reinheit der »Rasse« jenes des Rassen¬ 
kampfes ablöst, wird der moderne Ras¬ 
sismus geboren, vollzieht sich die Um¬ 
wandlung in einem biologisch-sozialen 
Rassismus. Die Gesellschaft wird nicht 
mehr von außen bedroht, sondern durch 
heterogene Elemente im inneren der Ge¬ 
sellschaft. Die Heterogenität der Ele¬ 
mente strukturiert aber nicht mehr eine 
binäre Gesellschaft, die in zwei »Rassen« 
gespaltet ist, sondern sie etabliert eine 
substantielle Differenzierung: »Es sind 
die 'Fremden«, 'Abweichenden«, 'Ande¬ 
ren«, das heißt die (Neben-)Produkte der 
Gesellschaft selbst, die ihre Bedrohung 
ausmachen. Die Gesellschaft produziert 
aus sich heraus Gefahren, die sie perma¬ 
nent bedrohen« (Lemke 1997,226). Jetzt 
geht es nicht mehr um eine Schlacht im 
kriegerischen Sinn, sondern um einen 
beständigen biologischen Kampf: »um 
Differenzierung der Arten, Selektion des 
Stärksten, Bewahrung der am besten an- 
gepaißten Rassen usw.« (Foucault 1999, 
94). Es findet zum ersten Mal eine Re¬ 
flexion des »Biologischen im Politischen« 
statt. Der Rassismus konstituiert sich 
laut den Beobachtungen von Foucault 
gegen Ende des 19. Jahrhunderts zu ei¬ 
ner umfassenden Herrschaftsstrategie, 
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als eine »Technologie der 
Macht«. Jetzt geht es nicht mehr um 
die klassische liberale Thematik, wie wir 
uns gegen die Gesellschaft verteidigen, 
sondern: »Wir müssen die Gesellschaft 
gegen alle biologischen Gefahren die¬ 
ser anderen Rasse, dieser Unter-Rasse, 
dieser Gegen-Rasse verteidigen, die wir 
- wider Willen - immer wieder hervor¬ 
bringen« (Foucault 1999, 75). 

Der Rassismus ist für Foucault eine 
Form der »Regierung des Sozialen«, »die 
eine scheinbar technisch-neutrale Steue¬ 
rung einer biologischen Entität jenseits 
politisch-rechtlicher und ökonomischer 
Kategorien erlaubt« (Lemke 1997, 227). 
Die politische Leistung des Rassismus 
als Machttechnologie des Staates ist die 
Entpolitisierung und Entdramatisierung 
sozialer Konflikte, in dem auf die Natur 
und ihre Gesetze und Zwänge verwiesen 
wird. Durch den Rassismus werden ge¬ 
sellschaftliche Verhältnisse naturalisiert 
und biologisiert. Diese Naturalisierun¬ 
gen und Biologisierungen bedeuten 
aber keineswegs die Abwesenheit von 
Politik, denn die Gesellschaft braucht ei¬ 
ne zentrale Instanz, die sie steuert, lenkt 
und führt, die in der Lage ist, die »Rein¬ 
heit der Rasse« zu garantieren und stark 
genug ist, gegen die »feindlichen Ele¬ 
mente« im Inneren und äußeren der Ge¬ 
sellschaft vorzugehen. Die Politik, die 
jetzt eine Bio-Politik ist, braucht den mo¬ 
dernen Staat für ihre Ziele, für 


die »Verteidigung der Gesellschaft«. Der 
Rassismus ist die Grundlage der Ratio¬ 
nalität des staatlichen Handels und ar¬ 
tikuliert sich als »Staatsrassismus«. 
Der Staatsrassismus ist das 
Ordnungsprinzip des 
modernen Staates. 

Gefährliche Indivi¬ 
duen als 
»soziale Rasse« 

Der Staatsrassismus vertei¬ 
digt die Gesellschaft nicht nur 
gegen die »biologischen Gefah¬ 
ren«, sondern auch gegen »gefähr¬ 
liche Individuen« und »gefährliche 
Klassen«, die er selbst konstituiert 
hat. Die Einführung des sozialen Risi¬ 
kos anstelle des klassisch-liberalen 
Prinzips der individuellen Verantwor¬ 
tung ging einher mit einer Transforma¬ 
tion des liberalen Strafrechts. Die »Ver¬ 
teidigung der Gesellschaft« bringt eine 
neue Strafrationalität hervor, in der die 
Sanktion eine neue Bedeutung hat: 

»Sie zielt nicht mehr auf die Bestra¬ 
fung eines Rechtssubjekts, das freiwillig 
und aus eigenen Willen das Gesetz ge¬ 
brochen hat, und aufseine Wiederein¬ 
gliederung in die Rechtsgemeinschaft, 
sondern hat nun mehr die Aufgabe, so¬ 
weit als möglich das kriminelle Risiko zu 
vermindern, das von dem Individuum 
ausgeht und es gegebenenfalls »un¬ 
schädlich! zu machen« (Lemke 1997, 
229). 

Während das »Sozialrecht« als Versi¬ 
cherung gegen »gefährliche Klassen« in¬ 
stalliert wurde, soll die Transformation 
des Strafrechts den Schutz vor »gefährli¬ 
chen Individuen« gewährleisten. Inner¬ 
halb der liberalen Straftheorie stand 
noch das Prinzip des freien Willens und 
der individuellen Verantwortung im Mit¬ 
telpunkt. Ein Verbrechen kann von jeder 
und jedem verübt werden, da die libera¬ 
le Freiheit auch die Freiheit einschließt, 
ein Verbrechen zu begehen. Die »Vertei¬ 
digung der Gesellschaft« verändert diese 
Sichtweise grundsätzlich und transfor¬ 
miert die klassisch-liberale Rechtstheorie 
in eine »soziale Rechtstheorie«. »Krimi¬ 
nelle« sind von nun an 
ne 


rationalen Wesen mehr, die sich über die 
Freiheit des Willens bestimmen, sondern 
Personen, »deren psychische und mora¬ 
lische Konstitution nicht normal ist. Und 
weil der/die »Kriminelle! nicht normal 
ist, macht es keinen Sinn nach Motiven, 
Interessen oder Absichten der Tat zu su¬ 
chen« (Lemke 1997, 229). Die Kriminel¬ 
len bilden ähnlich wie die pauperisierten 
Massen ein Milieu, das von krankhaften 
und defizienten Persönlichkeiten gebil¬ 
det wird. Die Handlungen von »»Krimi¬ 
nellen« sind nicht mehr das Resultat ei¬ 
ner allgemeinen »Natur« des Menschen, 
im Sinne eines Missbrauchs der Freiheit, 
sondern Ausdruck einer spezifischen Na¬ 
tur des Bösen. Die Verbrecherin und der 
Verbrecher werden nicht mehr als Indi¬ 
viduum vom Recht erfasst, sondern als 
eine »soziale Rasse«. Die »Kriminellen« 
sind ebenso wie die »biologischen Ge¬ 
fahren« ein (Neben-)Produkt der Gesell¬ 
schaft. Die Gesellschaft bringt die »Kri¬ 
minellen« immer wieder selbst hervor, 
muss sich dann aber vor diesen schützen. 

Die Objektivierung der Verbrecherin¬ 
nen führt dazu, dass das »kriminelle« In¬ 
dividuum nicht als Einzelfall betrachtet 
wird, sondern als Teil einer Kollektivsub¬ 
jektivität einer »sozialen Rasse«. Das Ver¬ 
brechen wird durch den Rassismus »nor¬ 
malisiert«, »indem er den Verbrecher als 
abnormalen Bestandteil der Gesellschaft 
konzipiert und ihn in die Gesellschaft als 
ihre innere Grenze »zurückholti. Aus die¬ 
sem Grund ist der Verbrecher kein Mon¬ 
ster oder Naturwesen mehr, das außer¬ 
halb der Gesellschaft steht, sondern ein 
widernatürliches Element der sozialen 
Natur« (Lemke 1997, 234). 

Das klassisch-liberale Strafrecht bau¬ 
te - wie schon weiter oben gesagt - auf 
die liberale Freiheit und der individuel¬ 
len Verantwortung auf und stand da¬ 
durch vor dem Problem, ob das Fehlver¬ 
halten eines Individuums als Geistes¬ 
krankheitoder Delinquenz zu betrachten 
sei. Die oder der Geisteskranke war kei- 
nE Delinquentin, ihre oder sei¬ 
ne Tat kein Verbre¬ 
chen, sondern 
ein 
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Symptom einer Krankheit 
»Die Verurteilung eines 
Verbrechens setzte also 
notwendig ein Rechtssub¬ 
jekt mit einem freien Wil¬ 
len voraus« (Lemke 1997, 
234). Die Entwicklung 
vom liberalen Strafrecht 
zum »sozialen Strafrecht« 
führt zu einer Auflösung 
dieser Grenzen und zu ei¬ 
ner Vermischung der bei¬ 
den Kategorien. Aus dem 
delinquenten Individuum 
wird einE »Kriminelle«, die 
oder der sich durch eine 
bestimmte psychologische- 
moralisc-he Disposition 
auszeichnet. Verbreche¬ 
rinnen werden in die- 
sem Diskurs tenden- 
^ ziell zu Geisteskran- 

** ken und das 

liberale Prinzip des 
freien Willens wird 
durch medizi- 
nisch-psy- 
chiatri- 
sche 
Kate¬ 
gorien 
er¬ 


setzt: »die alte Dichotomie, die entspre¬ 
chend den Bedingungen des Zivilrechts 
das Subjekt als delinquent oder krank 
qualifizierte, ist vollständig eliminiert. 
Heute gibt es nur zwei Möglichkeiten: 
ein wenig krank und wirklich delinquent 
oder ein wenig delinquent und wirklich 
krank zu sein. Der Delinquent kann sei¬ 
ner Pathologie nicht entkommen (...). 
Die der Pathologie verliehene Über¬ 
macht wird zu einer allgemeinen Regu¬ 
lationsform der Gesellschaft. Die Medi¬ 
zin hat heute kein Feld mehr, das ihr 
äußerlich wäre« (Foucault zitiert nach: 
Lemke 1997, 234f). 

Analog zum »sozialen Risiko« der 
Versicherungsgesellschaft führt die 
Transformation des Strafrechts zu einer 
»sozialen Verteidigung« der Gesellschaft 
den Begriff »Gefahr« ein. Der sehr fle¬ 
xible Begriff der Gefahr ist ein paradoxer 
Begriff, »da er zugleich ein abstrakte 
Möglichkeit und eine konkrete psychi¬ 
sche Kapazität bezeichnet« (Lemike 
1997, 235). Der Vorteil der Kategorie 
der »Gefahr« ist, dass sie auch jenseits 
der »Kriminellen« angewendet werden 
kann. Gefahren gehen auch von anderen 
sozialen Gruppen und Klassen für die 
Gesellschaft aus: 

»Das Neuartige am Ende des 19. 
Jahrhunderts ist, dass die Erfassung vorn 
Randgruppen mit der Vorstellung von 
Gefahr, wie sie die neuaufkommende 
Kriminologie entwickelte, auf ihren Be¬ 
griff gebracht wurde. Das, was, Bedürf¬ 
tigkeit, Landstreicherei, Kriminalität, Ver¬ 
derbtheit miteinander verbanden, war 
die Gefahr, die sie für die Gesellschaft 
verkörperten. Die Wahrnahmevon Indi¬ 
viduen in Gefahr als potentiell bedroh¬ 
lich und ihre psychiatrische, fürsorgliche 
und repressive Verwaltung, bildet das 
Meisterstück im Prozess schulischer, mi¬ 
litärischer und industrieller Normierung 
der Bevölkerung« (Donzelot 1995, 54f). 

Als einheitliches Analyseinstrument 
für unterschiedliche Probleme erlaubte 
der Begriff der »Gefahr« gleichzeitig ei¬ 
ne differenzierte Behandlung der ge¬ 
fährlichen Individuen je nach Intensität 
und Qualität der Gefahr, die sie reprä¬ 
sentieren. Die Gefahr eröffnete der »so¬ 
zialen Verteidigung« der Gesellschaft 
eine Vielzahl unterschiedlicher Behand¬ 
lungsformen: psychiatrischer Therapie¬ 
rung, medizinisch-hygienische Interven¬ 
tion, fürsorgliche oder repressive Verwal¬ 
tung etc.. 



Soziale Medizin und 
Volkskörper 

In diesem Diskurs wird die Gesellschaft 
als sozialer Körper mit inhärenten Ge¬ 
fahren und Krankheiten gesehen. Da¬ 
durch bekommt der medizinische Kom¬ 
plex eine neue gesellschaftliche Bedeu¬ 
tung. Die Medizin wird zu einer 
Technologie, die den kontrollierenden 
und regulierenden Interessen dient: »Die 
Medizin ist eine soziale Medizin, deren 
Fundament eine bestimmte Technologie 
des sozialen Körpers ist« (Foucault zitiert 
nach: Lemke 1997, 236). Die »Gesund¬ 
heit« ist nicht mehr nur das Problem des 
Einzelnen, sondern die Gesundheit des 
sozialen (Volks-)Körpers (»Volksgesund¬ 
heit«) wird zu einem allgemeinen gesell¬ 
schaftlichen Ziel, die Gesundheit wird 
zu Pflicht des Einzelnen und zum Ziel 
staatlichen Handels. 

»Die körperliche Gesundheit gewinnt 
an Bedeutung als die Bereitstellung von 
Arbeitskraft und die Bedingung ihrer Re¬ 
produktion ins Zentrum staatlichen In¬ 
teressen treten. Die kapitalistische Öko¬ 
nomie ist auf die Etablierung einer spe¬ 
zifischen Körper-Politik angewiesen. Die 
biologischen Daten der Bevölkerung 
werden ein unerlässliches Element für ei¬ 
ne »ökonomische Führung<, die über die 
Organisation der Unterwerfung der Kör¬ 
per hinaus die permanente Verbesse¬ 
rung ihrer Nützlichkeit notwendig 
macht« (Lemke 1997, 236). 

Dies geschieht vor dem Hintergrund, 
dass sich bereits in 18. Jahrhundert ei¬ 
ne liberale Gesundheitspolitik der Bevöl¬ 
kerung etabliert hat, in dessen Mittel¬ 
punkt die Gesundheit des Einzelnen und 
die Wohlfahrt der Bevölkerung steht. 
Das entscheidende Relais für die Medi- 
zinierung der Individuen ist die bürger¬ 
liche »Ordnung der Familie« und die 








neue erzieherischer Aufgabe der Frau, 
die für die Medizinierung aber auch Hy- 
gienisierung der Familie verantwortlich 
ist Die Hygiene dringt in die Ordnung 
der Familie ein. Die verschiedenen For¬ 
men derfamilären Organisation der un¬ 
teren Schichten sollten normiert werden, 
wobei die bürgerliche Wohnform und die 
Hygiene die zentralen Normierungstech¬ 
nologien sind. Innerhalb der neuen Ord¬ 
nung der Familie wird die Beziehung der 
Eltern zu ihren Kindern neu geordnet: 
»Es reicht nicht mehr aus, eine bestimm¬ 
te Menge an Kindern zu zeugen, sondern 
Kinder müssen angeleitet und beauf¬ 
sichtigt werden, sie müssen in einer be¬ 
stimmten körperlichen Verfassung sein 
und gewisse Fertigkeiten aufweisen« 
(Lemke 1997, 236). Durch die »Erfin¬ 
dung« der bürgerlichen Familien kann 
das Thema der Familie in die »Regierung 
des Sozialen« eingefügt werden. Die Fa¬ 
milie wird zu einer gesellschaftlichen Er- 
ziehungs- und Moralisierungsinstanz. 

Innerhalb der liberalen Gesundheits¬ 
politik der Bevölkerung funktioniert die 
Medizin als eine Instanz der »Sozialhy¬ 
giene«. Die Medizin erarbeitet Hygiene¬ 
vorschriften und stellt Regeln für die In¬ 
dividuen auf. In gesellschaftlichen Pro¬ 
blemfeldern, wo die Regel nicht verfolgt 
bzw. respektiert werden, schafft sie die 
Voraussetzungen für medizinische Inter¬ 
ventionen. Die Medizin greift aber nicht 
nur in die private Lebensformen der In¬ 
dividuen ein, sondern neben der priva¬ 
ten Hygiene entwickelt sich eine öffent¬ 
liche Hygiene, die sich mit der Verbes¬ 
serung der Wasserqualität, der 
Wohnbedingungen, der Entsorgung von 
Abwässer und Abfall beschäftigt und in 
die innere Ordnung der Stadt eingreift 
(vgl. Mümken 1997). 

Für die soziale Medizin ist die Hygie¬ 



ne deshalb von grosser Bedeutung, da 
sie in der privilegierten Position zwischen 
Organismus und Bevölkerung, zwischen 
dem Körper und dem globalen Phäno¬ 
men angesiedelt ist. Die Medizin ist ein 
Diagnose- und Thearapieinstrument, 
dass sich auf das Individuum und den 
sozialen Körper gleichermaßen bezieht. 
Die soziale Medizin dient in diesem Kon¬ 
text der »Verteidigung der Gesellschaft«. 

(Sozial-)Staatfichkeit, 
Neoliberalismus und Anarchie 

Der Sozialstaat kann als ein Kompromiss 
zwischen Kapital und organisierter Ar¬ 
beiterinnenbewegung betrachtet wer¬ 
den, der Reproduktionsbedingungen des 
Kapitals mit denen der Arbeitskraft zum 
gegenseitigen Vorteil verband. Mit der 
Krise des Fordismus wurde dieser Kom¬ 
promiss, der sowieso nur in den westli¬ 
chen Industriestaaten bestand hatte, 
aufgekündigt. Zu 
einem durch das 
Kapital, aber auch 
durch die Neuen 
Sozialen Bewegun¬ 
gen, die sich gegen 
die Entmündigung, 

Disziplinierung, 

Normierung und 
Normalisierung 
durch den Wohl¬ 
fahrtsstaat im »Mo¬ 
dell Deutschland« auflehnten, denn der 
Wohlfahrtsstaat ist - nicht nur in. 
Deutschland - an den Obrigkeits- und 
Bevormundungsstaat gekoppelt. Die so¬ 
ziale und kulturelle Krise des Fordismus 
wird durch die »68er-Bewegung« und 
dem Entstehen der Neuen Sozialen Be¬ 
wegungen markiert. Grosse Teile der 
Neuen Sozialen Bewegungen und der 


Subkultur der 70er Jahren erkannten, 
»dass im Sozialstaat nicht tatsächlich 
Demokratie, Basisdemokratie oder ähn¬ 
liches verwirklichbar war, sondern dass 
der Sozialstaat im Kern bürokratisch war, 
zu einer Enteignung von Subsistenz- und 
Selbstorganisationsfähigkeiten führte 
und vor allem: weil finanzielle Zuwen¬ 
dung immer und unmittelbar mit sozia¬ 
ler Kontrolle verknüpft war. Die Bürokra¬ 
tisierung des Sozialstaats basierte auf 
kontrollpolitische Erfassung wie Volks¬ 
zählung, Rasterfahndung, Registrierung, 
Verrechtlichung aller Lebensbereiche. Je 
differenzierter die gesellschaftliche Or¬ 
ganisation, je bürokratischer der Appa¬ 
rat, der die Chose am laufen hielt, desto 
hysterischer die Reaktion auf oppositio¬ 
nelles Verhalten, das irgendwo einen 
Keil in die verzahnten Abhängigkeiten 
treiben konnte. Atomstaat, Polizeistaat, 
'Sicherheitsstaat' (...) waren die unab¬ 
wendbaren Begleiter des Sozialstaats 
selbst auf dem 
Höhepunkt seiner 
Ausformung« (Marin 
1997, 7). Aus einer 
anarchistische Per¬ 
spektive gibt es kei¬ 
nen Grund den diszi¬ 
plinierenden und 
normalisierenden 
Sozialstaat zu vertei¬ 
digen, weil er den 
Prinzip der individu¬ 
ellen Freiheit in einer freien Gesellschaft 
im Weg steht, und kein Schritt in Rich¬ 
tung Sozialismus und Anarchismus ist. 
Der Sozialstaat hat vielmehr eine Schutz- 
funktion gegen Sozialrevolutionäre Be¬ 
wegungen. 

Der Neoliberalismus als eine neue 
kapitalistische Formation bedeutet Ab¬ 
schied vom Sozialstaat, sondern nur den 
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Umbau, der eine Ökonomisierung des 
Sozialen bedeutet, d.h. auch dass der 
Staatsrassismus nicht mit dem Neolibe¬ 
ralismus verschwinden wird, sondern 
ebenfalls eine neue Dimension erreichen 
wird. Eine Frage wird sein, wie sich die 
Entwicklung der Gentechnologie auf die 
Privatisierung der Versicherungstech¬ 
nologien auswirken wird: »Die fortschrei¬ 
tende Entschlüsselung des Genoms 
produziert immer mehr genetische Dis¬ 
positionen, Mutationen und Krankheits¬ 
risiken« (Lemke 2000,237). Eine angeb¬ 
liche »genetische Dispositionen« kann ei¬ 
ne Auswirkung auf die Art und Weise 
bekommen, wie Menschen sich versi¬ 
chern können, dies betrifft vor allem Le¬ 
bens- und Krankenversicherungen. Die 
genetische Diagnostik produziert eine 
unbekannte Anzahl genetischer Risiken 
und Risikoträgerinnen, die versicherung¬ 
stechnisch reflektiert werden müssen. 
Versicherungen könnten bei bestimmten 
genetische Risikopotentiale eine be¬ 
stimmte Lebensführung verlangen, be¬ 
stimmte Risiken nicht oder nur bei er¬ 
höhten Beiträgen versichern. Während 
die (soziai-)staatliche Versicherungs¬ 
technologien von kollektiven sozialen Ri¬ 
siken ausgehen, wird durch eine Privati¬ 
sierung eine Individualisierung der Risi¬ 
ken stattfinden. Jedes Individuum stellt 
eine unterschiedliches Risiko für die Ver¬ 
sicherung dar, da jedes Individuum un¬ 
terschiedliche Risikofaktoren (Arbeit, ge¬ 
netische Disposition, Alter etc.) besitzt. 
Neben einer Naturalisierung und Biolo- 
gisierung sozialer und ökonomischer Ver¬ 
hältnisse findet nun auch noch eine »Ge- 
netifitierung« (vgl. Lemke 2000) statt: 
»Gene werden für Phänomene verant¬ 
wortlich gemacht, von denen bisher an¬ 
genommen wurde, dass sie soziale, öko¬ 
logische oder psychologische Ursachen 
haben« (Lemke 2000, 232). Der neoli¬ 


berale Staatsrassismus ist aber nicht ver¬ 
gleichbar mit der klassischen Eugenik, es 
geht um eine genetische Regierungs¬ 
kunst, die Heilung von diesseitigen 
Übels verspricht und bei guter Führung 
- Wohlbefinden und Wohlstand, Ge¬ 
sundheit und Glück. 

Der Neoliberalismus ist ökonomisch 
betrachtet eine Reaktion auf die ökono¬ 
mische Krise des Kapitals in der Mitte 
der 70er Jahren. Der sozialstaatliche re¬ 
gulierte Kapitalismus war unwiderruflich 
in die Krise geraten. In dessen Folge 
suchte das Kapital nach neuen Akku¬ 
mulationsmöglichkeiten. Bei diesen Weg 
musste die starre Form der Regulation 
aufgebrochen werden. Die Deregulie¬ 
rung und Flexibilisierung ist somit ein 
zentrales Moment des Neoliberalismus 
und kann als »Klassenkampf von oben« 
begriffen werden. Der Neoliberalismus 
ist aber nur ein andere kapitalistische 
Formation als der fordistische Sozial¬ 
staat. Häufig wird heute in der Linken 
die Kritik am Neoliberalismus mit einer 
Verteidigung des SoziaJstaates gekop¬ 
pelt. Der Neoliberalismus wird in diesem 
Diskurs nicht mehr als eine kapitalisti¬ 
sche Formation sehen, die Neoliberalis¬ 
muskritik ist keine Kapitalismuskritik 
mehr. Anstatt für eine Sozialrevolutionä¬ 
re Überwindung kapitalistischer Verge¬ 
sellschaftung zu kämpfen, wird der sozi¬ 
aldemokratische Reformkapitalismus im 
Gewand des Sozialstaates verteidigt. Der 
Kampf gegen den Neoliberalismus kann 
nur ein Kampf gegen den Kapitalismus 
sein. Die Verteidigung des Sozialstaates 
sollten Anarchosyndikalistlnnen und an¬ 
deren Anarchistinnen den Sozialdemo¬ 
kratinnen, demokratischen Sozialistln- 
nen und reformistischen Gewerkschaf¬ 
ten überlassen. 
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»Man kann nicht umhin , erst einmal die Gewaltför- 
migkeit dieser Gesellscha ft nachzuzeichnen, die sich 
noch im Gewaltvorwurf gegenüber der Studentenre¬ 
volte nicht unwirksam verschleiert Nicht einmal Wohl¬ 
meinende und Kluge haben verstanden, dass ange¬ 
sichts der geschichtlichen Lage und der Entstellung 
oder Verkehrung unserer zwischenmenschlichen Bezie¬ 
hungen der Friede nur als unversöhnlicher über uns 
kommen kann, dass er den Frieden der Unterdrückung 
als Kirchhofsruhe un friedlich auf kündigen muss.« 
(Peter Brückner, Frankfurt 1972 - Prof. P. Brückner 
erhielt Ende der 70er Jahre aufgrund seines politi¬ 
schen Engagements Berufsverbot in der BRD.) 

Im Folgenden will ich einige Überlegungen zu aktuel¬ 
len Macht- und Gewaltverhältnissen aus der Sicht 
eines gewaltfreien Anarchismus zur Diskussion stellen. 
Ausgangspunkt meines Nachdenkens waren einige 
Alltagsbeobachtungen, die ich hier kurz darstellen 
möchte. 

Impressionen 

1 

Im Fernsehen läuft ein Bericht über die Ausweitung 
der Kameraüberwachung. In Großbritannien werden 
Innenstädte flächendeckend überwacht. In den USA 
überwachen Eltern via Internet und Videokameras ih¬ 
re Kinder im Kindergarten. 

In Hannover freut sich die Hannoversche Allge¬ 
meine Zeitung mit der Bevölkerung über neueste tech¬ 
nische Errungenschaften, die in den nächsten Jahren 
in hannoverschen Straßen- und U-Bahnen zum Ein¬ 
satz kommen sollen. Die neu in allen Waggons instal¬ 
lierten digitalen Fernsehbildschirme sollen dann auch 
als Überwachungskameras eingesetzt werden können. 

Die neuen Heldinnen spielen bei Big Brother usw. 
mit. Bei RTL lacht währenddessen das Publikum über 
die Bespitzelung von abhängig Beschäftigten. 

2 

EXPO-Stadt Hannover, zukunftsweisend. Die SoKo Gra- 
fitti arbeitet jetzt auch mit dem Bundesgrenzschutz zu¬ 
sammen. Die Gegenkandidatin des Bürgermeisters 



kandidiert als Putzfrau verkleidet, ausfegen will sie 
Schwulencafes und Bettler. Auf den neugestalteten 
Plätzen der Innenstadt wurde auf Bänke bewußt ver¬ 
zichtet, der Rasen wurde durch Pflaster ersetzt. 
Straßencafes werden großzügig genehmigt. Wildes 
Plakatieren wird wieder schärfer verfolgt, die alten 
Flächen werden nun privat vermietet. Das Recht dafür 
wurde an die Stadtreklame kostenlos abgegeben, sie 
mußte sich nur verpflichten im Umfeld alle Plakate ab¬ 
zureißen. Für die Sauberkeit setzt die Stadt auch ger¬ 
ne Soziahilfeempfänger in Zwangsarbeit ein. Auch der 
Bahnhof wurde neu gestaltet, teils mit öffentlichen 
Geldern. Öffentlich ist er nicht. Die Vorzeigelinke der 
Grünen, die in der Stadt mitregieren, meint, man müs¬ 
se überlegen, wieviel Punker auf der Vortreppe des 
Bahnhofes noch erträglich seien. 

3 

Im Wendland in einem alternativen Tagungshaus mit 
Kamin wird uns das Rauchen strengstens untersagt. 
Die Frau Mutter Großbürgerin ist stolz darauf wahr¬ 
scheinlich auch Deutsche zu sein. Auch die Bücher bit¬ 
te nicht anfassen. Wir fahren sofort weiter. Bei einer 
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Demo spricht eine der Rednerinnen von den Indianern, 
die noch instinktiv wüßten, das AKWs schlecht sind. 

Die meisten meiner Bekannten teilen die Ableh¬ 
nung der Atomenergie, bei der Informationstechnolo¬ 
giewird es schon komplizierter, die medizinische Nor¬ 
mierung aber treiben sie selbst aktiv mit voran. Ein 
gesunder Geist in einem gesunden Körper. Neue vor¬ 
geburtliche Untersu¬ 
chungen werden 
nach kurzer Zeit so 
alltäglich, das fast al¬ 
le sie durchführen 
lassen. Krüppel sind 
nicht erwünscht. 

Marieluise Fleißer 
schrieb 1930/31 den 
Roman 'Eine Zierde 
für den Verein’ vom 
'Rauchen, Sporteln, 
Lieben und Verkaufen’, eine Analyse des präfaschisti¬ 
schen Kleinbürgerlnnentums. In den 20erJahren; Eine 
Frau Anfang 30 ist in einer Kleinstadt als Selbststän¬ 
digkeitsuchende Außenseiterin. Das Rauchen ist auch 
damals schon ein Symbol der Unschicklichkeit, ihrer 
»ungesunden« Anormalität. Auch da, - ein gesunder 
Geist in einem gesunden Körper. Und ein »gesunder« 
weiblicher Körper hat auch noch weitere soziale Nor¬ 
men zu erfüllen. 60 Jähe später schreibt ein Firmen¬ 
chef und selbsternannter Ernährungsberater, wie häss¬ 
lich und unappetitlich die Haut seiner jungen Arbei¬ 
terinnen durch das Rauchen würde. 

Welche linke Utopie beinhaltet nicht die Norm ge¬ 
sunder Körper. Das Ideal der Krankheitsfreiheit ist aber 
ebenso faschistoid wie das der Drogenfreiheit. 

Ich habe übrigens noch nie geraucht. 


Seit ca. 20 Jahren werden die Studienbedingungen 
kontinuierlich wieder verschärft. Immer mehr Klausu- 





ren f immer mehr Verschulung. Das Gleiche gilt für die 
Zerschlagung der Oberstufenreform an den Schulen. 
Seit ca. 20 Jahren beschwert sich die Industrie überein 
immer weiter sinkendes Niveau der Ausbildung. Da¬ 


bei betreiben sie Zerstörung der Allgemeinbildung 
selbst. 

Demnächst wird es wohl flächendeckend Studien¬ 
gebühren geben. Bildung und Wissenschaft werden 
vollständig käuflich, soweit sie es nicht schon sind. 

Betrachte ich diese Beispiele und die Gesetzesent¬ 
wicklung (z.B. Polizeigesetze / Ausländerinnengesetz¬ 
gebung / Demonstrationsrecht) läßt sich für die letz¬ 
ten 20 Jahre eine massive Verschärfung der innenpo¬ 
litischen Repression feststellen. Vor 20 Jahren waren 
Staat und Gesellschaft in vielen Bereichen bei weitem 
nicht so repressiv wie heute. Trotzdem wird diese Re¬ 
pression von erheblichen Teilen der Bevölkerung of¬ 
fensichtlich als neue Freizügigkeit des anything goes 
wahrgenommen. Absurd deutlich wird diese Logik an 
der Politik des: Weniger Staat und Mehr Polizei. 

Damit komme ich zur Gewaltfrage. 

Wie sind Gewalt und Herrschaft 
heute organisiert, was macht ihre 
Unsichtbarkeit für viele aus? 

Zuerst etwas zu meinem Gewaltbegriff. Ich halte die 
Fokussierung auf körperliche Gewalt für falsch. Dies 
für viele zweifelsohne Konsens, aber nicht trivial. So 
ist es z.B. eine Verharmlosung struktureller Gewalt, 
wenn ich Autonome, die Steine schmeißen, angreife, 
selbst aber gerichtliche Mittel nutze. Die Justiz und die 
staatliche Ordnung stellt für mich eine sehr viel bru¬ 
talere und brachialere Gewalt dar als z.B. die RAF. Z.B. 
starben allein an den Außengrenzen der BRD von 
1993“!999 mehr als 100 Flüchtlinge. Berücksichtig¬ 
te ich die Gewalt im Gefängnisssystem, in den Psy¬ 
chiatrien u.a. wird dies noch deulicher. Wichtig ist aber 
noch darüber hinaus, die Gewalttätigkeit eines Sys¬ 
tems zu begreifen, das nur selektiv Lebenschancen zu¬ 
teilt. Der Kapitalismus zeigt sich vor allem dort in sei¬ 
ner Gewalttätigkeit, wo er gar nichts zu tun scheint, 
eben dort, wo Menschen verelenden, verhungern oder 
auch 'nur' sich zu miesesten Bedingungen verkaufen 
müssen. 

Aber auch die gesellschaftliche Aiitagsgewalt, z.B. 
die sexistische Repression, hat eine Dimension, der- 
gegenüber alle Widerstandshandlungen als fast ge¬ 
waltfrei erscheinen. Und auch die Alltagsgewalt ist 
nicht primär eine Form der körperlichen Gewalt. Auch 
sie ist vor allem eine Gewalt, die unangepasstsich ver¬ 
haltenden Menschen, z.B. Frauen und Mädchen, die 
sich nicht rollenkonform verhalten, die Lebensmög¬ 
lichkeiten beschneidet, bzw. vollständig entzieht. 

Wenn aus dem Bürgerlnnentum Gewaltfreiheit als 
Erlösungsvision gepredigt wird, dann ist dies fast im¬ 
mer mit einer massiven Verharmlosung nichtkörperli¬ 
cher Gewalt verbunden. Es hilft den Kindern nur sehr 
bedingt wenn sie nicht mehr geschlagen werden dür¬ 
fen, alle Prinzipien schwarzer Pädagogik aber an ihrem 
Platz bleiben oder sogar noch ausgeweitet werden. 

Diese Formen selektiver Gewalt haben als eine 
Form des totaltären Humanismus eine doppelte Funk¬ 
tion. Sie schließen einen Teil der Menschen aus, und 
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sie dienen gleichzeitig als identitätsstiftende Funktio¬ 
nen für die, die es geschafft haben, den Selektions¬ 
kriterien zu genügen. Toleranz wird zur repressiven To¬ 
leranz. 

Was ich damit meine, möchte ich noch einmal in 
einem kurzen literarischen Text thematisieren. 

Die Eltern schlugen das Kind nie - sie ließen ihm 
alle Freiheiten - ihrem Kind. 

Wunschkind. 

'Dich hat der Weihnachtsmann gebracht/ - Ein 
Streicheln über den Kopf, kurz an die Wange gedrückt 

'Du mußt nicht zum Musikunterricht Du mußt 
nicht noch abends lernen. 

Du mußt nicht Geburtstag feiern. Du mußt nicht 
mit uns essen/ 

Aber das Kind wußte ja - die Arbeitslosigkeit, der 
Abschluß , die Arbeitslosigkeit, die Anderen. Willst Du 
denn keinen Freund/keine Freundin? 

Wir lieben Dich. 

Liebst Du uns/ 

Das Kind mußte ja selber wissen, wie es am besten 
zurechtkam. 

Als das Kind 11 Jahre alt wurde, schnürte es sein 
Bündel 

und trat aus dem Spiegel heraus. 

Das Ziel bürgerlicher Herrschaft ist, diesen Austritt 
aus dem Spiegel zu unterbinden. Das Ziel ist, die ei¬ 
gene Schicht zu reproduzieren. 

Komme ich auf mein erstes Beispiel in den Im¬ 
pressionen zurück. Die Kameraüberwachung stellt in 
diesem Sinn nicht so sehr eine Gewalt der alten Form 
dar, also des direkten repressiven Zwanges, als viel¬ 
mehr ein Mittel der Selektion. Überwacht werden vor 
allem die Aufenhaltsorte der Mittel- und Oberklasse. 
Die Slums werden nicht kameraüberwacht, es sei denn 
sie sollen aufgewertet und yuppisiert werden. Es geht 
darum, den Zugang zu kontrollieren, zu selektieren. 
Die Kamera wird auf diese Weise zukünftig zu einem 
Statussymbol. Welche/Wer was auf sich hält wird 
überwacht. Das neue bürgerliche Subjekt, das hier ent¬ 
steht, definiert sich geradezu darüber, dass es sich 
permanent unter Beobachtung weiß. Dies ist vielleicht 
die eigentliche Aussage von Serien wie Big Brother. 
Die souveräne Bürgerin/der souveräne Bürger der 
Zukunft zeichnet sich offensichtlich dadurch aus, dass 
sie auch unter Dauerbeobachtung völlig unauffälig 
und souverän agiert. Und Zlatko gibt den neuen Typus 
des ursprünglichen Wilden Rousseaus. 

Wieso sollte sie/er es unter diesen Bedingungen 
noch als Repression wahrnehmen? 

Das heißt ich behaupte, dass die in den aufge¬ 
führten Beispielen dargestellten Gewaltverhältnisse 
vor allem selektiv auf den Bürger/die Bürgerin selbst 
gerichtet sind. Nähmlich als Selektionsmechanismen 
mit denen diese sich sozialrassitisch abgrenzen kön¬ 
nen. Sie stellen also die neuen Identitätsraster einer 
sich wieder stärker formierenden Herrschaftsschicht 
dar. 


Ich will dies auch anhand der anderen Beispiele 
etwas ausführen. 

So kann ich mir z.B. nicht vorstellen, dass teure 
Anwendungen der Gentechnik tatsächlich für alle 
Menschen gedacht sind. Ich würde viel eher davon 
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ausgehen, dass diese im Zuge der Privatisierung von 
Krankenkassen und erst recht international auf die 
Mittel- und Oberschichten zielen, dass sich hier, z.B. 
mit der In-vitro-Fertiiisation und Prä-Implantations¬ 
genetik, ein neues Raster der Sexualität für eben diese 
Schichten herauskristallisiert, mit denen sie sich dann 
von der Unterschicht, die sich ja immer noch, wie die 
Tiere fortpflanzen würden, abgrenzen könnten. Das 
heißt In-vitro könnte das neue Sexualitätsdispositiv 
des Bürgerlnnentums werden. Als Fortsetzung der leib- 
und frauenfeindlichen Sexualdisziplinierung, die bis¬ 
her dem Bürger als Indentitätsraster gedient hat, wä¬ 
re dies nur konsequent. Einhergehen würde dies dann 
mit einem entsprechenden Körper und Gesundheits¬ 
styling. Rauchen ist ja bereits heute ein Unterklassen- 
phänomen - laut Sozialstatistik. Gesunde, diszipli¬ 
nierte, leistungsvitale Angestellte rauchen nicht - sie 
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joggen, 

Im städtischen Raum ist die Selektion so offen¬ 
sichtlich und ausgiebig diskutiert, dass ich sie hier 

wohl nicht weiter - 

ausführen muß. Yup¬ 
piecity ist halt für sie 
und nicht für alle. 

Auch im Bil¬ 
dungsbereich ist die 
primäre Funktion des 
Schul- und Univer¬ 
sitätssystems zur so¬ 
zialrassistischen Re¬ 
produktion von 
Schichten und Klassen ausführlich bereits in den 60er 
Jahren dargelegt worden, z.B. von Ivan lllich in seinem 
Buch 'Schulen helfen nicht'. Die Prüfungsinstrumen¬ 
tarien und Gebühren garantieren den Ausschluß. 

Natürlich gibt es auch noch den repressiven 
direkten Zwang. Die Tendenz ist aber, die Notwendig¬ 
keit seiner Anwendung als Versagen der Gesellschaft 
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wahrzunehmen, bzw. sie sozialrassitisch auf bestimm¬ 
te in dieser rassistischen Sichtweise zurückgebliebenen 
Teile der Gesellschaft, z.B. Nichtdeutsche, Sozialhil¬ 
feabhängige 
usw. zu be¬ 
schränken. Für 
diesen Zweck 
werden dann 
auch mafiose 
Strukturen in 
Dienst genom¬ 
men, soweit 
die Polizei sich 
selbst nicht 
diesen Struktu¬ 
ren annähert. 

Die derzei¬ 
tige Politik 
kann in die¬ 
sem Sinn als 
Mittel zur Wie¬ 
derherstellung 
der Differenz, 
als Klassen¬ 
kampf der Mit¬ 
telschichten 
gegen den 
.Rest der Bevöl-, 
kerung, begrif¬ 
fen werden. 

Das heißt 
nicht, dass 
nicht auch vielfältige andere Herrschaftsverhältnisse, 
Sexismus - Rassismus - u.a. # eine Rolle spielen. Aber 
es gibt eine/n Täterin hinter der Tat, auch die Globa¬ 
lisierung fällt nicht vom Himmel. 

Das heißt nicht, dass die Täterinnen ihr gesamtes 
Handeln vorausplanend abstimmen, um so ihre Herr- 
schaft zu sichern. Paranoische Konstruktionen von 
Weltherrschaft sind eher dazu angetan die tatsächli¬ 
chen Organisationsformen zu verschleiern. Organisati¬ 
onsformen, die darauf beruhen, dass die weltweit an 
der Herrschaft befindliche Mittelschicht sich auch oh¬ 
ne detaillierte Absprache und Geheimdiplomatie auf¬ 
grund ähnlicher Sozialisation in der Herrschaftspraxis 
optimal ergänzt. 

Die Organisationsformen, mit denen sich die Mit¬ 
telschicht weltweit organisiert sind zunehmend nach 
dem Prinzip linker Netzwerke strukturiert. 

Die Agierenden, die Mittelschichten, handeln zwar 
weitgehend einheitlich, aber nicht aufgrund einer or¬ 
ganisierten Planung, sondern eher aufgrund gleicher 
Intressen und Lebensumstände, die sie auf der Basis 
einer Vielzahl vielfältigster neuer und alter Institutio¬ 
nen organisieren und bündeln. Ihre Macht beziehen 
sie dabei ebenfalls nicht aus einer klar organisierten 
Struktur, sondern aus ihrer hegemonialen Stellung in 
allen Bereichen, Medien - Politik - Wissenschaft - 
Wirtschaft - Militär - u.a., der Gesellschaft. Das 
primäre Interesse dieser Mittelschichten, und zwar so- 
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wohl der alten CDU-Anhängerlnnen wie der neuen 
Grünen- & Schröder-Fraktion ist dabei trivialerweise 
nicht der 'Wohlstand für Alle' und auch nicht die 
'internationale Konkurrenzfähigkeit' oder die 'Siche¬ 
rung des Industrie- und Wirtschaftsstandorts Deutsch¬ 
land', ihr primäres Interesse ist vielmehr in der 
Restaurierung der Klassenstrukturen und der Absi¬ 
cherung ihrer absoluten Dominanz in diesem System 
zu sehen. Massenverelendung und die Erhöhung der 
Arbeitslosigkeit sind nicht Nebenprodukte irgendeiner 
diffusen Modernisierung und Globalisierung, sie sind 
bewusst herbeigeführte Ergebnisse dieser Politik. 

Bewusst heißt nicht unbedingt, dass sich diejeni¬ 
gen, die dies tun, dies klar gemacht haben. Praktisch 
jeder Mann weiß im Alltag seinen Körper geschickt 
zu seinem Vorteil als Repressionsinstrument gegen 
Frauen zu verwenden. Untersuchungen über Körper¬ 
sprache und Gestik belegen dies vielfältig. Und doch 
würden die meisten Männer wahrheitsgemäß be¬ 
haupten, dass ihnen diese bewusst zum eigenen Vor¬ 
teil eingesetzte Körpersprache nicht bewusst ist. 

Die Täterinnen bleiben so auch für sich selbst un¬ 
sichtbar, schließlich 'sind sie ja keine Sexistlnnen und 
Rassistlnnen'. So kommt es zum Phänomen der 'anti¬ 
rassistischen' Rassistlnnen, der 'antisexistischen' Sexi¬ 
stlnnen und der 'gewaltfreien' Gewalttäterinnen, der 
Täter, die sich immer in der Opferrolle sehen. 

'Wieso muß dieser Fußgänger genau vor meinen 
Mercedes laufen?' 

Anarchistisches Handeln setzt die andauernde 
Auseinandersetzung mit den eigenen Verstrickungen 
vorraus. 

Verstärkt wird die Ignoranz gegenüber der eigenen 
Täterinnenschaft noch durch die Ausblendung der 
auf der kapitalistischen Rationalität fußenden Gewalt. 

So verhungern die Menschen halt nicht aufgrund 
des Kapitalismus, sondern aufgrund ihrer starrköpfi¬ 
gen und kurzsichtigen Verweigerungshaltung ge¬ 
genüber den kapitalistischen Notwendigkeiten, die in 
dieser Lesart als allgemein menschliche Notwendig¬ 
keiten angesehen werden. So sind sie nicht Opfer ka¬ 
pitalistischer Repression, sondern Opfer starrköpfiger 
Verführung durch gestrige Sozialismusanhängerinnen. 
Der Kapitalismus übt in dieser Sicht keine Gewalt aus, 
er bietet nur 'Chancen'. Dass die, die diese 'Chancen' 
nicht nutzen, evtl, verrecken und falls sie sich wehren, 
erschossen werden, hat eher mit der inneren Repres¬ 
sion in einer totalen Institution wie einer Irrenanstalt 
zu tun, als mit den klassischen Abläufen repressiven 
Handelns. Der Kapitalismus will immer nur unser 
Bestes, und die postmodernen Mittelschichten so¬ 
wieso. Und ähnlich wie die Psychiatrie sich niemals 
verantwortlich halten würde für den durch sie ver¬ 
übten langsamen Massenmord, ähnlich hält sich auch 
diese Mittelschicht für völlig schuldfrei. Die Nichtein¬ 
sichtsfähigkeit in die Notwendigkeiten des Kapitalis¬ 
mus wird hier gerade als Symptom der Krankheit 
gedeutet. 

Der Kapitalismus zählt seine Toten nicht. 
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Über die Möglichkeiten der Selbstorganisation einer herrschaftsfreien Gesellschaft. 



Die Gesellschaft, in der wir leben, befindet sich heute 
in einem dauerhaften Krisenzustand: ökonomische 
und ökologische Krisen, Verschärfung der globalen 
Probleme, Massenarmut und -arbeitslosigkeit, Prekäri- 
sierung der Lebensverhältnisse weiter Teile der Welt¬ 
bevölkerung, Rassismus, Nationalismus, Kriege, na¬ 
tionalistische Demagogie, Stagnierung der Löhne etc. 
Gleichzeitig wird von den unkritischen und fortschritt¬ 
soptimistischen Apologeten des Kapitalismus in Poli¬ 
tik, Ökonomie, Wissenschaft und Kultur von den Chan¬ 
cen der „New Economy", von den Vorteilen flexibler 
Arbeitsverhältnisse und der „Internetgesellschaft" ge¬ 
sprochen. Kritisches Denken ist heute nicht unbedingt 
in Mode, obwohl oder gerade da die soziale Situation 
der Menschen sich permanent verschärft. Ist all dies 
aber Anlass genug, um in einen Kulturpessimismus 
zu verfallen und vom baldigen Ende der Menschheit 
auszugehen? Keineswegs. Die Welt kann bleiben wie 
sie ist, dann sind solche Befürchtungen nicht unreali¬ 
stisch. Das kapitalistische Weltsystem befindet sich 
in einer Entwicklung, die die Herrschaft über Men¬ 
schen und die Zerstörung der Natur konsequent vor¬ 
antreibt. 

Die Welt darf allerdings nicht bleiben, wie sie ist. 
Nur die Etablierung einer qualitativ anderen Gesell¬ 
schaft wäre die Basis für die Lösung der globalen Pro¬ 
bleme. Dazu bedarf es aber dem aktiven gesell¬ 
schaftstransformierenden und emanzipatorischen 
Handeln des Menschen. Welche Rolle kann dabei die 
Gesellschaftstheorie und -kritik einnehmen? Ein kriti¬ 


sches praktisches Handeln muß wissen, worauf es sich 
bezieht, was es verändern will und wogegen bzw. wo¬ 
hin eine Aufhebungsbewegung stattfinden soll. Eine 
kritische Theorie der Gesellschaft kann dabei die Rol¬ 
le spielen, bestehende Verhältnisse und die Möglich¬ 
keit deren Veränderung zu verdeutlichen. Was sie nicht 
kann und nicht soll, ist den Menschen vorzugeben, wie 
ein alternativer Gesellschaftsentwurf auszusehen hat. 
Denn eine Transformations- und Aufhebungsbewe¬ 
gung in Richtung einer anderen Gesellschaft kann nur 
eine von unten sein. Was Kritische Theorie leisten 
kann, ist das Bewusstmachen der Möglichkeiten, zu 


denen die geschichtliche Situation selbst herangereift 
ist. Sie umfasst immer auch die Anregung zur Phan¬ 
tasie, denn als Einbildungskraft bezeichnet diese „ei¬ 
nen hohen Grad der Unabhängigkeit vom Gegebenen, 
der Freiheit inmitten einer Welt von Unfreiheit. Im Hin¬ 
ausgehen über das Vorhandene kann sie die Zukunft 
vorwegnehmen" (Marcuse 1937, S. 122). 

Das aktive selbstorganisierte Handeln der Men¬ 
schen ist also von grundsätzlicher Bedeutung. Und 
hier kommt nun ein neues wissenschaftliches Para¬ 
digma ins Spiel: Die Theorie der Selbstorganisation. 
Dieser interdisziplinäre Ansatz kann emanzipatorisch 
gefasst die Möglichkeiten gesellschaftskritischen Han¬ 
delns näher analysieren sowie Grenzen und Perspek¬ 
tiven verdeutlichen. Ziel der Arbeit „Soziale Selbstor¬ 
ganisation im informationsgesellschaftlichen Kapita¬ 
lismus" ist, eine kritische Bestandsaufnahme des 
postfordistischen Kapitalismus zu geben und Mög¬ 
lichkeiten von emanzipatorischer sozialer Selbstorga¬ 
nisation heute und in anderen Gesellschaftsformatio¬ 
nen (als potentiellen Zukünften) zu verdeutlichen. 

Anarchie - Demokratie - 
Selbstorganisation 

Im Anarchismus wird eine Vorstellung von Demo¬ 
kratie als Repräsentativdemokratie abgelehnt, da dies 
die Verwaltung einer Mehrheit durch eine Minderheit 
bedeute, also die Herrschaft von gewählten Repräsen¬ 
tantinnen, die im Parlament Entscheidungen treffen, 

über das 

'[fff F Volk. Nichts- 

, ■, i i I .. destotrotz 

VI ■ V I > -J gibt es An¬ 

sätze, die 

Anarchie als Demokratie begreifen. Demokratie nicht 
im Sinne einer Repräsentationsherrschaft, sondern im 
Sinn einer unmittelbaren, direkten Selbstbestimmung 
von Entscheidungen durch die Betroffenen. Die bür¬ 
gerliche Demokratie koppelt dazu im Gegensatz ste¬ 
hend Entscheidung von den Betroffenen ab. 

„Demokratie" kommt von den Wörter „demos" 
(Volk) und „kratein" (herrschen, Macht ausüben) und 
bedeutet damit eigentlich „ Volksherrschaft''. Herr¬ 
schaft wird aber über jemanden ausgeübt. Damit 
wären eine Vereinbarung von Demokratie und Selbst¬ 
organisation also geradezu ausgeschlossen. Wird al- 
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er¬ 
möglichen und ihnen 
die Möglichkeit geben, 
an allen Entscheidungen, 
die sie betreffen, teilzu¬ 
nehmen. Die entsprechen¬ 
den in Betracht gezogenen 
Organisationsformen sind 
zumeist Rätemodelle auf 
der Basis von Versamm¬ 
lungen von Betroffenen. 

Unter sozialen Infor¬ 
mationen können wir allge¬ 
mein Strukturen verstehen, 
die aus dem Zusammenwir¬ 
ken mehrerer Individuen 
emergieren. Emergenz heißt 
dabei, dass eine Einzelperson 
die entsprechende Struktur 
nicht etablieren könnte und da¬ 
her mit anderen zusammenwir 
ken muß. Als eine Art soziale 
Information können Gesetzt 
gesehen werden. Der Anarchis¬ 
mus wendet sich gegen Geset¬ 
ze, da er sie als staatliche 
Mittel zur Entmächti- 
gung, Beherrschung 
und Disziplinierung der 
Individuen begreift 
Peter Kropotkin (1985) be¬ 
schrieb in diesem Zusammen¬ 
hang Gesetze als modernen 
Fetisch. Die meisten Menschen 
können sich demnach ein Zusam- Foto: Theo Heimann 

menleben ohne Gesetze nicht vorstel¬ 
len, die Ermöglichung des gesellschaftli¬ 
chen Umgangs wird Gesetzen zugeschrie¬ 
ben. Der tatsächliche Zweck der Gesetze ist 
jedoch der Schutz von Privateigentum und 
Kapitalismus. 

Wenn Anarchistinnen sich gegen Gesetze aus¬ 
sprechen, was sind dann die sozialen Informationen 


lerdings Demokratie als die Möglichkeit und 
Macht des Volkes, sämtliche Entscheidungen 
selbst zu treffen, gesehen oder als „Volks-Selbst¬ 
bestimmung" (Burnicki 1998, S. 9), so kann Anar¬ 
chie sehr wohl als direkte Form der Demokratie be¬ 
zeichnet werden. 

„Direkte Demokratie meint also die unmittelbare 
,Volk'-Selbstbestimmung. [...] [Das Volk] sind alle Leu¬ 
te, die von einer Politik betroffen sind, egal, welche 
Sprache, Religion, Hautfarbe oder Ohrengröße sie ha¬ 
ben. [...] Anarchie heißt Herrschaftslosigkeit. Die Um¬ 
setzung von Herrschaftslosigkeit bedeutet Direktde¬ 
mokratie. Das, was Anarchie beinhaltet, ihr Gegen¬ 
stand also, ist Direktdemokratie. Direktdemokratie 
bedeutet, dass sich die Menschen - ohne Eliten zu 
bilden - selbst organisieren" (Burnicki 1998, S. 9f). 

Damit ist der Zusammenhang Anarchismus - De¬ 
mokratie - Selbstorganisation hergestellt, es bedarf 
aber noch einer genaueren Untersuchung, inwiefern 
dieses Verständnis von Selbstorganisation mit einem 
Konzept sozialer Selbstorganisation vereinbar ist. 

Im Gegensatz zu einem unreflektierten und un- 
dialektischen Verständnis von Demokratie, das die 
Dialektik von Allgemeinem und Besonderem gewis¬ 
ser Begriffe vernachlässigt, erscheint die anarchisti¬ 
sche Philosophie bei näherer Analyse als eine eigen¬ 
ständige Konzeption von Demokratie. Unterschied¬ 
liche anarchistische Ansätze wie Mutualismus, 
Individualanarchismus, kommunistischer Anarchis¬ 
mus, libertärer Kommunalismus und Anarchosyndi¬ 
kalismus vereint ein Verständnis, das sich gegen jede 
Form der Herrschaft wendet Insbesondere wird in 
Frage gestellt, daß es einer staatlichen Autorität be¬ 
darf, um Entscheidungen verantwortungsvoll zu tref¬ 
fen. Der Staat wird als eine Instanz gesehen, die die 
kapitalistische Gesellschaft durch Gewalt, Repression 
und Zwang aufrechterhält. Dazu ist die staatliche Au¬ 
torität und die Zurechtweisung der Bürgerinnen durch 
Gesetze notwendig. Das Menschenbild des Anarchis¬ 
mus ist eines, das davon ausgeht, dass die Menschen 
bei Aufhebung der bestehenden kapitalistischen Wi¬ 
dersprüche die Kompetenz erlangen können, Ent¬ 
scheidungen verantwortlich zu treffen und ein hohes 
Maß an Solidarität, Altruismus, Kooperation und Ge¬ 
meinsinn zu zeigen. 

Dazu sind partizipatorische Strukturen notwen¬ 
dig, die den Menschen ein hohes Maß an Autonomie 












der Gesellschaft, die sie sich vorstellen? Es wird da¬ 
von ausgegangen, dass im Anarchismus Entscheidun¬ 
gen getroffen werden können, mit denen die Men¬ 
schen leben können, da sie selbst an der Ausarbeitung 
als Betroffene teilgenommen haben. Nichtsdesto trotz 
gibt es in jeder Form der Gesellschaft soziale Normen 
und Werte. Der Anarchismus geht davon aus, dass die¬ 
se Normen und Werte darin bestehen, dass die Men¬ 
schen in einer herrschaftsfreien Gesellschaft verant¬ 
wortungsvoll, solidarisch und altruistisch handeln und 
dass sie die Eigennutzenmaximierung zu Gunsten der 
Berücksichtigung allgemeiner Interessen aufgeben. 
Durch eine Sozialisierung in einem gesellschaftlichen 
System, das auf Werten wie Kooperation, Solidarität 
und Altruismus an Stelle von Konkurrenz, Eigennut¬ 
zenmaximierung und Egoismus basiert, kann dies sehr 
wohl möglich sein. So etwas ist aber für viele Men¬ 
schen unter den bestehen Verhältnissen nur schwer 
vorstellbar, da im Kapitalismus alle gesellschaftlichen 
Bereiche dem Konkurrenzprinzip unterworfen sind. So¬ 
ziale Informationen im Anarchismus sind also Ent¬ 
scheidungen und Werte wie Solidarität, Kooperation, 
Altruismus, Verantwortung und Selbstbestimmung. 

Wie sieht es nun mit dem Selbstorganisationsgrad 
anarchistischer Entscheidungsstrukturen aus? Unter 
sozialer Selbstorganisation wird verstanden, dass In¬ 
dividuen, die von Strukturen betroffen sind, Eintreten, 
Form, Verlauf und Ergebnis des Prozesses der Struktü- 
retablierung selbst bestimmen und gestalten können, 
indem sie durch Wechselwirkungen auf der Mikroebe¬ 
ne Strukturen auf der Makroebene hervorbringen. Wir 
können von einem mangelnden Selbstorganisations¬ 
charakter repräsentativdemokratischer Modelle aus¬ 
gehen; des weiteren ist direktdemokratischen Struk¬ 
turen - wie sie auch im Rahmen der bürgerlichen 
Gesellschaft verwirklicht sind -, bei denen die Ent¬ 
scheidungsausarbeitung von den Betroffenen entkop¬ 
pelt wird, die Gefahr eines Übergangs zu plebiszitären 
Modellen immanent, bei denen jegliche Selbstorgani¬ 
sation erlischt und durch Führungspersonen verun¬ 
möglicht wird. So war beispielsweise das Gesell¬ 


schaftsmodell des Nationalsozialismus an Vorstellun¬ 
gen eines plebiszitären Führersystems angelehnt. 

Der Anarchismus koppelt die Entscheidungsfin¬ 
dung unmittelbar und relativ vollständig an die Be¬ 
troffenen. JedeR soll dieselbe Möglichkeit haben, Ent¬ 
scheidungen, die ihn/sie betreffen, mitzugestalten. 
Staatskritik wird dabei immer auch als Parlamentaris¬ 
muskritik verstanden, da in einem derartigen politi¬ 
schen System den Menschen die Verantwortung, Ent¬ 
scheidungen zu treffen, abgesprochen werde, um die 
Beherrschung einer Mehrheit durch eine Minderheit 
(vgl. z.B. Bakunin 1995, S. 118; Bakunin 1999, S. 130f) 
aufrechtzuerhalten. Moderne Staatswesen können da¬ 


her kaum als Demokratien im Sinn der unmittelbaren 
Volksselbstbestimmung in allen gesellschaftlichen Be¬ 
langen aufgefasst werden, sondern vielmehr als olig- 
archische Systeme. Anarchistinnen wie Murray Book- 
chin sehen den Anarchismus als die Form tatsächli¬ 
cher Demokratie, da es hier keine Entmächtigung des 
Volkes durch die Wahl von Repräsentantinnen und die 
Entkopplung der Entscheidungsfindung von den Men¬ 
schen, die mit den einmal getroffenen Entscheidun¬ 
gen leben müssen, gäbe (vgl. z.B. Bookchin 1992, 
1996). 

Anarchistische Entscheidungsmodelle entsprechen 
daher der Vorstellung von sozialer Selbstorganisation 
besser als die modernen Staatswesen, die auf reprä¬ 
sentativ- und in eingeschränktem Ausmaß auf direkt¬ 
demokratischen Mechanismen beruhen. Es gilt in der 
anarchistischen Theorie geradezu als wesentliches Ide¬ 
al, dass Betroffene kooperieren, um durch Wechsel¬ 
wirkungen Entscheidungen, die einen basisdemokra- 
tischen Rückhalt haben, hervorzubringen. Und dies 
ist auch der Inbegriff sozialer Selbstorganisation. 

Exklusvie soziale Informationen werden in einem 
sozialen System etabliert, in dem es soziale Hierar¬ 
chien gibt Dabei üben Teilsysteme, die in der Hierar¬ 
chie weiter oben stehen, Herrschaft über weiter un¬ 
ten stehende Teilsysteme aus. Außerdem zeichnet sich 
diese Hierarchie durch eine asymmetrische Machtver¬ 
teilung aus. In einem solchen hierarchischen sozialen 
System entstehen häufig Entscheidungen dadurch, 
dass sie von mächtigeren Teilsystemen getroffen wer¬ 
den, indem sie die Vorteile, die sie dadurch besitzen 
(z.B. bessere Verfügbarkeit von notwendigen Ressour¬ 
cen, Informationen, usw.), nutzen. Die Ergebnisse sol¬ 
cher Entscheidungen bezeichnen wir als exklusive 
soziale Informationen; die sozialen Informationen in 
Gesetzesform, die unsere moderne Gesellschaft we¬ 
sentlich prägen, sind exklusiv, da sie von einer Min¬ 
derheit, die sich alle paar Jahre durch Wahlen legiti¬ 
mieren läßt und sich dadurch auch verändern kann, 
unter dem Ausschluss der Mehrheit getroffen werden. 
Gesetze stellen also grundsätzlich immer eine Form 

der exklusiven sozialen 
Information dar und 
sind daher den sozialen 
Selbstorganisationspo¬ 
tenzen der Menschheit 
entgegengesetzt. 

Der Anarchismus wendet sich gegen Herrschaft, 
Hierarchien und asymmetrische Machtverteilungen. Es 
ist daher naheliegend, dass es ihm um die Eliminie¬ 
rung der Dominanz exklusiver sozialer Informationen 
geht. Bei näherer Betrachtung wird deutlich, dass die 
Vorstellungen über anarchistische Entscheidungspro¬ 
zesse tatsächlich durch inklusive soziale Informationen 
geprägt sind. Als inklusive soziale Informationen se¬ 
hen wir soziale Informationsstrukturen, die sich da¬ 
durch auszeichnen, dass alle Elemente eines sozialen 
Systems, die von der Anwendung der entstehenden so¬ 
zialen Information betroffen sind, diese durch Wech¬ 
selwirkungen gemeinsam hervorbringen und dass je- 
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des Individuum dieselben Möglichkeiten und Mittel 
hat, um die entstehende Informationsstruktur in sei¬ 
nem eigenen Sinn zu beeinflussen. Dem Anarchismus 
geht es um die unmittelbare Entscheidungsfindung 
durch Betroffene unter Abwesenheit von Autorität, 
Herrschaft und Hierarchie. Die Abwesenheit solcher 
Strukturen, Verhältnisse und Prozesse kann als 
Annäherung an eine Symmetrisierung der Macht¬ 
verhältnisse gesehen werden, Symmetrische Macht 
bedeutet, dass jedeR Betroffene dieselben Möglich¬ 
keiten und Ressourcen besitzt, entsprechende Ent¬ 
scheidungen im eigenen Sinn zu beeinflussen. Par- 
tizipatorische Basisdemokratie, alle Betroffenen ent¬ 
scheiden alles, das sie betrifft - so könnte ein Ideal 
des Anarchismus formuliert werden. Und dieses Ideal 
kommt der Vorstellung der Etablierung inklusiver so¬ 
zialer Information durch Prozesse der sozialen Selbst¬ 
organisation sehr nahe. 

Es kann gesagt werden, dass der Anarchismus von 
kleinen organisatorischen Einheiten ausgeht, in denen 
basisdemokratische Entscheidungen getroffen wer¬ 
den. Dabei ist es eine Streitfrage, ob ein Konsens er¬ 
zielt werden sollte oder ob Mehrheitsabstimmungen 
über Entwürfe, an deren Ausarbeitung alle Betroffe¬ 
nen beteiligt waren, stattfinden sollten. Mehrheitsbe¬ 
schlüsse erhöhen den Exklusionsgrad demokratischer 
Prozesse, da der Mehrheitswille verbindlich gilt und 
der Wille der Minderheit unberücksichtigt bleibt Der 
Selbstorganisationsgrad sinkt dadurch also und so¬ 
ziale Informationen, die in dem Sinn inklusivsind, dass 
jedeR dieselbe Möglichkeit der Gestaltung und Mit¬ 
bestimmung hat, bekommen einen zusätzlichen, näm¬ 
lich exklusiven Charakter. In einer anarchistischen Ent¬ 
scheidungsstruktur mit Mehrheitsprinzip haben Ent¬ 
scheidungen einen inklusiv-exklusiven Charakter: Die 
Exklusion besteht im Mehrheitsprinzip, die Inklusion in 
dem hohen Maß der Beteiligung aller Betroffenen. 
Konsensentscheidungen wären also die Idealform, um 
inklusive soziale Informationen zu etablieren. 

Allerdings müssen auch jene Einwände gegen das 
Konsensprinzip beachtet werden, die Murray 
Bookchin und andere einbringen (vgl. z.B. Bookchin 
1994): Es kann nicht von homogenen Interessen und 
Meinungen ausgegangen werden, daher werden 
mehrheitsfähige Meinungen Minderheitenpositionen 
möglicherweise unterdrücken oder jene, die sich der 
Mehrheit nicht anschließen wollen, aus dem Ent¬ 
scheidungsprozess hinausdrängen. Dann entsteht ein 
formaler Konsens, eine formelle inklusive soziale 
Information, die jedoch in dem Sinn wiederum exklu¬ 
siv ist, dass der Konsens nur ein Konsens der Mehrheit 
ist, die sich gegen Minderheiten wendet. 

Es kann wohl keine allgemeine Empfehlung für die 
Anwendung von Konsens- oder Mehrheitsprinzip von 
Anarchistinnen gegeben werden, da dies eine prakti¬ 
sche Frage ist, die einzig von Gruppen, die einen ba¬ 
sisdemokratischen Anspruch haben, in konkreten Si¬ 
tuationen gelöst werden kann. Sehr wohl aber mei¬ 
nen die meisten Anarchistinnen, dass ein Konsens 
darüber erreicht werden sollte, ob in einer konkreten 


Entscheidungssituation das Konsens- oder das Mehr¬ 
heitsprinzip anzuwenden ist Ansonsten entsteht näm¬ 
lich sehr leicht Handlungsunfähigkeit. 

Charakteristisch für Rätemodelle, auf die sich der 
Anarchismus häufig bezieht, sind föderalistische Vor¬ 
stellungen, nach denen Entscheidungen, die nicht nur 
eine Organisationseinheit be¬ 
treffen, sondern mehrere, in 
der Form von Föderationsrä¬ 
ten behandelt werden sollten. 

Im allgemeinen'wird in der 
Demokratietheorie davon aus¬ 
gegangen, dass direkt- und 
basisdemokratische Entschei-' 
dungsmechanismen in großen 
Organisationsstrukturen 
schwierig sind und für kleinere 
organisatorische Einheiten ge¬ 
eignet sind. Im Fall von Ver¬ 
sammlungsmodellen scheitert 
ein Rat, in dem alle Betroffe¬ 
nen direkt miteinander disku¬ 
tieren, spätestens dann, wenn 
es zu viele Menschen sind, die 
eine Entscheidung miteinan¬ 
der gestalten wollen. Zehn¬ 
tausende können nicht auf 
demokratische Weise in einer 
Versammlung direkt miteinan¬ 
der kommunizieren. Daher 
sind Föderationsmodelle für den Anarchismus nahe¬ 
liegend. 

Nach anarchistischen Vorstellungen sind in Föde¬ 
rationsräten Delegierte der unterhalb der Föderation 
liegenden organisatorischen Einheiten vertreten. Die 
unterschiedliche Gestaltungsweise dieser Räte hat 
Einfluss auf den Inklusions- und Exklusionsgrad der 
entstehenden sozialen Informationen. Eine wesentli¬ 
che Frage besteht darin, ob Delegierte entschei¬ 
dungsbefugt sind oder ob sie als reine kommunikati¬ 
ve Schnittstellen betrachtet werden. Viele Rätemodel¬ 
le gehen davon aus, dass Delegierte von ihrer Basis 
gewählt werden sollen und jederzeit von ihr abberufen 
werden können. Damit ist die Vorstellung verbunden, 
dass diese Delegierten im eigenen Ermessen in Föde¬ 
rationsräten entscheiden. Es entsteht damit aber die 
Gefahr der Loslösung von Entscheidungen von ihrer 
Basis. Insbesondere ist dies problematisch, wenn es 
mehrere Föderationsstufen gibt und dieselben Dele¬ 
gierten die Möglichkeit haben, in mehreren Stufen ver¬ 
treten zu sein und unabhängig von ihrer Basis Ent¬ 
scheidungen zu treffen. Es kann dann sehr leicht, so 
eine häufig lautende anarchistische Kritik, zur Ausbil¬ 
dung von Hierarchien und asymmetrischer Machtver¬ 
teilung kommen. Ist dies der Fall, so werden derSelbst- 
organisations- und Inklusionsgrad der in den Födera¬ 
tionsräten entstehenden sozialen Informationen 
deutlich abgeschwächt. Entscheidungen, die in Föde¬ 
rationsräten entstehen, betreffen viele Menschen. Im 
beschriebenen Fall, hat aber nicht mehr jedeR diesel- 
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be Möglichkeit, Entscheidungen zu beeinflussen. De¬ 
legierte haben dann mehr Macht als ihre Basis. 

Wiederum anders zu betrachten ist ein horizon¬ 
tales Modell, das davon ausgeht, dass Delegierte kei¬ 
nen Spielraum zur selbständigen Entscheidung 
bekommen sollten, sondern Kommunikationsschnitt¬ 
stellen 
zwischen 
organisa¬ 
torischen 
Einhei¬ 
ten oder 

Interessensgruppen darstellen. Soll eine Entscheidung 
getroffen werden, so treffen Delegierte aller Einheiten 
und Interessensgruppen, die davon betroffen sind, zu¬ 
sammen und diskutieren das Problem. Sie können al¬ 
lerdings keine Entscheidungen treffen, müssen also 
wiederum Rücksprache mit ihren Basen halten, deren 
Meinung sich durch den übergreifenden Diskussions¬ 
prozeß möglicherweise geändert hat. Die Delegierten 
vertreten die Interessen ihrer Basis in Diskussionen mit 
anderen Gruppen und sind Kommunikationsschnitt¬ 
stellen zwischen ihrer Basis und den Menschen, die 
sich in anderen Gruppen und Einheiten organisieren. 

Der Selbstorganisations- und Inklusionsgrad des 
horizontalen ist im Vergleich zum hierarchischen Rä¬ 
temodell höher, da die Delegierten darin nicht eine 
Kompetenz erlangen, die es erlaubt, Entscheidungen 
von ihrer Basis loszulösen. Denkbar ist es z.B., dass in 
derartigen Föderationsräten sehr wohl ein Konsens 
hergestellt werden kann, indem die Delegierten im 
Auftrag ihrer jeweiligen Basis miteinander diskutie¬ 
ren und die Interessen und Meinungen ihrer jeweili¬ 
gen Basis darlegen. Auch Mehrheitsentscheide in der 
Form von Wahlen, bei denen die Stimmen einzelner or¬ 
ganisatorischer Einheiten gewichtet werden, um’ 
Machtasymmetrien auf Grund verschiedener Größen 
der Einheiten zu minimieren, sind vorstellbar. Eine wei¬ 
tere Möglichkeit sind Mehrheitsentscheidungen, bei 
denen die Delegierten des Föderationsrates im Auf¬ 
trag ihrer jeweiligen Basis abstimmen. Dabei muß zu¬ 
erst eine eindeutige Festlegung der Basis erfolgen, 
was bei einer Abstimmung, an der alle Betroffenen 
direkt beteiligt sind, nicht der Fall ist. Es muß jedoch 
gesagt werden, dass auch derartige Mehrheitsent¬ 
scheide auf föderaler Basis den Inklusions- und Selbst¬ 
organisationscharakter der entstehenden sozialen In¬ 
formationen schwächen. 

Allgemein kann festgehalten werden, dass anar¬ 
chistische Entscheidungsmodelle, die sich durch De- 
zentralität, Basisdemokratie, kleinere organisatorische 
Einheiten, Rätemodelle, den Föderationsgedanken 
und die Selbstbestimmung Betroffener charakterisie¬ 
ren lassen, der Vorstellung von sozialer Selbstorgani¬ 
sation näher kommen als etablierte repräsentativ- und 
direktdemokratische (Volksentscheid, Volksbegehren, 
Volksinitiative usw.) Modelle und Elemente, da sie die 
Etablierung inklusiver sozialer Informationen zu einem 
wesentlichen Bestandteil ihres Ansatzes machen. Es 
geht dabei um die Vorstellung, dass Betroffene die 



Entscheidungsprozesse, als deren Ergebnisse soziale 
Informationsstrukturen entstehen, selbst bestimmen 
und gestalten können und dass sie unter veränder¬ 
ten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen auch die 
Fähigkeiten entwickeln können, dies in der Praxis 
durchzuführen. Es wird von anarchistischer Seite ar¬ 
gumentiert, dass der bestehende Gesetzes- und 
Staatsfetisch sowie die kapitalistischen Verhältnisse 
dazu beitragen, dass unter den herrschenden Bedin¬ 
gungen eine radikale Basisdemokratie, wie sie der An¬ 
archismus befürwortet, für die Menschen nur schwer 
vorstellbar ist. 

Der Selbstorganisationscharakter von Repräsen¬ 
tativmodellen ist gering, da Entscheidungen, von den 
Menschen, die von den resultierenden (exklusiven) 
sozialen Informationen betroffen sind, entkoppelt wer¬ 
den. Moderne direktdemokratische Vorstellungen, die 
sich auf große Staatswesen beziehen, tragen die Ge¬ 
fahr in sich, dass damit autoritäre und plebiszitäre Ele¬ 
mente transportiert werden. Die Geschichte hat ge¬ 
zeigt, dass Systeme mit Führungsfiguren und plebis- 
zitären Entscheidungsstrukturen zum Erlöschen jedes 
Selbstorganisationscharakters führen. Der Selbstor¬ 
ganisationsgrad von direktdemokratischen Mechanis¬ 
men kann i.A. höher eingestuft als jener von reprä¬ 
sentativdemokratischen. Dieser Selbstorganisations¬ 
grad ist aber noch immer ein sehr eingeschränkter, der 
vielfältigen Limitierungen und Exklusionen unterliegt. 
Anarchistische Entscheidungsmodelle können als eine 
Alternative zum bestehenden Mangel an inklusiver so¬ 
zialer Information betrachtet werden, sie betonen die 
soziale Selbstorganisation und können als eine Form 
partizipatorischer Basisdemokratie betrachtet werden. 

Der vorliegende Text stellt einen kurzen Auszug aus dem 
neuen Buch des Autors dar: Christian Fuchs (2001): 
Soziale Selbstorganisation im informationsgesell¬ 
schaftlichen Kapitalismus. Gesellschaftliche Verhältnisse 
heute und Möglichkeiten zukünftiger Transformationen. 
Norderstedt. Libri Books on Demand. 246 Seiten. 37 DM 
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In der Hoffnung, daß die im vergangenen Spölsom- 
mer von der medialen Geistlichkeit improvisierte Eliten- 
Tour gegen die »braune Flut« nicht ohne Spuren bleibt 
wie ein inszenierter Theaterdonner vor der Hauptstadt- 
Skyline; 

in der Erkenntnis, daß der völkisch-rassistische Extre¬ 
mismus ein Phänomen ist, dessen Wurzeln In den Tiefen 
der Gesellschaft liegen, und daß die Ethnophobie bzw. 
die Ethnisierung des Sozialen, in welcher sich die 
Phantombilder einer globalen Apartheid widerspiegeln, 
eine zivilisatorische Herausforderung darstellt: 
mit der Feststellung, daß die Ethnophobie eine ziyili- ! 
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allein begegnen läßt; 


in Anbetracht dessen, daß die neolibrale Globalisie¬ 
rung kosmopolitische Gesellschaftsformationen herbei ruft 
und die heranwachsenden Migrationsbewegungen immer 
neue Konfliktfelder verursachen, welche ebenfalls neu¬ 
artige Annäherungsversuche verlangen; 

mit der Betonung auf die libertären Sinnbilder einer 
Staatsbürgernation jenseits völkischer Identitötszwänge, 
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das ethnophobe Gedankengut voraussetzen; 

in der Überzeugung, daß die poetische und bildliche 
Ästhetik der bunten Nachbarschaften die Rivalität 
zwischen völkischen Sippschaften ablösen und den Weg 
zum freimütigen Erdenbüigerlum ebnen kann, 


wendet sich 
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von Takis Fotopoulos 



Bekanntlich bezeichnete der Gegensatz zwischen 
Marx und Proudhon den Anfang der Spaltung zwi¬ 
schen dem etatistischen und dem libertären Sozialis¬ 
mus »eine Spaltung, die ihren Höhepunkt in dem Streit 
zwischen Marx und Bakunin innerhalb der Ersten In¬ 
ternationale fand. Heute, fast ein und einhalb Jahr¬ 
hunderte nach dieser Debatte, liegt das Sozialistische 
Projekt in Trümmern nach dem Zusammenbruch der 
beiden Ausdrucksformen des etatistischen Sozialismus 
(die Sozialismus-Version, die seit jener Zeit die soziali¬ 
stische Bewegung beherrscht hat), nämlich der »real 
existierende Sozialismus« des Ostens und die Sozial¬ 
demokratie des Westens. Darüber hinaus hat der Zu¬ 
sammenbruch der etatistischen Version des Sozialis¬ 
mus nicht zu einer Wiederbelebung seiner libertären 
Version geführt. 

Der gegenwärtige Misserfolg des libertären So¬ 
zialismus ist kein Zufall. Denn er hat etwas mit der Tat¬ 
sache zu tun, dass bis heute nur wenige Libertäre (be¬ 
sonders Murray Bookchin) versucht haben, die liber¬ 
täre Theorie insgesamt zu erneuern, und dass keiner 
von ihnen (mit der Ausnahme von Democracy & Na¬ 
ture) den Versuch unternommen hat, sie mit der Wirk¬ 
lichkeit der heutigen internationalisierten Marktwirt¬ 
schaft in Einklang zu bringen. Statt dessen sind sie 
entweder bei den alten Debatten mit etatistischen So¬ 
zialisten stecken geblieben, oder haben sich verschie¬ 
denen Formen eines fernöstlichen Irrationalismus zu¬ 
gewandt »Taoismus, Zen usw.«. 

Heute kann eine erneute Überprüfung der Marx- 
Proudhon-Debatte, wie sie insbesondere in den zwei 
>Miseres< zum Ausdruck kommt, im Lichte des Zusam¬ 
menbruches der sozialistischen Bewegung besonders 
nützlich sein. Eine genaue Analyse dieser Debatte 
wird zeigen, dass eine Wiederbelebung libertärer 
Theorie sowohl den etatistischen als auch den liber¬ 
tären Sozialismus transzendieren muss in einer Syn¬ 
these der zwei historischen Haupttraditionen »der 
sozialistischen und der demokratischen »mit den ra¬ 
dikalen Strömungen innerhalb der neuen gesell¬ 
schaftlichen Bewegungen (grüne, feministische, au- 
tonomistische und ähnliche Bewegungen). Ich will im 
folgenden versuchen, diese Debatte in Verbindung 
mit Marx' und Proudhons jeweiligen Ansichten auf 
drei wesentlichen Gebieten von Unterschieden bzw. 
Ähnlichkeiten zwischen ihnen zu untersuchen: 1. Me¬ 


thodologie, 2. Marktwirtschaft und Wettbewerb, 3. 
Demokratie. 

Über Marx' und Proudhons 
»Wissenschaften« hinaus. 

Weder Marx noch Proudhon hegten Zweifel an dem 
»wissenschaftlichen« Charakter ihrer eigenen Theori¬ 
en. Das war natürlich zu erwarten, wenn man bedenkt, 
dass zu der Zeit, da sie ihre eigenen Befreiungspro¬ 
jekte entwickelten, der »Szientismus«, d.h. der über¬ 
triebene Glaube an alles »wissenschaftliche«, seinen 
Höhepunkt erreicht hatte. 

So versuchte Marx auf der Grundlage von Verän¬ 
derungen in der »ökonomischen Sphäre«, eine allge¬ 
mein gültige Deutung der gesamten Menschheitsge¬ 
schichte zu liefern und die sozialistische Transforma¬ 
tion der Gesellschaft historisch notwendig zu machen. 
Marx zweifelte nicht an dem »wissenschaftlichen« 
Charakter seiner ökonomischen Gesetze, die er als 
»eherne«, unvermeidliche Ergebnisse liefernde Gesetze 
ansah, oder aber an dem »objektiven« Charakter seiner 
ganzen Konzeption, die er einem naturgeschichtlichen 
Prozeß gleichsetzte. »Es handelt sich um diese Geset¬ 
ze selbst, um diese mit eherner Notwendigkeit wir¬ 
kenden und sich durchsetzenden Tendenzen.... mein 
Standpunkt, der die Entwicklung der ökonomischen 
Gesellschaftsformation als einen naturgeschichtlichen 
Prozeß auffaßt...«’ 

Ähnlich hegte Proudhon, der früher als Marx 
schrieb, keinerlei Zweifel an dem »wissenschaftlichen« 
und »objektiven« Charakter seiner Theorien. So legen 
etwa schon die Anfangssätze des ersten Kapitels sei¬ 
ner Philosophie des Elends Zeugnis seines Glaubens 
an die Wirtschaftswissenschaft ab: »Ich behaupte die 
WIRKLICHKEIT einer Wissenschaft von der Wirt¬ 
schaft.« Und weiter: »Ich behaupte andererseits die 
absolute Zuverlässigkeit sowie den fortschrittlichen 
Charakter der Wirtschaftswissenschaft, die meiner 
Meinung nach von allen Wissenschaften die umfas¬ 
sendste, die reinste und diejenige Wissenschaft ist, die 
am besten in Tatsachen umgesetzt ist.« 2 

Proudhon fährt mit der Versicherung fort, dass er 
die »politische Ökonomie« von Adam Smith, Ricardo, 
Malthus und J.-B. Say (d.h., was wir heute »orthodoxe 
Volkswirtschaftslehre« nennen würden) nicht als Wis- 








senschaft ansieht; vielmehr betrachtet er sie als »Sam¬ 
melsurium von Theorien« und charakterisiert sie tref¬ 
fend als »die organisierte Praxis des Diebstahls und 
des Elends« Des weiteren lehnt er ab, was damals als 
sozialistische Volkswirtschaftslehre galt, indem er er¬ 
klärt, dass sowohl die orthodoxe als auch die soziali¬ 
stische Volkswirtschaftslehre »der Untreue gegenüber 
der Wissenschaft schuldig« sind, »da einerseits die po¬ 
litische Ökonomie ihre theoretischen Lappen für Wis¬ 
senschaft ausgibt und die Möglichkeit weiteren Fort¬ 
schritts leugnet und andererseits der Sozialismus der 
Überlieferung den Laufpass gibt und darauf abzielt, 
die Gesellschaftaufunauffindbaren Grundlagen neu 
zu errichten«. Und nachdem er zugegeben hat, dass 
sowohl die orthodoxe wie auch die sozialistische 
Volkswirtschaftslehre sich auf »eine gemeinsame Au¬ 
torität« berufen, von der jede von ihnen behauptet, un¬ 
terstützt zu werden, nämlich die »WISSENSCHAFT«, 
verkündet Proudhon die Überlegenheit seiner eigenen 
»Wissenschaft« folgendermaßen: »Was schreibt nun 
in einer solchen Lage die Wissenschaft vor? »Sicherlich 
nicht, in einem willkürlichen, kaum faßbaren, unmög¬ 
lichen Juste milieu stehen zu bleiben, sondern noch 
mehr zu verallgemeinern und ein drittes Prinzip zu ent¬ 
decken, ein Faktum, ein höheres Gesetz, das die Fikti¬ 
on des Kapitals und den Mythos des Eigentums erklärt 
und dieses Prinzip mit der Theorie vereinbart, die das 
Entstehen allen Reichtums der Arbeit zuschreibt Das 
mußte der Sozialismus, wenn er logisch zu Werke ge¬ 
hen gewollt hätte, unternehmen.... Es genügt, zu sa¬ 
gen, dass es eine For¬ 
mel der Versöhnung 
geben muß, über so¬ 
zialistischen Utopien 
und verkürzten Theori¬ 
en der politischen Öko¬ 
nomie stehend, und 
dass es darum geht, 
die zu entdecken.« 2 

In der gleichen 
Geisteshaltung sah 
Marx es als seine erste 
Aufgabe an, Proud- 
hons »Wissenschaft« 
beiseite zu schieben. Und so steht denn auch im Mit¬ 
telpunkt seiner gegen Proudhon gerichteten Kritik der 
unwissenschaftliche Charakter von dessen Theorie. 
So hebt er in einem Brief an J.B. Schweitzer hervor: »Ich 
zeigte darin (sc. in Das Elend der Philosophie) u.a., wie 
wenig er in das Geheimnis der wissenschaftlichen Dia¬ 
lektik eingedrungen;... und wie er mit den Utopisten 
auf eine sogenannte »Wissenschaft« Jagd macht, wo¬ 
durch eine Formel für die »Lösung der sozialen Frage« a 
priori herausspintisiert werden soll, statt die Wissen¬ 
schaft aus der kritischen Erkenntnis der geschichtli¬ 
chen Bewegung zu schöpfen, einer Bewegung, die 
selbst die materiellen Bedingungen der Emanzipation 
produziere.... (Wissenschaft reduziert sich für ihn auf 
die winzigen Proportionen einer wissenschaftlichen 
Formel; er ist ein Mann auf der Suche nach Formeln.).« 3 


So ist also klar, dass Proudhon und Marx versuch¬ 
ten, sich auf objektive Theorien und Methoden zu stüt¬ 
zen, um die Notwendigkeit einer alternativen Gesell¬ 
schaft zu rechtfertigen. Das unausgesprochene Argu¬ 
ment zugunsten eines solchen Zuganges beinhaltet, 
dass derartige Theorien und Methoden in der Tat »ob¬ 
jektive Prozesse« widerspiegeln, die in der Gesellschaft 
bzw. in der natürlichen Welt wirksam sind. Wie ich je¬ 
doch an anderer Stelle 4 zu zeigen versucht habe, ist 
die Wahl einer »wissenschaftlichen« bzw. »objektivi¬ 
stischen« Methode zur Rechtfertigung einer alternati¬ 
ven Gesellschaft sowohl problematisch, als auch nicht 
wünschenswert. 

Sie ist problematisch, weil nach der endgültigen 
Einführung des Ungewissheitsgrundsatzes und der 
Chaostheorie in die Wissenschaft des 20. Jahrhun¬ 
derts nur noch Wenige glauben, dass es noch immer 
möglich sei, »objektiven« »Gesetze« oder »Tendenzen« 
des gesellschaftlichen Wandels herzuleiten. Wenn Ur¬ 
sache und Wirkung sogar in der Physik ungewiss sein 
können und der Bezug auf notwendige und allgemein 
gültige Gesetze sogar hinsichtlich der natürlichen Welt 
strittig ist, dann ist doch wohl klar, dass objektive Ge¬ 
setze oder Tendenzen zu postulieren, die auf die Ge¬ 
sellschaft anwendbar seien, zumindest absurd ist. 

Sie ist nicht wünschenswert, weil es eine ganz ein¬ 
deutige Verbindung zwischen der »Verwissenschaftli¬ 
chung« jenes Vorhabens in den Händen von Marxi- 
sten-Leninisten und der folgerichtigen Bürokratisie¬ 
rung sozialistischer Politik sowie der totalitären 


Transformation gesellschaftlicher Organisation gibt. 
Mit anderen Worten, es war genau die marxistische 
Verwandlung des sozialistischen Projekts in eine »ob¬ 
jektive« Wissenschaft, die ganz wesentlich zur Errich¬ 
tung neuer hierarchischer Strukturen in der sozialisti¬ 
schen Bewegung beigetragen hat. Die Grundlage die¬ 
ser neuen hierarchischen Strukturen war die 
gesellschaftliche Teilung, diezwischen der Avantgarde 
einerseits geschaffen wurde, die als einzige tatsäch¬ 
lich in der Lage war, die Bewegung zu führen, und 
den »Massen« andererseits. Und es ist ja eine wohl- 
bekannte geschichtliche Tatsache, dass sowohl in den 
vorrevolutionären marxistischen Bewegungen, als 
auch in den nachrevolutionären Regierungen die 
Rechtfertigung der Konzentration von Macht in den 
Händen der Parteieliten auf der »Tatsache« gründete, 









dass sie allein »wussten«, wie die Geschichte auszule¬ 


gen war und wie in geeigneter Weise gehandelt wer¬ 
den musste, um den historischen Prozeß zum Sozialis¬ 
mus zu beschleunigen. 

Deshalb ist die Tatsache, dass Proudhon in sei¬ 
nem Briefwechsel mit Marx die Umwandlung des so¬ 
zialistischen Projekts in eine neue Religion zurück zu 
weisen schien (»spielen wir uns nicht als Apostel ei¬ 
ner neuen Religion auf; und wäre diese Religion auch 
die Religion der Logik, die Religion der Vernunft« 5 ), 
kein Zeichen dafür, dass, hätte der Anarchismus 
Proudhons anstelle des Marxschen Sozialismus die Be¬ 
wegung beherrscht, die Schaffung neuer hierarchi¬ 
scher Strukturen vermieden worden wäre. Es sind ja 
nicht die Absichten von Marx, Proudhon u.a. als sol¬ 
che, die zu einer derartigen Entwicklung führen könn¬ 
ten, sondern die »Verwissenschaftlichung« bzw, »Ob¬ 
jektivierung« des Befreiungsprojekts (von Marx zu 
Proudhon und von Kropotkin zu Bookchin), die un¬ 
ausweichlich zur Schaffung einer neuen hierarchi¬ 
schen Teilung innerhalb der Befreiungsbewegung 
führt zwischen den Inhabern der »wissenschaftlichen« 
bzw. »objektiven« Wahrheit und dem Rest 

Aber, wenn auch der modernistische Objektivis¬ 
mus fragwürdig und nicht wünschenswert zu sein 
scheint, so bedeutet das nicht, dass der post-moder¬ 
nistische Subjektivismus weniger fragwürdig und wün¬ 
schenswerter wäre. Der Postmodernismus kann leicht 
zu allgemeinem Relativismus und Irrationalismus 
führen, wenn nicht gar zu vollständiger Aufgabe radi¬ 
kaler Politik. So impliziert die Übernahme eines post¬ 
modernen »verallgemeinerten Konformismus« 6 in der 
Tat die Aufgabe jeglicher Idee eines Befreiungspro¬ 
jekts unter dem Vorwand, »Vielstimmigkeit« ertönen zu 
lassen, und unter dem (rechten) Banner, dass »Politik, 
recht verstanden, ganz entschieden subjektiv ist« 7 . 

Das Dilemma, zwischen einem modernistischen 
»objektivistischen« und einem postmodernistischen 
subjektivistischen Herangehen bei der Rechtfertigung 
des Vorhabens einer alternativen Gesellschaft wählen 
zu müssen, ist aber ein falsches Dilemma. Denn heu¬ 
te ist es möglich, ein Befreiungsprojekt mit dem Ziel ei¬ 
ner umfassenden Demokratie ohne Rückgriff auf kon¬ 
troverse objektive Begründungen oderaufeinen post¬ 
modernen Neokonservatismus zu definieren. Wenn wir 


also das Befreiungsprojekt in Begriffen 
der Forderung nach gesellschaftlicher 
und individueller Autonomie definie¬ 
ren, so, weil wir ganz bewußt Autono¬ 
mie wie auch ihren demokratischen 
Ausdruck wählen und ausdrücklich die 
Möglichkeit irgendwelcher »objektiven« 
Gesetze, Prozesse oder Tendenzen aus¬ 
schließen. 

Darüber hinaus macht die 
Bestimmung von Freiheit in Begriffen 
von Autonomie es möglich, De¬ 
mokratie nicht bloß als eine Struktur 
anzusehen, die gleiche Teilhabe an der 
Macht institutionalisiert, sondern auch 
als einen Prozess gesellschaftlicher Selbstinstitu¬ 
tionalisierung (self-institution), in deren Zusammen¬ 
hang Politik sowohl kollektive, als auch individuelle 
Autonomie zum Ausdruck bringt. Als Ausdruck kollek¬ 
tiver Autonomie gestaltet Politik sich auf dem Wege 
über ein In-Frage-stellen der bestehenden Institutio¬ 
nen und über deren Veränderung durch überlegtes 
gemeinsames Handeln. Auch als Ausdruck individuel¬ 
ler Autonomie »sichert die Polis mehr als ein Überle¬ 
ben von Menschen«. »Politik ermöglicht auch die 
Entwicklung des Menschen als eines Geschöpfes, das 
zu echter Autonomie, Freiheit und Vortrefflichkeit 
fähig ist.« 8 Das ist wichtig, wenn wir insbesondere die 
Tatsache berücksichtigen, dass der allen Diskussionen 
über Demokratie gemeinsame Irrtum darin besteht, 
verschiedene Typen früherer Gesellschaften bzw. 
Gemeinschaften als Demokratien zu bezeichnen, nur 
weil sie auch demokratische Formen der Ent¬ 
scheidungsfindung (Volksversammlungen) oder wirt¬ 
schaftliche Gleichheit aufwiesen. Demokratie als 
Prozess gesellschaftlicher Selbstinstitutionalisierung 
(self-institution) impliziert jedoch eine Gesellschaft, die 
weltanschaulich offen ist, die also nicht auf irgendein 
geschlossenes System von Glaubenshaltungen, 
Dogmen oder Ideen gegründet ist. »Demokratie ist«, 
wie Castoriadis es formuliert, »das Vorhaben, 
Eingeschlossenheit auf der kollektiven Ebene aufcu- 
brechen.« 9 Deshalb dürfen in einer demokratischen 
Gesellschaft Dogmen und geschlossene Ideensysteme 
nicht Teile des herrschenden gesellschaftlichen 
Paradigmas bilden, obwohl Individuen natürlich was 
für Glaubenshaltungen auch immer einnehmen kön¬ 
nen, solange sie sich verpflichtet wissen, das Prinzip 
der Demokratie aufrecht zu erhalten, nämlich das 
Prinzip, demzufolge eine Gesellschaft autonom, also 
als inklusive Demokratie institutionalisiert ist. 

Das grundlegende Element der Autonomie be¬ 
steht in der Schaffung unserer eigenen Wahrheit, et¬ 
was, was in Gesellschaft lebende Individuen nur durch 
direkte Demokratie erlangen können, d.h. durch den 
Prozess, über den sie ständig jegliche Institution, Tra¬ 
dition oder »Wahrheit« in Frage stellen. In einer De¬ 
mokratie gibt es eben keine gegebenen Wahrheiten. 
Die Praxis individueller und kollektiver Autonomie 
setzt Autonomie im Denken voraus. 











Dennoch bedeutet die Tatsache, dass das Vorha¬ 
ben einer Autonomie im allgemeinen und einer um¬ 
fassenden Demokratie im besonderen nicht objektiv 
begründet ist, nicht, dass eben »alles geht« und es des¬ 
halb unmöglich wäre, irgendeine definierbare Ge¬ 
samtheit von Grundsätzen zur Einschätzung gesell¬ 
schaftlich-politischer Veränderungen herzuleiten bzw. 
eine begrenzte Zahl ethischer Werte zur Bewertung 
menschlichen Verhaltens zu entwickeln. Vernunftist 
immer noch notwendig in einem Prozess der Herlei¬ 
tung von Grundsätzen und Werten, die mit dem Au¬ 
tonomieprojekt vereinbar und insofern rational sind. 
Deshalb bringen die in solch einem Prozess entwickel¬ 
ten Grundsätze und Werte nicht einfach persönliche 
Geschmacksempfindungen und Wünsche zum Aus¬ 
druck; tatsächlich sind sie viel »objektiver«, als dieje¬ 
nigen Grundsätze und Werte, die aus strittigen Inter¬ 
pretationen der Entwicklung von Natur und Gesell¬ 
schaft abgeleitet sind. Die logische Vereinbarkeit der 
ersteren mit dem Projekt »Autonomie« könnte in ganz 
unstrittiger Weise bestimmt werden im Unterschied zu 
der bestreitbaren »Objektivität« der letzteren. 

2. Über Marx' und Proudhons 
Wirtschaftswissenschaft hinaus. 

Aber nicht nur zur Methodologie und besonders zum 
Glauben an »objektive« bzw. »wissenschaftliche« Wahr¬ 
heiten hatten Marx und Proudhon eine gemeinsame 
Einstellung. Gleiches gilt hinsichtlich ihrer jeweiligen 
Wirtschaftstheorien, ungeachtet einiger offensichtli¬ 
cher Unterschiede zwischen ihnen. So wurde etwa die 
klassische Lösung, den Wert von Gütern und Dienst¬ 
leistungen in Begriffen von Arbeitsstunden eines 
Menschen zum Ausdruck zu bringen, die von den or¬ 
thodoxen (politischen) Ökonomen ihrer Zeit entwickelt 
wurde, sowohl von Proudhon, als auch von Marx über¬ 
nommen. Aber die Arbeitstheorie des Wertes ist, ab¬ 
gesehen von derTatsache, dass sie alle möglichen Pro¬ 
bleme hervorruft in Bezug auf die Gleichwertigkeit ver¬ 
schiedener Arten von Arbeit, die »Verwandlung« der 
benutzten Werkzeuge/Ausrüstung in Arbeitsstunden 
pro Mensch usw., auch grundsätzlich nicht mit einer 
freiheitlichen Gesellschaft vereinbar, wie u.a. Kropot- 
kin gezeigt hat. 10 

Darüber hinaus ist diese Theorie unvereinbar mit 
einem Allokationssystem, das auf Wahlfreiheit beruht 
Der Grund dafür ist, dass, selbst wenn die Arbeits¬ 
theorie des Wertes einen (teilweisen) Hinweis auf die 
Verfügbarkeit vom Ressourcen geben kann, sie ganz 
sicher nicht als Mittel zu verwenden ist, Verbraucher- 
Präferenzen zum Ausdruck zu bringen. Deshalb kann 
die Arbeitstheorie des Wertes nicht als Grundlage für 
ein System der Ressourcenallokation dienen, das dar¬ 
auf abzielt, sowohl Bedürfnisse zu befriedigen, als 
aLJ ch gleichzeitig Verbrauchersouveränität und Wahl¬ 
freiheit zu sichern. 

Eben deshalb habe ich ein Modell wirtschaftlicher 
Demokratie 4 vorgeschlagen, das (im Unterschied zu 
Proudhons Modell) eine staats-, geld- und marktfreie 


Wirtschaft zur Voraussetzung hat und die Institutio¬ 
nalisierung von Privilegien einiger weniger Gesell¬ 
schaftsbereiche und private Reichtumsakkumulation 
ausschließt. Dieses System besteht aus zwei Grund¬ 
elementen, einem »Markt«-element, das die Schaffung 
eines künstlichen »Marktes« einschließt, der tatsächli¬ 
che Wahlfreiheit sichert, ohne die nachteiligen Wir¬ 
kungen zu erleiden, und aus einem Planungselement, 


das die Schaffung 
eines Rückkoppe¬ 
lungsprozesses de¬ 
mokratischer Pla¬ 
nung zwischen 
Versammlungen 
am Arbeitsplatz, in 
den Gemeinden 
und auf der Ebene 
einer Konföderati¬ 
on einschließt. 4 In 
solch einem Sys¬ 
tem bedarf es kei¬ 
ner »objektiven« 
Bewertung von 
Waren und Ar¬ 
beitskräften, die 
eine »wissen¬ 
schaftliche« Theo¬ 
rie, wie die Arbeits¬ 
werttheorie, not¬ 
wendig machen 
würde, um sie zu 
erreichen. Anstelle 
dessen werden so¬ 
wohl der Waren-, 
als auch der Ar¬ 
beitswert durch in¬ 



dividuelle und kollektive Entscheidungen von Bürge-, 
rinnen und Bürgern bestimmt. 

Die Tatsache jedoch, dass Proudhon das Marktsy¬ 
stem nicht ausschließt, verleitet ihn dazu, den Wett¬ 
bewerb zu feiern. Wie Proudhon unterstreicht, »(be¬ 
steht) der beklagenswerteste Irrtum des Sozialismus... 
darin, sie (sc. die Konkurrenz) als Umsturz der Gesell¬ 
schaft angesehen zu haben«. »Es kann hier also nicht 
die Rede davon sein, die Konkurrenz zu zerstören, et¬ 
was, was genauso unmöglich ist, wie die Freiheit zu 
zerstören. Es handelt sich vielmehr darum, ihr Gleich¬ 
gewicht zu finden, ich würde sogar sagen, ihre öffent¬ 
liche Ordnung.« 11 ... »Die Konkurrenz als Position bzw. 
Entwicklungsphase der Wirtschaft ist in ihrem Ur¬ 
sprung betrachtet das notwendige Ergebnis des Auf¬ 
tretens der Maschinen, der Bildung der Werkstatt und 
der Theorie der Reduktion der allgemeinen Kosten; in 
der ihr eigentümlichen Bedeutung und in ihrer Ent¬ 
wicklungstendenz betrachtet ist sie die Art und Wei¬ 
se, in der die Tätigkeit der Gesellschaft in Erscheinung 
tritt und ausgeübt wird, Ausdruck der gesellschaftli- % 


chen Spontaneität, wirksamstes Instrument der Kon¬ 
stituierung des Wertes, Stütze für die Assoziation.«... 
»Das Monopol ist das natürliche Gegenstück zur Kon- 








kurrenz. Diese einfache Beobachtung genügt, wie wir des späten 19. Jahrhunderts«. 13 Nein, es war Wettbe- 
bereits erwähnt haben, um die Utopien fallen zu las- werb, der von einfachen Unternehmerfirmen zu den 

sen, die daran denken, die Konkurrenz abzuschaffen, gegenwärtigen Riesengesellschaften führte. Es war 

als wenn diese die Assoziation und die Brüderlichkeit Wettbewerb, der die Notwendigkeit der Ausdehnung 
zum Gegensatz hätte. Die Konkurrenz ist die Lebens- hervorrief, so dass die (vom Gesichtspunkt der Profite 

kraft, die das Gruppenwesen beseelt; sie zerstören, aus gesehen) besten Technologien und Methoden, die 

wenn so etwas überhaupt unterstellt werden könnte, Produktion zu organisieren (economies of scale usw.) 

hieße die Gesellschaft töten.« 11 angewendet werden. Und es war wiederum Wettbe- 

Diese Aussagen Proudhons über den Wettbewerb werb, der zu der heutigen Explosion von Zusammen¬ 
kann man auf zweierlei Art deuten. Eine besteht dar- schlössen und Übernahmen wie auch zu den ver- 

in, sie im institutioneilen Rahmen einer Marktwirt- schiedenen »strategischen Allianzen« in den fortge- 

schaftzu sehen, wie Marx, der Proudhons Ansichten schrittenen kapitalistischen Ländern geführt hat. In 

hierzu zutreffend kritisiert hat. Die andere Art ist, sie diesem Problemzusammenhang ist es innerhalb des 

innerhalb Proudhons föderalistischer Wirtschaft zu bestehenden institutioneilen Rahmens von parlamen- 

sehen. Im erstgenannten Fall verraten Proudhons Fest- tarischer Demokratie und Marktwirtschaft nicht mög- 

stellungen zur Konkurrenz ein dürftiges Verständnis lieh, dem Prozeß zunehmender Konzentration wirt- 

ihrer wirtschaftlichen Bedeutung als Mechanismus, schaftlicher Macht zu steuern, 
der für die Dynamik des Systems der Marktwirtschaft 

sorgt. Marx also hatte ein sehr viel angemesseneres über Merx r und Proudhons 
Verständnis der wirtschaftlichen Bedeutung des Wett- »DemokratieccKonzeptionen hinaus 
bewerbs, obwohl er selbst seiner »wissenschaftlichen« 

Interpretation von Geschichte zum Opfer fiel, wie aus Ein weiteres Gebiet, auf dem wir, heute sowohl über 
der Tatsache hervorgeht, dass er in seinem dialekti- Marx, als auch über Proudhon hinausgehen müssen, 
sehen Schema den Wettbewerb als durch »das feuda- ist das ihrer Ansichten über Demokratie. Es ist kein Zu- 
le Monopol« hervorgebracht ansah, das die These dar- fall, dass für Marxisten ebenso wie für viele Libertäre, 
stellt, gegenüber der Antithese Wettbewerb und dem einschließlich Proudhon, Demokratie, selbst wenn da¬ 
mit direkte Demokratie gemeint ist, als ei¬ 
ne Art von »Herrschaft« anzusehen ist, die 
eine Trennung zwischen Staat und Gesell¬ 
schaft voraussetzt. 

Was etwa zunächst die marxistische 
Demokratiekonzeption betrifft, so ist sie 
ganz klar eine etatistische Demokratiekon¬ 
zeption. In dieser Konzeption wird Demo¬ 
kratie für die ganze geschichtliche Periode, 
neuzeitlichen Monopol als Synthese. 12 Anders gesagt, die den Kapitalismus vom Kommunismus trennt, d.h. 

Marx sieht die Errichtung des Systems der Marktwirt- für die gesamte Periode, die »Reich der Notwendig¬ 
schaft als Erzeugnis der Evolution. Und tatsächlich hat keit« genannt wird, da Mangel zu Klassenantagonis- 

sich die Marktwirtschaft selbst ja eigentlich auch nicht men führt, die Klassendiktaturen der ein oder anderen 
aus einer feudalen Zeit »herausentwickelt«, sondern ist Art unausweichlich machen, nicht vom Staat unter- 
doch im wahrsten Sinne des Wortes im 18. und be- schieden. So steht für Marx fest; »Zwischen der kapi- 

sonders im 19. Jahrhundert, vor allem in England, ex- talistischen und der kommunistischen Gesellschaft 

plodiert. Deshalb war, im Gegensatz zu dem, was Li- liegt die Periode der revolutionären Umwandlung der 

berale und Marxisten behaupten, die Ver-Marktung einen in die andere. Der entspricht auch eine politi- 

der Wirtschaft nicht einfach ein evolutionärer Prozeß, sehe Übergangsperiode, deren Staat nichts andres 
der unausweichlich aus der Ausdehnung des merkan- sein kann, als die revolutionäre Diktatur des Proleta- 
tilistischen Handels folgte. riats.« 14 

Wenn wir jedoch die Hypothese akzeptieren, dass Deswegen ist es offensichtlich, dass in der marxi- 
Konkurrenz der Motor der Marktwirtschaft sei, dann stischen Weltanschauung eine nicht-etatistische Auf¬ 
bedeutet das, dass die gegenwärtige Konzentration fassung von Demokratie undenkbar ist, sowohl in der 
wirtschaftlicher Macht und die Internationalisierung zum Kommunismus führenden Übergangsphase, als 

der Marktwirtschaft nicht einfach das Ergebnis auch in der höheren Phase einer kommunistischen Ge- 

»schlechter« Regierungspolitik oder von »Versäumnis- Seilschaft: in der ersteren, weil das Reich der Notwen- 
sen des Marktes« sind. Wie ich an anderer Stelle zu zei- digkeit eine etatistische Form von Demokratie not- 
gen versucht habe, vollzog sich die Verlagerung vom wendig macht, in der politische und wirtschaftliche 
Eigentümer- (bzw. Unternehmer-) Kapitalismus hin zur Macht nicht unter allen Bürgern, sondern nur unter 
heutigen internationalisierten Marktwirtschaft, in der den Angehörigen des Proletariats verteilt ist; in der 
wenige riesige Gesellschaften die Weltwirtschaft kon- letzteren, weil, wenn wir das Reich der Freiheit erreicht 
trollieren, nicht, wie es z. B. Chomsky darstellt, als Er- haben, überhaupt keine Form der Demokratie mehr 
gebnis einer »Reaktion auf große Marktversäumnisse notwendig ist, da dann keine bedeutenden Entschei- 












düngen mehr zu fällen sein werden! So werden etwa 
auf der wirtschaftlichen Ebene inzwischen Mangel 
und Arbeitsteilung verschwunden sein, und deshalb 
wird es keine Notwendigkeit mehr geben, bedeuten¬ 
de wirtschaftliche Entscheidungen über Ressourcen¬ 
allokation zu fällen. Und ebenso wird auf der politi¬ 
schen Ebene die Verwaltung von Sachen die Verwal¬ 
tung von Menschen ersetzt haben, und deshalb wird 
es auch hier keine Notwendigkeit mehr geben, be¬ 
deutende politische Entscheidungen zu fällen. 

Wenn also Bedürfnisse und Mangel objektiv defi¬ 
niertwerden, dann ist die kommunistische Nach-Man- 
gelphase in Wirklichkeit ein mythischer Zustand, und 
jede Bezugnahme auf ihn könnte ganz einfach be¬ 
nutzt werden (und ist auch benutzt worden), die un¬ 
begrenzte Aufrechterhaltung staatlicher Macht sowie 
von Machtbeziehungen und -Strukturen zu rechtferti¬ 
gen. Die Abschaffung des Mangels und infolgedes¬ 
sen der Arbeitsteilung ist weder eine notwendige, 
noch eine zureichende Voraussetzung für Demokra¬ 
tie. Deshalb sollte der Aufstieg des Menschen vom 
Reich der Notwendigkeit zum Reich der Freiheit von 
dem ökonomischen Prozess abgekoppelt werden. His¬ 
torisch hat es mancherlei Gelegenheiten gegeben, da 
verschiedene Grade von Freiheit unter Bedingungen 
fortbestanden haben, die als zum »Reich der Notwen¬ 
digkeit« gehörig gekennzeichnet werden konnten. Dar¬ 
über hinaus gibt es, sobald wir aufhören, diese zwei 
Reiche als einander ausschließend zu behandeln, kei¬ 
ne Rechtfertigung mehr für irgendeinen Versuch, die 
Natur zu beherrschen »ein wichtiges Element marxi¬ 
stischer Wachstumsideologie - , um in das »Reich der 
Freiheit« einzugehen. So muss über die marxistische 
Auffassung von Demokratie hinaus gegangen werden. 

Was Proudhons Auffassung von Demokratie be¬ 
trifft, so verdeutlichen eine Reihe seiner Feststellun¬ 
gen, dass er ihre klassische Konzeption, die sie in Be¬ 
griffen gleicher Verteilung von Macht definiert, mit 
autoritären bzw. etatistischen Konzeptionen verwech¬ 
selt. So sagt er zunächst, dass »man mit der vollstän¬ 
digsten Demokratie auch nicht frei sein kann«, da De¬ 
mokratie »die Souveränität des Volkes bzw., besser ge¬ 
sagt, der Mehrheit eines Volkes« ist. 15 Dann definiert 
er Demokratie als »Regierung aller durch jeden Ein¬ 
zelnen«, 16 um mit dem Aphorismus zu schließen: »Ent¬ 
zieht dem demokratischen Prinzip, entzieht der Frei¬ 
heit jene höchste Sanktion (sc. die Konstituierung von 
Initiativkraft und Urteilsfähigkeit in Form staatlicher 
Autorität) und augenblicklich geht die Autorität, der 
Staat unter.« 16 

Aber, es gibt, wie von bedeutenden Denkerinnen 
und Denkern sowohl in der demokratischen (Hannah 
Arendt, Cornelius Castoriadis), als auch in der anar¬ 
chistischen Tradition (Murray Bookchin, April Carter) 
gezeigt worden ist, nur eine Form von Demokratie auf 
der politischen Ebene, nämlich die direkte Ausübung 
von Souveränität durch die Menschen selbst, die jede 
Art »Herrschaft« ablehnt und gleiche Machtausübung 
institutionalisiert April Carter schlägt hierzu einen be¬ 
sonders eindringlichen Ton an, wenn sie feststellt, dass 



»Engagement 
an direkter De¬ 
mokratie oder 
an Anarchie in 
dersozio-politi- 
schen Sphäre 
mit politischer 
Autorität un¬ 
vereinbar« ist. 

»Die einzige 
Autorität, die 
es in einer di¬ 
rekten Demo¬ 
kratie geben 
darf, ist die in 
der politischen 
Körperschaft 
liegende Grup- 
pen-Autorität. 

...es ist zweifel¬ 
haft, ob Auto¬ 
rität von einer 
Gruppe von 
Gleichen gebil¬ 
det werden 
kann, die Entscheidungen durch einen Prozeß wech¬ 
selseitiger Überzeugung erreichen.« 17 

Proudhon jedoch, selbst wenn er anzuerkennen 
scheint, dass es in einer authentischen Demokratie 
keine Spaltung zwischen Staat und Gesellschaft gibt, 
übernimmt die übliche Kritik an der Demokratie, die 
auf die angebliche Undurchführbarkeit unter den ge¬ 
genwärtigen Bedingungen gegründet ist. »Das demo¬ 
kratische Ideal bestünde darin, dass die regierte Men¬ 


ge gleichzeitig auch die regierende Menge wäre; dass 
die Gesellschaft mit dem Staat identisch und ihm 


gleichwertig und das Volk mit der Regierung identisch 
und ihr gleichwertig wäre,... wenn die Ausdehnung 
des Staates niemals diejenige einer Stadt oder Ge¬ 
meinde überschreiten dürfte, so überließe ich es je¬ 
dem, sich darüber nach eigenem Gusto ein Urteil zu 
bilden »und dann wär's das ja wohl auch. Aber... es 


handelt sich um große Ansammlungen von Gebieten, 
in denen Städte, Dörfer und Weiler zu Tausenden 
zählen, ...« 18 

Doch der Grund, warum Proudhon die Demokra¬ 
tie ablehnt, hat mit Durchführbarkeit an sich nicht viel 
zu tun, sondern eher etwas mit der Tatsache, dass er 
das demokratische System als autoritär ansieht, da 
es nicht den Grad von Freiheit sichert, den der Fö¬ 
deralismus angeblich gewährleistet. Für Proudhon 
sind Demokratie, Monarchie, Kommunismus und An¬ 
archie, »da keine von ihnen sich in der Reinheit ihres 
jeweiligen Ideals verwirklichen kann, darauf be¬ 
schränkt ..., einander mittels wechselseitiger Anleihen 
zu ergänzen«. 19 Aufgrund dieser Problematik erklärt 
er:«... da ... die auf Freiheit bzw. Vereinbarungen sich 
gründende Herrschaftsform von Tag zu Tag mehr über 
die autoritäre Herrschaftsform siegt, müssen wir uns 
jetzt an die Idee des Vertrages heranmachen ...« 19 





Nachdem er die Demokratie als auf Autorität gegrün¬ 
det zurückgewiesen hat, definiert er eine Föderation 
als »ein Übereinkommen, durch welches... eine oder 
mehrere Gemeinden, eine oder mehrere Gruppen von 
Gemeinden oder auch Staaten sich gegenseitig und 
gleichermaßen die einen gegenüber den anderen für 
einen oder mehrere besondere Gegenstände ver¬ 
pflichten, für die die Verantwortung dann und aus¬ 
schließlich den Beauftragten der Föderation obliegt«. 19 

Um Proudhons föderalistisches System einschät¬ 
zen zu können, ist es wichtig, zunächst festzuhalten, 
dass es - sogar auf lange Sicht - eine Marktwirtschaft 
und Wettbewerb zur Voraussetzung hat. Das geht 
nicht nur aus seinen Feststellungen zur Konkurrenz 
hervor, sondern auch aus anderen Erklärungen, in de¬ 
nen er nicht klar macht, ob ersieh auf eine Übergangs¬ 
zeit oder auf eine sehr lange Frist bezieht. In Proud¬ 
hons föderalistischem System tauschen mutualistische 
Assoziationen unabhängig voneinander arbeitender 
Eigentümer die Erzeugnisse ihrer Arbeit und organi¬ 
sieren ihre Beziehungen mit Hilfe zweiseitiger Verträ¬ 
ge, die auf gleichem Tausch beruhen. Meiner Meinung 
nach könnte Proudhons föderalistisches System auf¬ 
grund sowohl seiner Durchführbarkeit, als auch sei¬ 
ner Wünschbarkeit einer Kritik unterzogen werden. 

Die Kritik bezüglich seiner Durchführbarkeit könn¬ 
te in Verbindung mit der Frage formuliert werden, wie 
eine Koordination zwischen Arbeitern als Erzeugern ei¬ 
nerseits und Nicht-/Arbeitern als Verbrauchern an¬ 
dererseits in den heutigen komplexen und technolo¬ 
gisch fortgeschrittenen Gesellschaften durch zweisei¬ 
tige Verträge organisiert werden könnte. Es ist doch 
offensichtlich, dass die schiere Zahl von erforderlichen 
Verträgen entweder zur Rekrutierung eines riesigen 
Heeres von Bürokraten führen wird oder die Arbeiter 
werden den größten Teil ihrer Zeit damit verbringen, 
solche Verträge auszuhandeln. Darüber hinaus gibt es 
keinen Hinweis darauf, wie eine makroökonomische 
Übereinstimmung zwischen Gesamtangebot und 
-nachfrage, Konsum und Investition innerhalb eines 
auf Verträge gegründeten Wirtschaftssystems gesi¬ 
chert werden könnte - es sei denn, dieses System hät¬ 
te einen umfassenden Planungsmechanismus im 
Rücken. Aber ein Planungsmechanismus, der nicht de¬ 
mokratisch in Versammlungen gefällte Entscheidun¬ 
gen zur Grundlage hat, in denen der demos (d.h. die 
Gesamtheit aller Bürgerinnen und Bürger) gemeinsam 
die Alle betreffenden makroökonomischen Ziele be¬ 
stimmen kann, muß zwangsläufig in einer Art büro¬ 
kratischer Zentralplanung enden. All das gesagt ein¬ 
mal ganz abgesehen von der üblichen Kritik gegenü¬ 
ber diesem Vorschlag, dass nämlich die Frage, wie die 
Einhaltung der Verträge durchzusetzen ist, leicht zu ei¬ 
ner neuen Art von Etatismus führen kann. 20 

Die Kritik hinsichtlich der Wünschbarkeit von 
Proudhons föderalistischem System bezieht sich auf 
die Tatsache, dass Wettbewerb zwischen Gruppen von 
Arbeitern leicht zu neuen Ungleichheiten zwischen 
mehr und weniger wettbewerbsfähigen/produktiven 
Gruppen führen kann. Der Markt kann von selbst 


keine Gleichheit erreichen, da 
Unterschiede in der Produkti¬ 
vität notwendig zu Unter¬ 
schieden in der Wettbewerbs¬ 
fähigkeitführen, die ihrerseits 
auf der makroökonomischen 
Ebene neue ungeheure Un¬ 
gleichheiten hervorrufen wür¬ 
den. Und natürlich dürfte die 
Einführung eines Mindest¬ 
grundeinkommens, wie es 
heute unter anderen von or¬ 
thodoxen grünen Ökono¬ 
men 21 vorgeschlagen wird, 
kaum die unausweichlichen 
riesigen Ungleichheiten be¬ 
seitigen. Ein wirksamer Plan 
für ein garantiertes Minde¬ 
steinkommen würde höch¬ 
stens die Befriedigung von Grundbedürfnissen sicher¬ 
stellen. Aber, in einer Markt- und Geldwirtschaft kann 
das nicht die Entwicklung ungeheurer Ungleichhei¬ 
ten in der Verteilung von Wohlstand und folglich in 
der Verteilung wirtschaftlicher Macht verhindern. 
Wenn darüber hinaus das vorgeschlagene Tauschsys¬ 
tem nicht an ein System gruppalen Eigentums an den 
Produktionsmitteln gebunden wird, dann ist Proud¬ 
hons föderalistisches System dazu verurteilt, lediglich 
als eine weitereVersion des kapitalistischen Systems 
zu enden. 

Und schließlich gibt es, wie Murray Bookchin un¬ 
terstreicht, keinen historischen Beleg zugunsten von 
Proudhons vertraglich gestütztem Assoziationsideal, 
was vor-hierarchische Gesellschaften angeht: »Vor¬ 
schriftliche Gesellschaften haben diesem vertraglich 
gestützten Assoziationsideal nie angehangen; sie leis¬ 
teten sogar jedem Versuch gegenüber, es ihnen auf¬ 
zuerlegen, Widerstand. Sicher gab es viele Verträge 
zwischen Stämmen und Bündnisse mit Ausländern. 
Aber vertragliche Bindungen innerhalb von Stämmen 
haben im wesentlichen nichtexistiert. Erst als die Hier¬ 
archie ihren Triumph in der frühen Welt erzielt und 
ihre Reise in die Klassengesellschaft begonnen hatte, 
fingen Gleichwertigkeit, »Billigkeit« und Vertrag an, 
den Kontext für Beziehungen in und zwischen mensch¬ 
lichen Gesellschaften zu formen. Das quid pro quo des 
Tausches und seine ethischen Bilanzen waren schlicht 
bedeutungslos für eine Gemeinschaft, die von den Ge¬ 
wohnheiten des Nießbrauches, der Ergänzbarkeit und 
des äußersten Mindestbedarfes geleitet wurde.« 22 - 

Es ist deshalb nicht überraschend, dass Libertäre, 
wie Bookchin, schlussfolgern, dass Proudhons »starke 
Betonung individueller Eigentümerschaft, von Eige¬ 
ninteresse, von vertraglichen Marktverhältnissen und 
einer Verteilung, die eher auf Fähigkeit als auf Not¬ 
wendigkeit beruht, und seine unerbittliche Feind¬ 
schaft gegen Assoziationismus und Kommunismus 
»dass all das überraschenderweise nicht von der her¬ 
kömmlichen bourgeoisen Weisheit seiner Zeit zu un¬ 
terscheiden war«. 23 












Abschließend denke ich, dass das, was wir auf dem 
Wege der Entwicklung eines neuen Befreiungsvorha¬ 
bens brauchen, nicht in einer Rückkehr zu Marx oder 
Proudhon besteht, sondern statt dessen in einer An¬ 
eignung der bitteren Erfahrungen der sozialistischen 
Bewegung in den letzten 150 Jahren und in der Ent¬ 
wicklung einer neuen Art, Fragen zu stellen, die für die 
heutige Wirklichkeit der internationalisierten Markt¬ 
wirtschaft geeignet ist. Eine Fragestellung, die die 


Grundlage für ein neues Projekt sein wird, das darauf 
abzielt, sowohl über die sozialistischen als auch über 
die demokratischen Traditionen hinauszugehen in ei¬ 
ner neuen Synthese, die nicht ein bloßes neues Utopia 
sein wird, sondern ein Weg heraus aus der chronischen 
multidimensionalen Krise, in die uns die Dynamik der 
Marktwirtschaft und der repräsentativen Demokratie 
hinein geführt hat 
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Bei beiden Neuerscheinungen handelt 
es sich um authentische Berichte. Harry 
Fisher kämpfte 19 Monate als einer von 
3000 amerikanisch/kanadischen Anti¬ 
faschisten in den Reihen des Lincoln-Ba- 
taillons der Interbrigaden. Helmut Kir- 
schey ging nach seiner Tätigkeit als 
»Ausländerpolizist« der CNT in Barcelona 
1937 an die Front zur Columna Durruti 
und kämpfte dort bis zu den Maitagen 
1937 in Barcelona. 

Die Erinnerungen Helmut Kirscheys 
gehen über die Ereignisse in Spanien 
hinaus. Kirschey beschreibt seine Jugend 
zwischen Hunger (im 1 .Weltkrieg) und 
kommunistischer Opposition (seine Mut¬ 
ter wurde Stadtverordnete der KPD in El¬ 
berfeld). Sein Austritt aus der kommuni¬ 
stischen Bewegung Anfang der 30er 
Jahre hatte mit dem Diskussionsverbot 
innerhalb der KPD zu tun, das gerade 
jungen Aktivisten völlig unzumutbar er¬ 
schien. 

»Stalin ist das Licht, Stalin ist die 
Sonne und all dieses Geschwafel. Außer¬ 
dem war die Partei zentralistisch, und 
man durfte Kritik nicht einmal andeu¬ 
tungsweise äußern. Es hieß einfach: 'Die 
Partei hat es so beschlossen'. Aber wer 
war die Partei? Das waren ein paar Fi¬ 
guren in Berlin. Hatten sie ein Sache ent¬ 
schieden, dann hieß es nur noch gehor¬ 
chen. Wir jungen Leute wollten diskutie¬ 
ren....« (S.44) 
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Kirschey und einige andere Jugend¬ 
liche verliessen die KPD und traten zur 
FAUD über. »Die anarchosyndikalistische 
Bewegung -.., als ich eintrat bestand sie 
nur noch aus etwa 4000 Personen und 
war auf wenige Städte konzentriert. 
Trotzdem war die Organisation aktiv. Wir 
hatten eine Zeitung namens »Der Syn¬ 
dikalist«, einen Buchverlag, der Literatur 
herausgab, und außerdem Gesangsver¬ 
eine und viel andere Aktivitäten. In Wup¬ 
pertal hatte die FAUD gut 50 Mitglie¬ 
der und wurde von Willi Benner geleitet. 
Etwa die Hälfte der Mitglieder gehörte 
der Syndikalistisch-Anarchistischen Ju¬ 
gend Deutschlands (SAJD) an.« (S.45) 
Kirschey beschreibt die Zusammen¬ 
arbeit und die Gegensätze von Anarcho¬ 
syndikalisten, Kommunisten und Sozial¬ 
demokraten auf unterster Ebene, ab 
1932 organisierte man gemeinsam De¬ 
mos oder Schutz gegen die Nazis, wenn 
es allerdings um.die grosse Politik ging, 
trennten sich die Ansichten, so sah Kir¬ 
schey deutlich, dass die Komintern-The¬ 
se, wonach die Sozialdemokraten »Sozi¬ 
alfaschisten« seien, fatal war oder dass 
die Thälmann-Verehrung an die Stalin- 
Verehrung heranreichte und »widerwär¬ 
tig« war. Diese Einstellung brachte ihn 
auch in Konflikt mit seinen Brüdern, die 
kommunistische Funktionäre geworden 
waren. Kirscheys Bericht bietet auch ei¬ 
nen der wenigen Hinweise auf die Praxis 
der Schwarzen Scharen, die als anarcho¬ 
syndikalistische Entsprechung zum Rot¬ 


frontkämpferbund Schutzfunktionen 
übernehmen wollten im Widerstand ge¬ 
gen die Naziübergriffe. Dabei kam es zu 
Schlägereien zwischen den verfeindeten 
Gruppen und wenn die Polizei über¬ 
haupt zugegen war und eingriff, dann 
zugunsten der Nazis. »Eines Abends im 
Juni 1932 waren wir auf dem Heimweg 
von einer Versammlung in Unterbarmen, 
als wir auf einen Trupp von SA-Leuten 
stießen. Die Nazis griffen uns an, und wir 
waren gezwungen, uns zu wehren. Wir 
wußten, daß die SA oftmals Leute in ih¬ 
re Kasernen verschleppte und sie bis zur 
Unkenntlichkeit mißhandelte, aber ich 
hatte meine Pistole bei mir, und weil wir 
in der Minderzahl waren, zog ich sie und 
schoß einem der Angreifer ins Bein. Er 
hieß Unterkeller und war ein bekannter 
Nazi, deshalb hatte ich auch kein 
schlechtes Gewissen. Die Nazis suchten 
das Weite, und ich hatte das große 
Glück, nicht erkannt worden zu sein. 
Hätte man mich erkannt, wäre ich heu¬ 
te nicht mehr am Leben, sondern ihrer 
Rache zum Opfer gefallen, als die Nazis 
1933 die Macht an sich rissen. Denn so 
war das: Wer wiedererkannt wurde, wer 
in eine solche Sache verwickelt gewesen 
war wie ich damals, um den »kümmer¬ 
te« man sich eigenhändig.« (S.57/58) 
Kirschey wurde aufgrund seiner Ak¬ 
tivitäten dennoch verhaftet, kam aber 
mit der Hindeburg-Amnestie für poli¬ 
tische Gefangene, die weniger als ein 
Jahr Reststrafe hatten, 1932 nochmal 
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Helmut Kirschey : A las Barricadas. 
Erinnerungen und Einsichten eines An¬ 
tifaschisten, aufgeschrieben von Richard 
Jändle, aus dem Schwedischen übersetzt 
von Dagmar Lendt, hrsg. von Andreas G. 
Graf und Dieter Nelles, Achterland Ver¬ 
lags Compagnie, Wuppertal Mov. 2000, 
ISBN-; 3-933377-52-8 


Harry Fisher: Comrades. Bericht ei¬ 
nes US-lnterbrigadisten im spanischen 
Bürgerkrieg, Vorwort Pete Seeger, Über¬ 
setzung Ulrich Kolbe, Pahl-Rugenstein- 
Verllag , Bonn 2001, DM 36.- 
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frei, ehe er nach der Machtergreifung 
(30.1.1933) Hitlers am I.März 1933 er¬ 
neutverhaftet wurde und acht Monate 
lang in »Schutzhaft« zubringen musste. 
Im Dezember 1933 gelang ihm trotz Ge- 
stapo-<berwachung mittels der Organi¬ 
sation der Syndikalisten (vgl. Walter/ 
Wilhelms/Theissen: Anarchosyndikalisti- 
scher Widerstand an Rhein und Ruhr, 
Emskopp-Verlag) die Flucht nach Ven- 
lo/Holland. 

Kirschey beschreibt seinen Aufent¬ 
halt in Holland und seinen weiteren 
Weg, wie immer illegal über die Gren¬ 
zen bis nach Spanien. 

»Für uns war es ein überwältigendes 
Erlebnis, aus der tiefsten Illegalität in 
Holland nach Port Bou zu kommen, wo 
es nur so wimmelte von Symbolen der 
CNT-FAI: auf Armbinden, Mützen, Hal¬ 
stüchern und Fahrzeugen. Wir waren so 
überglücklich, daß wir weinen mussten. 
Wir konnten kaum fassen, daß dies al¬ 
les wahr war, daß wir nach Jahren der 
Untergrundarbeit plötzlich diejenigen 
waren, die die Macht hatten, daß wir ge¬ 
siegt hatten.« (S.96) 

In Barcelona existierte die Gruppe 
DAS (Deutsche Anarcho-Syndikalisten), 
der Kirschey bereits in Holland angehört 
hatte, so dass die Aufnahme problem¬ 
los funktionierte. Die Tätigkeit, die Kir¬ 
schey nun übernahm war allerdings un¬ 
gewöhnlich: »Die deutschen Anarcho¬ 
syndikalisten hatten von den Spaniern 
unter anderem den Auftrag erhalten, die 


deutschen Nazis im Auge zu behalten, 
die es in Katalonien gab ... wir erhielten 
eine Art Amtsbefugnis als Ausländerpo¬ 
lizei. Eine seltsame Aufgabe für uns, die 
wir immer gegen jede Form von Polizei 
gewesen waren.« (S.99) 

Fast 3000 organisierte Nazis befan¬ 
den sich in Barcelona, eine Mitgliederli¬ 
ste, die in einem deutschen Restaurant 
beschlagnahmt werden konnte, erleich¬ 
terte die Arbeit. Im Februar 1937 ent¬ 
schloss sich Kirschey an die.Front zu ge¬ 
hen, in der Bakuninkaserne bekam er ei¬ 
nen alten Karabiner und Munition und 
fuhr anschliessend nach Lerida zur In¬ 
ternationalen Kompanie der Kolonne 
Durruti. 

Der alte Karabiner illustrierte das 
Problem. Die anarchistische Aragonfront 
hätte zwar Madrid entlasten können, be¬ 
kam aber nie die dazu nötigen Waffen. 
Vor Saragossa kamen die Bemühungen 
zum Stillstand: »Wir wußten, dass die Fa¬ 
schisten, die Saragossa hielten, schwer 
bewaffnet waren, und verlangten des¬ 
halb ordentliche Waffen, um die Stadt 
einnehmen zu können. Waffen, die wir 
nie bekamen. Daß man uns Anarchosyn¬ 
dikalisten die Waffen bewußt vorent¬ 
hielt, entdeckten wir in den Maitagen 
1937, als speziell ausgebildete Polizei¬ 
truppen in neuen Uniformen und mit 
Maschinengewehren bewaffnet nach 
Barcelona kamen. Maschinengewehre, 
die uns an der Front fehlten, die es aber 
offensichtlich gab.« (S. 115) 


Von was die Anarchisten offensicht¬ 
lich in keiner Weise profitieren konnten, 
listet Harry Fisher im Anhang seines Bu¬ 
ches Comrades auf: Vom Oktober 1936 
bis zum Ende der Republik lieferte die 
Sowjetunion 648 Flugzeuge, 347 Pan¬ 
zer, 60 gepanzerte Fahrzeuge, 1186 Ge¬ 
schütze, 20486 Maschinengewehre und 
497813 Gewehre. 

Fishers Bericht schildert die Kampf¬ 
einsätze der amerikanischen Lincoln-Bri- 
gade. Wer sich für den Kampfalltag zwi¬ 
schen Granaten und Läusen interessiert, 
sollte das Buch lesen. Fisher diskutiert je¬ 
doch weniger die Probleme, die es in¬ 
nerhalb der Republik unter den ver¬ 
schiedenen politischen Strömungen gab. 
Nur anhand der Person des Anarchisten 
Pat Reid werden die Spannungen deut¬ 
lich. Fishers eigene persönliche Haltung 
lässt Sympathie aufkommen. Er bezeich¬ 
net sich selbst als einen »Meckerer«, der 
sich nicht mit allem einverstanden er¬ 
klärte, was um ihn herum vorging. Mit 
seinem Buch setzt er so manchem kom¬ 
munistischen Mitkämpfer ein Denkmal, 
auch »dem wohl einzigen amerikani¬ 
schen Anarchisten« des Lincoln-Batail- 
lons. Fisher beschreibt Pat Reid als einen 
unermüdlichen Kämpfer voller Geschich¬ 
ten, mit einer Vergangenheit in der IRA 
und einer Fernmelderausbildung in der 
britischen Armee. »Wir hatten uns ange¬ 
freundet, als wir gemeinsam die Pyre¬ 
näen bezwungen hatten. Ich mochte Pat 
trotz seiner anarchistischen Weltan- 
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schauung und seinen phantastischen, 
unglaublichen Geschichten. Viele dieser 
Geschichten betrafen seine Zeit in der 
IRA. Eine gefiel mir besonders, in der er 
behauptete, einen britischen Armee- 
LKW beladen mit Nachrichtenausrü¬ 
stung »organisiert« zu haben. (...) Die Ge¬ 
schichte war kaum zu glauben, aber es 
machte Spaß, ihm zuzuhören.« (S.79) Da 
das Bataillon keine Nachrichtenverbin¬ 
dung hatte, machte Pat den Vorschlag, 
welche zu organisieren und bekam 
tatsächlich ein paar Tage Urlaub dafür. 
»Am nächsten Tag (fuhr) ein LKW mit 
Pat am Steuer vor. Der Laster war voll 
mit Fernmeldetechnik und Dutzenden 
Kabeltrommeln, Werkzeug, Feldtelefo¬ 
nen - allem Notwendigen zum Aufbau 
von Nachrichtenverbindungen.« Pat hat¬ 
te ihn »organisiert«, »erstand da nur so 
herum, die Männer, die ihn bewachen 
sollten, schliefen tief und fest im Stras¬ 
sengraben. Der Schlüssel steckte.... Was 
zum Teufel soll der Kram dort im Hinter¬ 
land...?« (S.79) Fisher fährt fort: »Pat 
wurde zum Nachrichtenchef des Batail¬ 
lons ernannt. Seine erste offizielle Wei¬ 
sung an seine Leute war, daß nicht mi¬ 
litärisch gegrüßt wird.In Übereinstim¬ 

mung mit seiner anarchistischen 
iberzeugung erteilte er auch niemals Be¬ 
fehle. Stets bat er die Männer nur, eine 
bestimmte Aufgabe zu erfüllen. Wenn 
sie es nicht konnten, machte er es selbst. 
War die Aufgabe zu gefährlich, fragte er 
nicht erst, sondern erledigte sie von 
vornherein selbst.« (S.80) Obwohl Reid 
zu den besten Soldaten seiner Abteilung 
gehörte, wurde er aufgrund seiner an¬ 
deren Ansichten schließlich doch aus 
dem Bataillon entfernt. 

»Ungefähr zu dieser Zeit während 
des Rückzugs teilte mir nun Dave Dor- 
an mit, daß er Reid ins Hinterland 
schicken wolle. 'Das ist prima!' sagte ich. 
'Der Kerl ist wirklich krank, hustet im¬ 
merzu Blut. Er braucht medizinische Hil¬ 
fe.' 'Nein, das ist nicht der Grund, wes¬ 
halb ich ihn nach hinten schicke', erwi¬ 
derte Doran. 'Er richtet viel Schaden an, 
redet stets und ständig gegen die Kom¬ 
munistische Partei.' Ich war schockiert. 
Ich wußte, es würde Pat das Herz bre¬ 
chen, würde er aus diesem Grund abge¬ 
zogen. 'Aber Dave, er spricht jetzt seit ei¬ 
nem Jahr gegen die Kommunistische 
Partei, solange Wie er bei den Lincolns 
dabei ist. Er ist wahrscheinlich der beste 
Soldat im ganzen Bataillon.... er hat 
nicht die Überzeugung eines einzigen 


kommunistischen Soldaten verdorben.' 
Etwas später kam Pat zu mir und sah 
elend aus. Niedergeschlagen sagte er: 
'Ich werde aus dem Bataillon rausge¬ 
schmissen. Der Obercommie teilte mir 
mit, daß ich ein böser Bube bin und die 
Arbeit der Faschisten verrichte, indem 
ich die Partei zerstöre.« 

Wenn Fisher aufgrund seiner Schil¬ 
derungen ganz im Gegensatz etwa zu 
dem deutschen Interbrigadisten Fritz 
Teppich als kritischer Kommunist gelten 
kann, so kann Helmut Kirschey als kriti¬ 
scher Anarchist beschrieben werden. 
Allgemein wurde die Militarisierung der 
Milizen und die Einführung der Volksar¬ 
mee von Seiten der Anarchisten abge¬ 
lehnt und unterlaufen. Kirschey hinge¬ 
gen brachte Verständnis dafür auf: »Die 
Militarisierung... bedeutete unter ande¬ 
rem, daß die Soldaten nicht länger Frei¬ 
willige waren, sondern einberufene 
Wehrpflichtige. Es wurden auch Rang¬ 
abzeichen eingeführt, ebenso eine 
Grußpflicht, Die Offiziere wurden nicht 
länger von den Soldaten gewählt, außer¬ 
dem führte man unterschiedliche Lohn¬ 
niveaus ein. Bei uns in der Durruti-Ko- 
lonne wählten die Soldaten allerdings 
weiterhin ihre Offiziere selbst, und es 
gab auch keine Grußpflicht. Viele Anar¬ 
chosyndikalisten, nicht nur die Interna¬ 
tionalen, standen der Militarisierung ab¬ 
lehnend gegenüber, aber ich hatte dazu 
eine andere Meinung. Rein praktisch ge¬ 
sehen war es keine Frage der Ideologie, 
sondern eine Frage des <berlebens. So, 
wie die Disziplin manchmal bei der Mi¬ 
liz war, war das notwendig. Manche Mi¬ 
lizsoldaten ... gingen nach Hause. Sie 
waren ja Freiwillige. Auf diese Weise 
konnte man keinen modernen Krieg 
führen.« (S.123/124) Kirschey wider¬ 
spricht vehement der kommunistischen 
Propaganda, dass Milizionäre überge¬ 
laufen seien, er lobt die große Motivati¬ 
on, kritisiert jedoch eine weitere wesent¬ 
liche anarchistische Einschätzung: »Un¬ 
ter den Anarchisten wurde die ganze 
Zeit davon geredet, die Revolution zu 
vollenden, aber es war keine Revolution, 
an der wir mitwirkten, es war Krieg. Es 
gab keine Voraussetzungen für eine Re¬ 
volution, so wie die internationale Lage 
war; das zu begreifen ist damals vielen 
schwer gefallen und tut es heute noch.« 
(S. 124) »Folgerichtig konzentrierte die 
CNT ihre Kräfte zunehmend auf den 
Kampf gegen den Faschismus, und die 
soziale Revolution geriet mit der Zeit ins 


Hintertreffen. Die Kritiker der CNT waren 
und sind deshalb der Meinung, die CNT 
habe ihre Ideale verraten. Meiner Auf¬ 
fassung nach war es nicht die CNT, die 
ihre Ideale verriet; die Organisation tat 
alles, was unter den herrschenden Be¬ 
dingungen möglich war. Verraten wur¬ 
de Spanien von der internationalen 
Arbeiterbewegung und den westlichen 
Demokratien. Zwar kam Geld und Un¬ 
terstützung von der Arbeiterbewegung, 
aber das war nicht das was am drin¬ 
gendsten gebraucht wurde. Was wir 
brauchten, waren Waffen....« (S.125) 

Wie traumatisch diese Erfahrung 
gewesen sein muss, keine geeigneten 
Waffen gehabt zu haben, um Francos 
Truppen aufzuhalten, belegt Kirscheys 
Schilderung der Kämpfe bei Sarinena. 
Die Kampfschilderungen Kirscheys und 
Fishers zeigen trotz der verschiedenen 
Gruppierungen, denen sie angehörten 
und der verschiedenen Ausstattung mit 
Waffen, einige Gemeinsamkeiten. Die 
faschistische Seite war aufgrund der 
deutschen und italienischen Unterstüt¬ 
zung beiden materiell deutlich überle¬ 
gen. Die Aufrichtigkeit und Solidarität 
der Kämpfenden stand sich in nichts 
nach, und trotz der grossen Anerken¬ 
nung für die Internationalen wurden 
doch beide Gruppen aus politischen 
Gründen am Ende mehr oder weniger 
aus Spanien abgeschoben. Auch das En¬ 
de der beiden Bücher, in denen beide 
Spanienkämpfer über ihre Rückkehr in 
den 80er/90er-Jahren nach Spanien er¬ 
zählen, weist interessante Parallelen auf. 

Die Lektüre ist spannend und lässt 
trotz vieler Antworten auch Fragen of¬ 
fen. Die Frage nach der »richtigen« Or¬ 
ganisation beispielsweise. Nimmt man 
Kirschey's Biografie, so führt sein Weg 
von der kommunistischen Jugend, über 
die anarchosyndikalistische Jugend, die 
FAUD, die DAS, die schwedische SAC 
zurück zur schwedischen kommunisti¬ 
schen VPK und das obwohl Kirschey in 
Spanien nach den Maitagen monate¬ 
lang von russischen Kommunisten ver¬ 
haftet und verhört worden war. Dabei 
wird deutlich, dass die jeweiligen Orga¬ 
nisationen nur zeitweise in der Lage wa¬ 
ren, den politischen Aktivitäten Kir¬ 
scheys eine angemessene Plattform zu 
bieten. 
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SF Nr. 71, Sozialstaat und Rassismus 

Der vorliegende Beitrag ist weitschwei¬ 
fig, ideologisch orientiert, selbst in der 
versuchten historischen Analyse unwis¬ 
senschaftlich, was schlicht daran liegt, 
der Autor bringt seine Vorurteile ein und 
kann dabei auf konkrete Fakten verzich¬ 
ten. 

In der Frage Armut wäre es interessant 
zu erfahren, ob die Libertären eigene 
Ideen zur Lösung der sozialen Probleme 
vertreten oder nur ihre Utopien anbie¬ 
ten. 

Armut ist ein sehr relativer Begriff. Es 
gibt in vielen Ländern eine relative Ar¬ 
mut, aber eine absolute Armut reduzier¬ 
te sich in den meisten Ländern der Welt. 
So ist allein 1997 die Armut in den letz¬ 
ten 50 Jahren weitaus stärker gesunken 
als in den letzten 500 Jahren. Länder 
wie Hongkong, Taiwan, Singapur, Israel, 
Chile und auch Schweden erreichten ei¬ 
nen vergleichbaren Lebensstandard wie 
die USA und Japan. 

Das Berliner Institut für Wirtschaftsfor¬ 
schung prophezeite 1991, dass der Sozi¬ 
alstaat sich vor den schwersten Bela¬ 
stungsproben befindet, weil sich die Ko¬ 
sten nicht mehr finanzieren ließen, 
Einschränkungen notwendig werden. 


SF Nr. 71, Rücktitel 

Sehr übel aufgestossen ist uns die Rück¬ 
seite des letzten SF. 

Ihr seid da offentsichtlich dem allgemei¬ 
nen Trend aufgesessen, die Hitler sozu¬ 
sagen als DIE Ikone des Deutschtums 
ständig vermarkten sprich in Wort oder 
Bild abdrucken müssen. Ihr stilisiert ihn 
damit genauso unreflektiert zu einer Art 
Popikone hoch ,wie das sehr auffällig ge¬ 
rade überall in der »teutschen« Presse¬ 
landschaft stattfindet, ob das nun posi¬ 
tiv oder negativ oder einfach wie bei 
euch »nur lustig« gemeint ist.Es leistet 
dem eh schon viel zu stark aufkommen¬ 
den neuen Nationalgefühl Vorschub, die 
das Vergangene als vergangen betrach¬ 
ten und nun auch noch ihre Witzchen 
darüber machen dürfen - da läuft einem 
wirklich der kalte Schauder herunter und 
dies kann nicht scharf genug kritisiert 


Die Kosten der Wiedervereinigung wur¬ 
den aus den sogenannten Solidarkassen 
bestritten. Wäre dieses nicht der Fall, be¬ 
säßen heute die Rentenversicherung ei¬ 
nen Überschuss von rund 70 Milliarden 
Mark, die Arbeitslosenversicherung so¬ 
gar von 120 Milliarden Mark. Der ge¬ 
scheiterter Kommunismus belastete die 
staatlichen Kassen, was gerne von den 
Linken verschwiegen wird. Allein 1991 
beliefen sich die Aufwendungen für die 
soziale Sicherung im Osten auf 153 Mil¬ 
liarden Mark. 70 Prozent des Bruttoso¬ 
zialprodukts in der ehemaligen DDR ent¬ 
standen durch Transferzahlungen. Kon¬ 
kret: die Ostdeutschen erwirtschafteten 
nur 30 Prozent des Geldes, das in den 
neuen Bundesländern ausgegeben wird. 
Steuern dienen zunächst immer der 
Machterhaltung, dazu gehören die Ko¬ 
sten für die Regierung, dem Militär und 
sind zunächst für jene Schichten vorge¬ 
sehen, die dem Staate dienen. Dazu 
kann man sich das Niveau der Diäten, 
Bezüge der Politiker bis hin zum Beam¬ 
ten vergegenwärtigen. 

Nach Mümken werden Ausländerrin¬ 
nen, Obdachlose und Kranke „rassi¬ 
stisch" ausgegrenzt, nur wie bei all sei¬ 
nen Aussagen findet sich kein konkreter 
Beleg. 


werden. Spiegelt dies eigentlich die ge¬ 
samte Redaktionsmeinung wieder ? oder 
auf welchem Mist ist das gewachsen? 
denn als Ausrutscher kann es wirklich 
nicht durchgehen und es sollte von euch 
auch eine Stellungnahme dazu kommen, 
trotzdem Grüsse freie radikale 


Wir haben diese Einladungskarte von 
Scientologen auf der Buchmesse über¬ 
reicht bekommen und fanden es sehr 
überraschend, dass sie mit Bildern illus¬ 
triert waren, die in uns sofort die Asso¬ 
ziation von Faschismus hervorgerufen 
haben. Obwohl die Scientologen jeden 
verklagen, der sie in die Nähe von Nazis 
bringt. Dies brachte zwei Redakteure dar¬ 
auf, dass das ein interessanter Rücktitel 
werden könnte. Eine Erklärung hierzu 
hätte es bedurft. Das ist nicht geschehen. 
Sony. ar 



Es gibt begründete Argumente gegen 
den Sozialstaat, insofern Alternativen 
einbezogen werden, die diesen obsolet 
machen und Menschen in die Lage ver¬ 
setzen, dass sie für sich selbst besser sor¬ 
gen und dazu keinen politischen Vor¬ 
mund benötigen. 

Besser wäre, wenn sich die SF Autoren 
intensiver mit einem Thema befassen, 
sie Begriffe definieren, insbesondere 
Aussagen auch faktisch begründen. 

Wie, um zum Schluss nur eine Frage an¬ 
zudeuten, lassen sich soziale Ungleich¬ 
heiten beschreiben, die nach Mümken zu 
den Existenzbedingungen des Liberalis¬ 
mus gehören? 

Augustin Souchy beschrieb in einem Ge¬ 
spräch, man habe Techniker besser be¬ 
zahlen müssen, weil man diese brauchte. 
(1936 -39, Katalonien) Wie wollen Li¬ 
bertäre mit unterschiedlichen Talenten 
und Begabungen umgehen? Sind sie 
nicht vollends zum Scheitern verurteilt, 
wenn sie sich nur auf Randgruppen re¬ 
duzieren, was schon Rudolf Rocker für 
falsch hielt? 

Gerechtigkeit ist ein sehr schwammiger 
Begriff. Das wusste schon der Soziologe 
J. P. Proudhon, der berichtetet, dass Kat¬ 
harina die Große Feste am Hofe liebte, 
dazu eine berühmte Sängerin aus Paris 
kommen ließ, diese aber eine Gage er¬ 
wartete, die Katharina nicht zahlen woll¬ 
te, weil eine derartige Summe ihre Feld- 
marschälle nicht im Jahr erhielten. Dar¬ 
auf die Sängerin: Dann bitte, Majestät, 
lassen sie Ihren Feldmarschall singen. 
Glück und Freiheit 
Uwe Timm 
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Nach einjähriger Vorbereitung fand am 1. April 2001 im Club 
Voltaire in Frankfurt die Gründungsversammlung der Trotzdem 
Verlagsgenossenschaft statt. Am 8.4. wurden die Unterlagen 
beim Cenossenschaftsregister und der IHK eingereicht. Die jetzt 
gegründete Verlagsgenossenschaft wird nach der Eintragung 
ins Genossenschaftsregister den Trotzdem Verlag komplett mit 
allen Büchern und Rechten übernehmen und das Programm 
weiterführen. Auch personell kann der Verlag kontinuierlich Wei¬ 
terarbeiten. Wolfgang Haug f Verleger und Inhaber des Verlags 
seit 1978, wurde gemeinsam mit Dieter Schmidt und Uli Stein- 
heimer in den Vorstand gewählt. Zusammen haben sie seit mehr 
als einem Jahr die Umwandlung in die Genossenschaft vorbe¬ 
reitet und werden in Zukunft für den Verlag verantwortlich sein. 
Darüber hinaus wurden mit Ralph Müller, Herby Sachs, Micha¬ 
el Wilk, Harald Romacker und Heinz Auweder fünf Personen in 
den Aufsichtsrat gewählt, die dem Trotzdem Verlag bereits seit 
langem verbunden sind. 

Die Genossenschaft ist Mitglied im Berliner Prüfungsver¬ 
band der klein- und mittelständischen Genossenschaften. Der 
Prüfungsverband, der bereits die Gründung mit rechtlichen und 
wirtschaftlichen Ratschlägen und Informationen begleitet hat, 
wird auch in Zukunft mit seinen jährlichen Gutachten den Auf¬ 
sichtsrat und die Mitgliederversammlung über die ökonomi¬ 



sche Situation der Genossenschaft informieren. Die Mitglied¬ 
schaft in einem Prüfungsverband ist per Gesetz vorgeschrieben, 
um den Mitgliedern über die Gutachten unabhängige Informa¬ 
tionen über die finanzielle Situation der Genossenschaft zu ge¬ 
währleisten. Das Gründungsgutachten wurde erstellt, es fiel po¬ 
sitiv aus und wurde ebenfalls beim Genossenschaftsregister ein¬ 
gereicht. 

Regelmäßige Informationen über die Genossenschaft oder 
Einladungen zur Mitgliederversammlung werden im Schwarzen 
Faden, auf der web site (www.txt.de/trotzdem) und nach Mög¬ 
lichkeit in der Graswurzelrevolution und den Contraste zu lesen 
sein. 

Die bisherigen Schwerpunkte im Trotzdem-Programm (u.a. 
anarchistische Theorie und Geschichte, Klassiker des Anarchis¬ 
mus, aktuelle libertäre Theorie und Wissenschaft, Staats- und 
Gesellschaftskritik) sollen konzentriert weitergeführt werden. Für 
das Jahr 2001 und das Frühjahr 2002 werden folgende Bücher 
vorbereitet. 

Das ursprünglich in Kooperation mit dem Münchner Marino- 
Verlag entstandene Buch über Noam Chomsky (Manufacturing 
Consent, dt. Wege zur intellektuellen Selbstverteidigung) wird 
von der Genossenschaft - nach dem Verkauf von Marino an Fre- 
derking & Thalmann - im Alleingang neu aufgelegt; für 2002 
arbeitet Michael Halfbrodt bereits an einer Ausgabe mit politi¬ 
schen Schriften des libertären Sozialisten Cornelius Castoria- 
dis; Helmut Richter, Michael Schiffmann und Wolfgang Haug 
arbeiten an der Übersetzung von Takis Fotopoulos Buch »To- 
wards an inclusive democracy« (Wegezu einer integrativen/in¬ 
klusiven Demokratie), dieses Buch setzt im Verlag die Diskussi¬ 
on um die Neugestaltung der Gesellschaft fort, die mit Büchern 
von Murray Bookchin und Janet Biehl seit 1992 intensiv verfolgt 
wird. Die Stärke von Takis' Buch liegt dabei in der ausführli¬ 
chen Analyse der Krise der heutigen »Wachstumswirtschaft« und 
endet mit einem Konzept für eine menschliche Gesellschaft, 
die den Weg aus der Sackgasse von internationalem Kapitalis¬ 
mus und Staatssozialismus findet DiSi historische Reihe im Ver¬ 
lag wird mit der Neuauflage von William Morris Utopie »Kunde 
von Nirgendwo« weitergeführt Diese Utopie, die u.a. auch in der 
Auseinandersetzung mit Kropotkin entwickelt wurde, ist auch 
heute noch ein Lesegenuss, das aktuelle Nachwort für die Neu¬ 
auflage schrieb Ulrich Klemm. Schliesslich werden gleich zwei Ti¬ 
tel zur Erweiterung des Frankfurter Flughafens vorbereitet. Zwei 
deshalb, weil es zwei verschiedene Bedürfnisse abzudecken gilt. 
Das eine Buch »Der Ausbau des Rhein-Main-Flughafens im 
Spannungsfeld globaler Entwicklung« wird versuchen die Hin¬ 
tergründe für den Flughafenausbau zu analysieren und eine 
kritische Herangehensweise aus libertärer Sicht zu entwickeln. 
Das zweite Buch wird als Jahrbuch konzipiert, das konkrete Fra- 
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gen und Probleme in der Auseinan¬ 
dersetzung mit der Flughafengesell¬ 
schaft und den regionalen und loka¬ 
len Politikern aufgreifen will und auch 
Mitglieder der wieder aktiven Bis ein¬ 
bezieht. Beide Bücher werden von ei¬ 
ner Vorbereitungsgruppe aus Mainz, 

Wiesbaden und Frankfurt konzipiert, 
organisiert und diskutiert. 

Neben dem »klassischen« Produ¬ 
zieren von Büchern, denkt die Verlags¬ 
genossenschaft aber auch das Produ¬ 
zieren von CDs an. Nach dem Vorbild 
von AK-Press in den USA, die sehr er¬ 
folgreich Reden von Noam Chomsky, 

Jello Biafra, Howard Zinn und Mumia 
Abu-Jamal oder einen Mix von Chum- 
bawamba-Musik und Chomsky-Rede 
vertreiben, sind wir an einer Erweiterung in dieser Richtung in¬ 
teressiert und auch für Vorschläge offen. 

Ein wesentlicher Eckpunkt für die weitere Entwicklung der 
Genossenschaft wird auf einer intensiveren Öffentlichkeitsarbeit 
beruhen. Seit der Unken Literaturmesse in Nürnberg 2000 ha¬ 
ben wir damit begonnen, eine Chomsky-Veranstaltung überre¬ 
gional anzubieten. Der Chomsky-Kenner und Übersetzer Mich¬ 
ael Schiffmann zeigt bei diesen Veranstaltungen Ausschnitte 
aus dem Film »Manufacturing Consent«, liest Passagen aus den 
Büchern »Die politische Ökonomie der Menschenrechte« (Trotz¬ 
dem) und »Der neue militärische Humanismus« (edition 8, 
Zürich). Dabei legt Michael Schiffmann den Schwerpunkt auf 
durchaus umstrittene Positionen Chomsky's, die Stoff für inten¬ 
sive Diskussionen bieten. 

Mit der Gründung der Trotzdem Verlagsgenossenschaft ist es 
zum ersten Mal nach langer Zeit wieder gelungen, ein breites 
anarchistische Projekt zu initiieren. Bisher haben exakt 111 Ein¬ 
zelpersonen, Gruppen oder Kollektive ihren Beitritt erklärt und 
die Einlage überwiesen (Stand 20.4.). Weitere 32 haben an¬ 
gekündigt einzutreten. Mit den Einlagen dieser Mitglieder ist die 
finanzielle Basis für die ersten Schritte der Genossenschaft - 
Übernahme des Verlags und die Produktion der ersten Bücher 
gesichert Auf Dauer ist die dadurch entstandene Grundlage 
a ber noch zu schmal. Um alle Vorhaben und Ideen in Bücher 
Umsetzen zu können, braucht die Genossenschaft weitere Mit¬ 
glieder. Darum wird die Vorstellung des Genossenschaftsmo¬ 
dells und die Werbung neuer Mitglieder eines der wichtigsten 
Aufgaben der nächsten Monate sein. Zusammen mit Buch- oder 
Infoläden, libertären und autonomen Zentren oder anderen In¬ 
teressierten sind bereits einige Veranstaltungen geplant, die 


über Modell, Programm, Pläne und Ideen der Trotzdem Verlags¬ 
genossenschaft informieren werden. 

Natürlich ist eine anarchistische Genossenschaft immer 
auch ein politisches Projekt. Mit ihren Anteilen sichern die Ge¬ 
nossinnen und Genossen die publizistische Verbreitung libertä¬ 
rer Erfahrungen, Sichtweisen und Denkansätze und befruchten 
jenseits der jährlichen Mitgliederversammlung mit ihren Ideen, 
Vorschlägen, der Organisation von Veranstaltungen oder der 
Werbung neuer Mitglieder deren künftige Entwicklung. 

Die Mitgliedschaft in der Genossenschaft steht allen Inter¬ 
essierten offen. Jedes Mitglied muss mindestens einen Anteil 
in Höhe von 250 Euro (ca. 500 DM) zeichnen, kann sich aber 
auch mit einem Vielfachen davon beteiligen. Die Genossen¬ 
schaftsmitglieder bekommen einen Mitgliedsrabatt von 30% 
auf alle Bücher des Verlags. Die Genossenschaft als Struktur 
erschien uns als das »demokratischste öffentliche Organisa¬ 
tionsmodell«, weil es unabhängig von der Höhe der Einlage, 
jedem Mitglied das gleiche Stimmrecht einräumt. 

Wolfgang Haug & Dieter Schmidt 


Informationen über den Trotzdem Verlag, die Genossenschaft 
und die Möglichkeiten, sich an ihr zu beteiligen sind beim 
Verlag zu erhalten: 

Trotzdem Verlag, Postfach 1159, 71117 Grafenau, 

Fax 07033-45264, 
e-mail: trotzdemusf@t-online.de 
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»Auf der Straße wehte der würzige Geruch von Rauke, die 
Rebstangen hingen voller reifer, goldgelber Trauben, die Luft war 
erfüllt von ihren Duft. Da habe ich mir gesagt: Lohnt es sich wirk¬ 
lich, zur Arbeit zu gehen und dort womöglich für zehntausend Lire 
Schimmel anzusetzen? Wer gibt mir jemals solchen Morgen wie¬ 
der, zehntausend Lire, was sind schon lumpige zehntausend Lire, 
die sind doch nie auch nur einen Atemzug dieser Luft hier wert. 
Und dann bin ich raufgegangen, hab eine Flasche geholt und bin 
damit ziellos über die Felder und Wiesen gestreift, weit weg vom 
Dorf.« 

ausiTommaso di Ciaula, Der Fabrikaffe und die Bäume; Wagenbach 










